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Der Flop: Streik in der JVA Tegel 

Am 6.12.1989 sollten alle Straf­
gefangenen der ]VA Tegel die Arbeit 
verweigern, um die Forderungen nach 
Hafterleichterungen durchzusetzen. 
Aufgerufen zu dieser Aktion hatte 
ctie Gesamtinsassenvertretung (GIV) 
der JVA Tegel. 

Zwar wird sich jeder Gefangene 
den Forderungen der GlV anschließen 
konnen, aber .•. 

Bei ctiesem Streikaufruf der GlV, 
für den ihr Sprecher verantwortlich 

zeichnete, wurden - abgesehen von 
den pseudojuristischen BegrUndungen 
über die Rechtmäßigkeit dieses Auf­
rufs mit dem Hinweis auf die Ver­
fassung der Bundesrepublik Deutsch­
land {die von Unkenntnis der tat­
sächlichen Rechtslage zeugte ) - alle 
demokratischen Prinzipien aufs 
gröbste verletzt. Wie kann sich eine 
Gesamtinsassenvertretung über 
deren Fortdauer und Bestand sicher 
noch nicht das letzte Wort gespro­
chen ist - anmaßen, eine Arbeits­
niededegung für alle Strafgefangenen 
"anzuordnen"? MUssen die Betroffe­
nen - die Gefangenen - nicht infor­
miert und gefragt werden? lch 
denke, hier wären für die GIV einige 
Nachhilfestunden in Demokratie, vor 
allem der Basisdemokratie, arg von­
nöten! 

Mal ganz nebenbei: Ich habe am 
6.12.1989 viele Insassenvertreter auf 
dem Weg zur Arbeit gesehen - und 
einige andere, auch der Sprecher der 
GIV, hatten sich krankgemeldet. Vor­
bilder' 
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Um es noch einmal deutlich zu 
sagen: Auch ich halte die Forderun­
gen der GIV für durchaus berechtigt. 
Auch ich bin der Meinung, daß ent­
scheidende Veränderungen/Verbesse­
rungen im Berliner Strafvollzug 
längst überfällig sind. Auch ich bin 
fUr Aktionen - aber für durchdachte 
und mit den Betroffenen abgestimmte 
Aktionen. 

\'Hlde Aktionen der GIV, wobei 
vorab auch noch die Presse infor­
miert wird, um sich und die Gefan­
genen vollends lächerhch zu machen, 
schaden nur. Glaubte man denn allen 
Ernstes, daß der Aufruf zu diesem 
"unbefristeten Streik" von äer Mehr­
heit der Gefangenen getragen wird? 

"Erfolg" des Streiks: Etwa 70 
Gefangene fehlten in den Arbeits­
betrieben. 70 von knapp tausend ... 
- ein Flop! 
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in unserer letzten Ausgabe hatten wir schon darauf 
hingewiesen, daß es uns nicht möglich sein würde, mit 
unserer Weihnachtsausgabe rechtzeitig zum Fest zu 
erscheinen . Die technischen Schwierigkeiten sind uns 
auch im neuen Jahr treu geblieben und zwangen uns, 
noch einmal um 14 Tage zu verschieben. Was wir uns 
fürs neue Jahr am meisten wünschen , dürfte wohl kein 
Geheimnis sein: einen Spender für eine neue oder zu­
mindest eine gute gebrauchte Druckmaschine. 

Eine aufmerksame Lichtblick-Leserin hat uns auf einen 
offensichtlichen Fehler in der letzten Ausgabe hin­
gewiesen. Es geht dabei um das auf den Seiten 15 
und 16 abgedruckte Merkblatt zur Vollzugsplanung für 
Langzeitgefangene von Prof. Dr . · Feest : Die Wider­
spruchsfrist in Niedersachsen gegen ablehnende Ent ­
scheidungen des Anstaltsleiters beträgt nur eine 
Woche und nicht zwei, wie es in dem Merkblatt heißt . 

Am 1. Januar 1990 ist Prof. Dr . Ernst Heini tz 88 
Jahre alt geworden . Immer wenn ein neues Jahr be­
ginnt, fängt für ihn auch ein neues Lebensjahr an. 
Die Redaktionsgemeinschaft 'der liehtblick' gratu­
liert ihm sehr herzl ich zu seinem Geburtstag. Aus 
diesem Anlaß haben wir beschlossen, Prof. Heinitz zu 
unserem Ehrenredakteur zu ernennen. Die Ernennung 
soll in einem feierlichen Rahmen Ende Januar bzw. An­
fang Februar in den Räumen der Redaktionsgemeinschaft 
stattfinden. Wir werden darüber in unserer nächsten 
Ausgabe ausführlich berichten. 

Für die nächste Ausgabe ist auch ein Interview mit 
der Senatorin für Justiz, Prof. Dr. Jutta Limbach, 
geplant . Nach ei nem Jahr rot-grünem Senat scheint 
man i n der Justi zverwaltung endlich zu grundlegenden 
Entscheidungen zu kommen, die den Vollzug in der JVA 
Tegel betreffen. Auf einem Treffen der ehrenamtlichen 
Mitarbeiter im Haus VI sprach der Teilanstaltsleiter 
über Projekte in der Senatsverwaltung für Justiz hin­
sichtlich ihres Einflusses auf die Vollzugsgestaltung 
in Tegel (siehe Seite 29 ) . 

In der Ausgabe Juli 89 (S. Jl) informierten wir dar­
über, daß die Verwaltung von den 18 Tagen der Frei ­
stellung von der Arbeitspflicht nur noch 15 bezahlt. 
Diese Vorsehr i ft wurde im August 89 zurückgezogen, 
einige Gefangene klagten aber auf Nachzahlung. Ein 
erstes Urteil liegt j etzt vor: die Anstalt hat zu 
zahlen . Mal sehen , ob sie es tut . 

Nach wie vor suchen wir Mitar beiter beim Lichtblick . 
Sowohl fürs Schreiben als auch einen, der sich mit 
unserer Druckmaschine vertraut machen möchte . Viel 
Arbeit , Streß und schlechte Bezahlung werden garan­
tiert. Die nächste Ausgabe soll am 5 . März in den 
Versand gehen . 
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Berliner Strafvollzug gehört 
nicht gerade zu den familien- und 
beziehungsfreundUchsten. Das ist 
wohl allen Inhaftierten u."ld ihren 
Beziehungspersonen bekannt. Hier 
bedarf es dringend einer umfang­
reichen Reform. bevor noch mehr 
Ehen und Beziehungen in die Bruche 
gehen. 
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Als Anfang des Jahres 1989 der rot­
grt.lne Senat die Regierung in Bedin 
tlbemahm, kam fllr die inhaftierten 
Menschen un Berliner Strafvollzug 
etwas Hoffnung auf. Sie ist aller­
dmgs inzwischen teilweise i>1 Resi­
gnation und Frustation umgeschlagen. 
Von seiten der Senatsven.raltung ftir 
Justtz wurden bisher keine spürbaren 
Veränderungen vorgeno:mnen, es 
wurde nur vtel geredet. \'las sich 
änderte. das waren die Verschluß­
zeiten in den Teilanstalten Il und 
111 der JVA TeJSel. aber das ist auch 
mehr ein Ergebnis der Arbeitsnieder­
legungen im Juni 1989. Und nach 
langer Diskuss1on wurde die AbteilunR 
Sicherheit in Tegel aufgelöst. 

'O'- · dazu gibt es eine sehr schöne 
Rede~,o,·endung: "Den Bock zu.'TI Gärtner 
gemacht". denn nach der Auflösung 
der Sicherheitsgruppe haben die ehe­
maligen Bediensteten dieser Abteilung 
das Sprechzentrum 11/lll übernommen. 
Dort dUrften sie gänzlich fehl am 
Platze sein. Es hern;cht nicht mehr 
gemde der freundlichste Tonfall, und 
die Stimmung ist im Sprechzentrum 
zum Teil sehr get•etz.t. Das haben 
schon eintge Besucher und Inhaf­
tierte zu spUren bekommen. Nur, 
wenn die Damen und Herren mir ihrem 
neuen Aufgnbengebiet nicht zufrieden 
sind. sollten ste dns nichr unbedmgt 
an den Besuchern auslassen. 



Ansonsten gtbt es Uber grundlegende 
Veränderungen bisher nichts zu be­
richten. \'las led1glich immer wieder 
von unserer justizsenatorln zu hören 
ist . lautet: "Ich lasse zur Zeit 
gerade d1e Möglichkeiten .Prüfen!" 
Aber wie lange soll diese UberprU­
fung noch andauern. Nacli fast einem 
Jahr rot-grUnem Senllt muß man sich 
langs.'lm fragen, ob es wirklich an 
dem ist oder ob es nicht nur eine 
gewisse Hinhaltetaktik ist. 

Es gibt so viele kleine postnve Ver­
änderungen. die schnell und unbüro­
kratisch umgesetzt werden könnten, 
wenn man nur wollte. Aber man 
scheint nicht zu wollen. denn '.-'cder 
an den Haftbedingungen allgemein,' 
noch z . B. am Essen oder an der Be­
suchsregelung hat sich etwas ge­
Lindert. Da weder Beamte noch 
Gefangene recht wissen, woran sie 
sind, tst es jetzt eher schlimmer ge­
worden. Daß d~durch natürlich 
fast unerträgliche Stimmung 
Gereiztheit herrschen. kann man ver­
stehen. 

• • 

Die Damen und Herren in der Ver­
waltung mUßten langsam mal wissen, 
was sie eigentlich "''Ollen. Vielleicht 
werden aber noch einige Anregungen 
und Vorschl!ige gebt·aucht. Nehmen wir 
zum Beispiel das Essen. das selten 
als schmackhaft und genießbar 
einzustufen ist. Wäre es das. könnte 
man sich die Personalkantine sparen 
und an die Bediensteten das gleiche 
Essen ausgeben wie an die Gefan­
genen, da es sich Ja um eine sehr 
abwechslungsreiche Kost handeln soll. 
Aber die Kantine muß es ja geben. 
sonst würde es \.;ohl Absatzsch\.rie­
rigkciten mit dem F.ssen geben, das 
in der LchrkUche hergestellt wird. 
Auf jeden Fall sollte man mal das 
Experiment rnnchen und vier \'lochen 
lang dasselbe Essen anbieten. das 
auc:h die lnhaftterten bekommen, 
natUrlieh aus demselben Topf, 
ve-rsteht sich. Ich glaube, daß der 
rege Zulauf in der Kantine von einem 
auf den anderen Tag fast auf null 
wäre. Oder wir hätten mal 
Wochen lang anständiges Essen! 
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Zum Thema Haftbedingungen gabe es 
auch einiges zu ändern, was schnell 
und einfach gemacht werden könnte. 
Wie heißt es doch so schön im Straf­
vollzugsgesetz unter § 3 (Gestaltung 
des Vollzuges) : 

0) Das Leben im Vollzug soll den 
allgemeinen Lebensverhältnissen so 
weit als !ßÖ&lich angeglichen ~o·erden . 

(2) Schädlichen Folgen des Freiheits­
entzuges ~t entgegenzu~oirken. 

(3) Der Vollzug ist darauf auszurich­
ten, daß er dem Gefangenen hilft. 
sich tn das Leben in Freiheit einzu­
gliedern. 

ein Inhaftierter diesen Para­
graphen zum ersten Male liest. wird 
er sicher der Meinung sein, es wäre 
~in Vollzugs~oitz - aber es ist keiner. 
es steht tatsächlich so im Strafvoll­
zugsgesetz. Die Frage ist nur 
wird in Tegel schon der Vollzug' den 
allgemeinen Lebensverhältnissen an­
geglichen? Teilweise wäre das 
machbar. und zwar fängt das z. B. 
schon bei der Ausstattung des Haft­
raumes an. jedem Inhaftierten müßte 
erlaubt sein Bilder dort an die Wand 
zu hängen, wo er sie gerne hätte und 
nicht nur an d<>r ßilderle~te. ln den 
Hä.ust>m ll und I 11 sollte es endlich 
auch Warmwasser und Steckdosen 
geben und die Toiletten vom übrigen 
Haftraum abgetrc:'nnt werden, damit 
kein lnsasS(I mehr neben der Toi­
lette sein Essen zu sich neh."!len 
muß. jede Zelle sollte auch von 

verriegelbar sein, damit man 
seine Ruhe hc:n, wenn man mal für 
sich alleine sein mCSchte. Es könnte 
sich dabei um ein Türschloß handeln. 
das von außen und innen auf- und 
zugeschlossen werden kann. Der 
Beamte kann dann jederzeit den 
Haftraum betreten, nachdem er ange­
klopft hat. 
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Aus § 3 Abs. 1 StVollzG ergibt sich 
auch die Verpflichtung. auf ange­
messenE.' Umganq-;fonnen zwischen den 
Vollzug;bediensteter. und den C-.efan­
genen t>inzuwirken. Außerhalb des 
Vollzuges entspricht es den all­
gememen Regeln der Höflichkeit. vor 
Betreten von b(•wohnten Räumen an­
zuklopfen. Insbesondere vor Betreten 
von Einzelhafträumen ersc:heün ein 
solches Verhalten in der Regel auch 
im Strafvollzug als geboten. Oie 
Sicherheit und Ordfl\lflg der Anstalt 
wird durch ein Anklopfen vor dem 
Betreten des Haftraumes jeden!"alls 
nicht beeinträchtigt. l'berraschende 
Haftraumkontrollen werden dadurch in 
ihrer Wirksamkeit nicht beeinträch­
t lgt. Zu diesern Ergebnis ist das 
Landgericht Blclefeld in seinem 
Beschluß - l '5 Vollz 9l/85 - vom 
26.11.1985 Rekonunen. 



Außerdem müßten die Hafträume in 
r-egelmäßigen Abstanden renoviert 
werden. Im fr-eien Mietverhältnis gibt 
es dafür Vorschriften; warum nicht 
auch im Strafvollzug? Hier lebt man. 
wenn man Pech hat. zehn Jahre im 
selben Raum. ohne daß er einmal 
r-enoviert wird, und selber darf man 
es nicht . Warum eigentlich? 

Es gibt noch viele solcher· Kleinig­
keiten. die das Leben in Haft er­
leichtem Wl.irden. Darüber sollte mal 
an der geeigneten Stelle nnch­
gedacht werden. Auch in bezug auf 
die Besuchsregelungen wäre 
Umdenken dringend erforderlich. Im 
Prinzip k6nnte man doch die Sprech­
zentren abschaffen, wenn die Haft-
anstalten nach innen geöffnet , 
werden. Das setzt natürlich voraus, 
daß die Zellen entsprechend den 
vorangegangenen Vorschlägen gestal­
tet würden. Man könnte seinen 
Besuch auf dem Haftra~m empfangen, 
was sicher menschlicher wl:ire. als wie 
es zur Zeit ist. 

Unsere ]ustizsenatorin hat sich zwar 
fUr sogenannte "Liebeszellen" bzw. 
Begegnungsräume ausgesprochen - der 
Lichtblick berichtete in seiner 
Ausgabe Juli 1989 dart.iber - doch 
scheint in dieser Richtung bisher 
noch nichts geschehen ZLI sein. Wie 
man Jl:'doch aus der Gerüchtektiche 
htsrt. soll ein derartiges Versuchs­
projekt in der Sozialtherapeutischen 
Anstalt in Angriff genommen werden. 
\o[enn dem so ist, sollte man das fUr 
alle Teilnnstalten einführen und nicht 
nur - wie in vielen anderen Dingen 
auch - der SothA den Vorzug geben. 
Allerdings ,.,Iire es wirklich wün­
schenswert, wenn jeder Gefangene 
seinen Besuch auf seinem Haftraum 
empfangen k6nntc. Gerade fllr Ehe­
leute und andere feste Beziehungen 
wHre dns sehr wichtig. So würde man 
den Inhaftierten und deren Frauen 
oder Freundinnen die 1-!öglichkeit 
geben, ihre Beziehung aufr-echtzu­
ernalten und sie nicht zu zerstören, 
wie es im r.tornent der Fall ist. Es ist 
doch so. daß jeder Mensch - und 
dazu zählt auch ein Gefangener -
l'ltlrme. Liehe und Geborgenheit 
braucht. wn leben zu können. 

Was wurde eigentlich gegen 
solche Regelung sprechen? ~!an kann 
nur hoffen. daß die Senatsverwaltung 
fl.lr Justiz sich all dos und einiges 
andere mal durch den Kopf gehen 
Uißt und endlich mll der Reform im 
Berliner Strafvollzug beginnt. Lippen­
bekenntnisse gab es schließlich 
genug. 
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Der 40jahrige Geburtstag 
der Bundesrepublik war das 
ganze Jahr 1989 Ober Anlaß, 
feierliche Reden zu halten, 
die Bundeswehr bei der 
"Woche der Militarmusik" 
aufspielen zu lassen, ein 
großes "BOrgerfest" im Re­
gierungspark in Bonn zu 
veranstalten und vieles 
mehr. 

Mit betonharter Sicher­
heit gehindert, an dem Jubi­
laum teilzunehmen, waren und 
sind die fast 50.000 Frauen 
und Manner , die eine Haft­
strafe verbüßen oder sich in 
Untersuchungshaft befinden. 
Dies war für die Bundestags­
fraktion DIE GRUNEN Grund 
genug, ein besonderes Ge­
burtstagsgeschenk in Bann zu 
überreichen : ein Strafnach­
laßgesetz aus Anlaß des 
40jährlgen Bestehens der 
Bundesrepublik, eine Amne­
stie fOr Strafgefangene und 
solche , die es werden 
wollen. 

Nun haben Amnestien be­
kanntlich Tradition; es gibt 
sie als sogenannte "Befrie­
digungsamnestien" wie z. B. 
nach dem Krieg, als man mit 
dem Schwamm über die Straf­
taten aus Anlaß von Hunger, 
Not und Gewinnstreben per 
Schwarzhandel ging. Ähnlich 
die beiden sogenannten 
"Rechtsfolgeamnestien" als 
Konsequenz der Studenten­
unruhen am Ende der "wilden" 
60er Jahre . Damals waren von 
der sozial-liberalen Koali­
tion bestimmte Tatbestande 
des Demonstrationsstraf­
rechts gestrichen worden. 
Also wollte man auch die 
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AMNES TIE 
- in Westdeutschland unmöglich? 

"Große Koalition" gegen Strafnach· 
•• 

Iaßgesetz der GRU NEN 
Verurteilungen deswegen 
annullieren. 

Unser Vorschlag gehört in 
die Kategorie der sogenann­
ten "Jubelamnestie", denn 
er will ja nicht die zu­
künftige Straflosigkeit 
schwerer Vergehen, sondern 
fordert, aus wichtigem Anlaß 
einmal innezuhalten beim 
jährlichen Abstrafen von 
Ober 90.000 Menschen und 
deren Familien, einmal kri­
minalpolitische Bilanz zu 
ziehen und Gnade vor Recht 
ergehen zu lassen in den 
Fallen, die nicht zu den 
allerschwersten unserer 
Rechtsordnung gehören . 

Sieht man sich den Ge­
setzentwurf <Drs. 11/4555> 
genauer an, so fallt auf, 
daß er eigentlich noch ziem­
lich zurückhaltend ist . Da 
sollen nicht etwa alle 
Strafen zum Stichtag weg­
fallen, sondern "nur" hal­
biert werden. Wir folgen 
damit dem Grundgedanken der 
Halbstrafenregelung des § 57 
Absatz 2 StGB, freilich un­
abhängig von einer "Sozial-

prognose" . Wo bliebe sonst 
der Gnadenaspekt? Folge­
richtig wäre, die lebens­
lange Freiheitsstrafe auf 
15 Jahre zu begrenzen 
<§57 a StGB>, hier aller­
dings mit der Einschrankung, 
daß keine Gefahr schwerer 
Rückfälle besteht . Bei lau­
fenden Strafverfahren soll 
das richterliche Strafmaß 
am Ende ebenfalls halbiert 
werden, unabhängig , ob auf 
Freiheits- oder Geldstrafe 
erkannt wurde . 

Gut, über die Einzel­
heiten könnte man streiten, 
dafür gibt es die Beratungen 
im Rechtsausschuß . Um so 
Oberraschender geriet jedoch 
die erste Lesung des Ent­
wurfs im Deutschen Bundestag 
am Freitag, dem 15.Dezember, 
in der nicht nur die Regie­
rungsfraktionen, sondern -
noch vehementer als der 

.Redner der CDU- die Sozial­
demokraten mit uns "ins 
Gericht gingen" und klar 
ankündigten, daß sie unser 
Anliegen von Grund auf ab­
lehnen. Da mußte sich die 
Rednerin der GRUNEN, Christa 



Nickels, den Vergleich mit 
absolutistischen Herrschern 
verschiedener Kaiserreiche 
anhören. Denn eine Jubel­
amnestie sei eines "Rechts­
staates unwürdig", da sie 
die Unabhängigkelt der 
Strafrechtspflege ein­
schränke. Betont wurde auch 
die "Rechtstreue der Bevöl 
kerung", die bei solchen 
Amnestien Schaden erleiden 
werde. Schließlich zweifelte 
der Abgeordnete Dr. de With, 
frOher Staatssekretar im 
Justizminlsterium, am "Demo­
kratieverstandnis" der 
GRÜNEN, und der CDU-Redner 
Erwin Marschewskl warf 
Christa Nickels vor, sie 
wolle eigentlich nur ver­
schleiern, daß die RAF­
Terroristen freikommen 
sollen. 

Selbstverstandlieh wußten 
wir, daß auch dl~ser Gesetz­
entwurf - wie alle GRüNEN 
bisher - keine Mehrheit im 
Bundestag finden wUrde, 
gleichgültig, welche Ände­
rungen er noch erfahrt. Dar­
an ändern auch die mehreren 
t ausend Petitionen von Ge­
fangenen nichts, die das An­
liegen unterstützen; soviel 
wurde in der Debatte bereits 
deutlich. 

Ärgerlich ist aber , daß 
die anderen Partelen es 
offensichtlich ablehnen, 
sich mit dem dahinterstehen­
den Gedanken einer kriminal­
politischen Bestandsauf­
nahme, die erstmalig auch 
tatsachliche Auswirkungen 
auf die Betroffenen, nämlich 
die Gefangenen und Ihre An­
gehörigen, hatte, Oberhaupt 

zu beschäftigen. Anders kann 
man die Debattenbeiträge 
kaum verstehen, deren Unin­
formiertsein erschrecken 
muß. 

Denn selbstverständlich 
gewähren moderne demokra­
tische und rechtsstaatliche 
Regierungen Amnestien aus 
Anlaß von Feierlichkeiten. 
So entläßt der französische 
Gesetzgeber alle paar Jahre 
Strafgefangene und annul 
liert Bewährungsstrafen aus 
Anlaß der Wahl eines Staats­
präsidenten, zuletzt am 
20. Juli 1988. Dies hat 
überhaupt nichts mit einer 
Oberfüllung der Gefängnisse 
zu tun, sondern ist Ausdruck 
eines Vergebenkönnens, 
welches In unserem Staat 
offensichtlich unmöglich er­
scheint. 

Oder doch nicht? 

Immerhin starteten die 
Regierungsfraktionen im Mal 
84 den untauglichen Versuch, 
per Gesetz "die Einstellung 
bestimmter Steuerstrafver 
fahren " <Drs. 10/1421> zu 
erreichen . Dahinter verbirgt 
sich die als "Flick Skandal" 
bekannt gewordene Praxis 
finanzkräftiger Firmen und 
Einzelpersonen, die drei 
Parteien CDU/CSU, SPD und 
FDP mit großzügigen Spenden 
zu unterstützen und diese 
dann bei der Steue~ abzu ­
setzen . Der Gesetzentwurf 
wollte "hier einen Schluß 
strich ziehen" <s . S. 1> und 
dies , obwohl die Strafbar 
keit für die Zukunft be­
stehen blieb. Der Entwurf 
wurde zurückgezogen , als die 

öffentlichen Proteste gegen 
diese "Selbstamnestie" ein­
setzten. 

Was lehrt uns das? Auf 
manche Amnestie folgt die 
Amnesie <Gedächtnisschwund> 
und "Manche sind gleicher 
als andere ... <G. Orwell>" . 

Wir werden jedenfalls 
nicht nachlassen, die ande­
ren Fraktionen zum Nach­
denken über Gefängnisse und 
Strafrecht tu zwingen und 
öffentlich Stellung zu be­
ziehen. Anlässe gibt es 
genug. Im Rechtsausschuß 
stehen diverse Gesetzent­
wUrfe und Anträge der GRÜNEN 
hierzu zwecks Beratung auf 
der Tagesordnung im neuen 
Jahr. Gegen die schnelle 
Verabschiedung des neuen 
Strafvollzugsgesetzes mit 
allen seinen Einschränkungen 
für Gefangene konnten wir 
eine öffentliche Sachver­
ständigenanhörung im Bundes­
tag durchsetzen . Sie findet 
statt am Freitag, dem 16. 
Februar 1990, leider nur 
einen halben Tag lang . Wie 
immer in solchen Fällen , 
dürfen die GRONEN nur einein 
Sachverstandigeln benennen, 
die CDU fünf. Aber so ist 
das in der Demokratie ... 

Wir bleiben am Ball. 
Einen guten Jahresbeginn. 

erträgliche Haftbedingungen 
und die baldmögliche Frei­
heit, wünscht Ihnen allen 

Martin Köhler 
Strafverteidiger und wissen­
schaftlicher Mitarbeiter der 
Bundestagsfraktion DIE GRüNEN 
Bann, 20 .12 . 1989 
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Plakatwettbewerb der D.A.H. 
Am 19. Dezember 1989 wurden die 

Preisträger des Preisausschreibens 
der Deutschen AI OS-Hilfe aus­
gewählt. Nach sehr heftigen Diskus­
sionen waren dann endlich die acht 
Preisträger ennittelt. Es sind ins­
gesamt drei Preistl."'ägel."' aus det· 
Justizvollzugsanstalt Tegel (siehe 
dazu auch Pressespiegel). Es wurde 
ein sogenannter erster/zweiter Preis 
vergeben, weil zwischen diesem 

Entwurf eines Gefangenen und dem 
Plakatentwurf, das den ersten Preis 
bekam, nur ganz wenige Punkte ge­
legen haben. 

\\'eiterhin haben zwei Gefangene 
einen dritten Pl."'eis gewonnen. In der 
nächsten Ausgabe des Lichtblicks 
wird ausführlich über die Pl."'eis­
tl."'äger und das Preisausschreiben 
berichtet. Das Titelblatt wird dann 

der neue Plakatentwurf der Deut­
schen AIDS-Hilfe sein. 

Die Deutsche AIDS-Hilfe hat sich 
sehr gefreut, daß die Beteiligung an 
dem Preisausschreiben so groß 
gewesen ist. Es ist geplant. in zwei 
Jahren wieder ein Preisausschreiben 
zu veranstalten. 

-gäh-

Das Schweigen durchbrechen 
Aids·Hilfe startete Plakataktion für infizierte Häftllnge 

Todkrank und hinte r Gittern- so hätte das Motto des Preis· 
ausschrelbens fü r lnbaftlerte heißen können. Knackis und Ex· 
Häftlinge waren aufgerufen. Plakate zum Thema .Aids Im 
Strafvolh:ug" zu entwerfen . Initiator war die Deutsche Aids· 
HU1e(D.I.H.). DasZiel der Aktion: Das Schwelgen brechen und 
Solidaritä t mit den Betroffenen schaffen. 

Aids-Kranke und HIV·Infi· Moabtt. Wer infiziert ist, muß 
zierte müssen oll hinter Git· damit rechnen, daß sich die 
lern sterben. 400 Infizierte Haltbedtngungen verschlech· 
Halllinge glbl es ln Berlln, tern. Die BetroUenen kommen 
schätzt Michael G!hner, eh· in Einzelzellen. werden von 
renamllicber Mitarbeiter bei sozialem Kontakt Wie der ge· 
der D.l.H. und Initiator der Pla- melnsamen Arbeit ausge· 
kalaktion. Weit über 90 Pro- schlossen. Werden sie frühzel· 
zent davon sind Fixer und ha- Ug entlassen, wissen sie nicht 
ben sich durch .needie-sha· wohin. 

• 

ring· (das gemeinsame Benul· Die Plakataktion ist ange· 
zeneiner Nadel) ln der Ha.ftan- stchts dieser drückenden Pro· 
stalt angesteckt. .Draußen blematik nur ein kleiner 
braucht man sieb nicht zu infi· Schrill. 67 EntwUrfe gingen 
zieren, drinnen hat man keine ein, acht sind prämiert wor· 
Wahl·, beschreibt der HJV-po- den. Eltuweiter Preis und zwei 
sitive Ex-HMUtng WernerHer- dritte Preise haben Wesl-Berli· 
m.::.nn seine Hartzell in Tegel: ner Gefangene aus der Justiz­
Rund 300 Hli!Uinge teilten vollzugsanstalt Tegel bekom· 
sich ein Sprltzbesteck. Die For- men. Einige Vorschläge sahen 
derungen der D.I.H. reichen die Infizierten und Kranken 
von der Ausgabe von Desln· als bedrückte, verzwelielle 
Iektionsmitteln Ober Melha- Gesiebter hinter den immer 
don für Drogenabhängige bis wiederkehrenden Gitterstä· 
zu einer überallsierung der ben. Das Siegesposter ist eine 
Drogengesetze. Und: Aus hu· Mahnung gegen Ausgren· 
manitären und medizinischen zung: Die grauschwarze Krei· 
Gründen sollten infizierte und dezeichnung stellt einen ln· 
erkr4Dlde Knackis entlassen haitierlen am Rand des Hofes 
werden. dar, der von allen gemieden 

.,Aids im Knast - LaBt den Kranken nicht abseits stehen!" Dieses Pla­
kat von einem Inhaftierten in der Justizvollzugsanstalt Moers belegte 
den ersten Platz. 1500 Mark winken dem Gewinner. (Foto: Iris) 

ln West·Berlin werden aids- wird. Die Aids-Hilfe will eln 
kranke Häftlinge ln der Regel oder zwei Plakate drucken las­
kurze Zell vor Ihrem Tod in öf- sen. Ausstellungen in Hartan· 
fenllicbe Krankenhäuser ver- stallen, vielleicht bei regiona· 
legt.. Oder sle sterben m dem len Alds·Gruppen, sind ge· 

(Volksblatt Berlin vom 21.12.1989) 

Justizvollzugskrankenhaus in plant.. sl 

Seminar "Al DS und Presse" 
Vom 1. bis zum 3. Dezember 1989 

fand in Wuppertal ein ~eminar "A 1 DS 
und Presse" statt. Eingeladen waren 
Redakteure von Gefan~enenzeitungen 
aus der Bundesrepublik Deutschland. 
Dieses Semina!."' ist das erste gewesen, 
das überregional für Gefangenenzei­
tungen von einer Selbsthilfeorgani­
sation veranstaltet wurde. Die Betel­
ligung war erstaunlich gut. Von ins­
gesamt sieben Zeitungen eLSchienen 
Redakteure und tauschten ihre Mei­
nungen und Kenntnisse aus. 
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Eine interessante Feststellung ist 
es gewesen.· daß für einen Großteil 
der Redakteure der Gefangenen­
zeitungen das Thema A lOS verhält­
nismäßig neu war. Sie hatten sich 
zwar alle schon irgendwie damit be­
schäftigt. aber Grundkenntnisse 
fehlten. Einige erzählten, daß in 
ihren Anstalten Positive sofort beim 
Bekanntwerden verlegt wUrden. 
andere berichteten wiederum, daß in 
ihrer Anstalt die Positiven recht 
offen mit ihren Problemen umgingen 

und auch keinerlei 
Umgang mit anderen 
hätten. 

Probleme im 
Gefangenen 

Erfreulicherweise \var aus Berlin 
ein ehemals inhaftierter Positiver 
mitgekommen, der über seine Erfah­
rungen sprach. Ich glaube, die 
Begegnung mit diesem Mann war für 
die Redakteure das Interessanteste 
am Seminar. 

Es ist geplant, im Mai dieses 
Jahres wieder ein solches Seminar zu 
organisieren. \~er Interesse hat. kann 
sich schon jetzt an die Presseabtei­
lung der Deutschen AIDS-Hilfe - zu 
Händen Herrn Klaus Graf - wenden. 

-gäh-



Zum Tode von 
Rudolf Schweigert 

\vir haben einen Freund verloren. Am 2. Dezember 
1989 starb völlig unfaßbar und unerwartet Rudolf 
Schweigert im Alter von 39 Jahren. 1.'/ir haben Rudolf 
vor fünf Jahren kennengelernt; als er das erste Mal 
zu uns in die Redaktion kam und mit uns liber unsere 
Probleme sprach. 

Rudolf war Mitarbeiter des Senders Freies Berlin 
und machte zusammen mit Rainer K. G. Ott das Krimi­
nalmagazin PULP. Rudolf war keiner von den lauten 
Menschen. Ihm lag es nichi. zu brüllen und aufzu­
trumpfen. Er war still und ruhig. Er verbiß sich an 
irgendwelchen Sachen und führte sie bls zum Ende 
durch. Ich habe ihn i.nuner mit so einem kleinen Jagd­
terrier verglichen. Diese llunde sind ja nicht groß, 
haben aber einen ungeheuren Mut. verbeißen sich und 
lassen nicht los. Und so war unser Rudolf. 

In Zeiten, als es dem Lichtblick an den Kragen 
gehen sollte und die Senatsverwaltung ft r ]usttz uns 
noch weiter einschränken wollte. war er es, der im 
Sender Fre1es Berlln eine Sendung darüber bracht<! und 
die Stellungnahme des damaligen Justizsenators l<ehlin­
ge• lächerlich machte, indem er einen Fachmann zu 

Wort kommen ließ, der:- all das, was der Senator sagte, 
ad absurdum führte. 

Rudolf hatte sich bereiterklärt, für uns Vertrauens­
mann zu werden. Darüber haben wir uns sehr gefreut. 
Die Bewerbung lief Uber Z'Aei Jahre. Dann \...urde von 
der Abteilung V der Senatsverwaltung für Justiz er­
klärt. daß Herr Schweigert durch seine Tätigkeit - in 
der er Uber den Strafvollzug berichtete - für diese 
Aufgabe nicht geeignet sei. \\'ir wollten weiterhin ver­
suchen, ihn als unseren Ve•trauensmann durchzube­
kommen. Leider kam Rudolfs Tod dazwischen. 

Die Lichtblick-RedLtkti.on trauert um einen guten 
Freund. Vielleicht um ihren besten. \I/ir hoffen nut', 

· daß das Kriminalmagazin PULP - was auch bisher ein 
offenes Ohr für Gefangene hatte - nach Rudolfs Tod 
weiterhin Gefangene mit ihren Problemen zu Wort 
kommen lassen wird. 

Rudolf Schweigert, wir danken Dir für Deine 
Freundschaft. 

Die Lichtblick-Redaktion 
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einer kürzlich im Reiner Padligur 
Verlag erschienenen Anthologie, in 
der 16 Autoren und eine Autorio ihre 
von einer namhaften Jury dusge­
zeichneten Arbeiten der Kritik der 
Öffentlichkeit preisgeben. 1\lle Texte 
sind entweder während der Haft oder 
in Erinnerung daran geschrieben 
worden. Mit dem Ingeborg-Drewitz­
Preis sollen traditionelle Abwehrhal­
tungen gegenüber dem Knast auf­
gebrochen werden; Gefangene erhal­
ten die Chance, "Risse" in die von 
Vorurteilen geprägte öffentliche 
Meinung zu schlagen und damit eir1e 
kritische Auseinandersetzung mit dem 
bundesdeutschen Strafvollzug zu för­
dern. GJ.eichzei ttg motiviert der Preis 
Inhaftierte zur literarischen Ver­
arbeitung ihrer Situation der Gefan­
genschaft. 

Zu den Preisträgern zählen insbeson­
dere Kaspar Zorn und Ralf-Axel 
Simon, die, so die Einschätzung Josef 
Redings, "auch in einem 'normalen' 
Literaturwettbewet'b unter professio­
ne11en Schriftstellern eine Chance 
auf einen der vorderen Plätze ge­
habt" hätten. Ausdrücklich wendet 
sich die Jury jedoch gegen c.Jie Her­
aufbeschwörung eines neuen Star­
kults. Alle 16 Autoren und die Auto­
rln Finden mit ihren 25 rexten einen 
gleichwertigen Platz in der Antho­
logie. 

Im März 1989 wurde der alternative 
Literaturpreis ins Leben gentfen. Als 
Träger fanden sich die Dokumenta­
tionsstelle fUr Gefangenenliteratur 
der Universität MOnster. der Reiner 
Padligur Verl(Jg, Hagen, die Gefan­
geneninitiative e . V., Dortmund, sowie 
das Strafvollzugsarchiv der Umver­
sität Bremen bereit. Desweiteren wird 
der lngeborg -Dt'ewi.tz-Litera turpreis 
von der Humanistischen Union unter­
stUtzt. Die Preisverleihung fand erst­
mals am 18. Dezember 89 unter der 
Schirmherrschaft der OberbUrgenneiste­
rin der Stadt llamm, Frau Sabine Zech, 
und unter An·wesenheit des Kultusmi­
nisters des Landes NRW, Hans Schwier, 
statt. Fortan soll alle zwei Jahre ein 
neuet' Preis ausgeschrieben werden. 

lngeborg·Drewitz·Literaturpreis 
für Gefangene 

Ein Bericht von Nicola Nahrgang, Münster -

Mit dem Namen der verstorbenen 
Schriftstellerio Iogeborg Drewitz 
möchten die Trägergruppen den bei­
spielhaften Einsatz würdigen, den 
Frau Drewitz im Rahmen von Schreib­
gruppen im Knast sowie durch lite­
rarische Veröffentlichungen und poli­
tische Aktionen au~erhalb der 
Gefängnismauem leistete. 

Fernab von Jeglichem karitativ­
patnarchalischem Gehabe setzt sich 
der Solidaritätsgedanke zwischen 
drinnen unJ draußen auf allen 
Ebenen des Pt'eises durch. So etwa in 
der Zusammensetzung der ]ut'y: Margit 
Czenki (ab 1971 fünf Jahre lang 
ihrer Freihell beraubt. davon v.·1ei 
Jahre in Isolationshaft. Buch und 
Regie des Kinospielfilms "Komplizin­
nen") und Ralf Sonntag /seit 1978 
inhaftiert. journalistische und lite­
rarische Arbeit L'TI Knast) vertreren 
die Gruppe der Betroffenen, Peggy 
Parnass (Autorin der Gerichtsrepor­
tagen "Prozesse", verschiedene 
Preise für "hervorragende Leistungen 
im Journalismus") und johann P. 
Tammen (u. a. Redakteur und Heraus­
geber der Literaturzeitschrift "die 
horen") setzen seit jeher einen 
Schwerpunkt ihrer publizistischen 
Arbeit auf die Kritik am Stt'afvoll­
zug, )osef Reding (bekannt vot· allem 
durch seine sozialkritischen Kurz­
geschichten und Gedichte) weist 
neben seinen politischen Aktionen fiir 
sozial Benachteiligte eine langjährige 
Erfahrung als Schriftsteller auf, und 
Helmut Koch (Professor für Literatur­
wissenschaft an der Universität Mün­
ster, Leiter der Dokumentations­
stelle Gefangenenliteratur am Institut 
für deutsche Sprache und Literatur) 
ergänzt die vielseitigen Qualitäten 

(Hammer: Zeitung vom 19-12.1989) 

der Jury um eine wissenschaftliche. 
literaturkritische Perspektive. 

Die nach einer ersten Voro swahl in 
die engere · Wahl geno~TUPenen 130 
Texte \olUrden von der Jury nicht nur 
unter dem Aspekt der Litcr<nizität 
begutachtet, sondern auch nach dem 
Kriterium von Authentität und Prä­
zision. Nicht zuletzt honorierte sie 
den dokumentatischen Enthüllungswert 
mancher Beiträge. Daß literaturwis­
senschaftliche Maßstäbe und poetolo­
gische Begrifnichkeiten angesichts 
einer menschenunwürdigen Situation 
der Gefangenschaft zu leeren Wort­
hülsen zusammenschrumpfen, .,.'ird 
et.,.•a in der Erzählung "Thobers 
Bilder" deutlich, wenn Kaspar Zorn in 
authentischer Verdichtung seiner 
Sehnsucht Ausdruck verleiht: 

"D1e Augen hatten sich längst an 
Grau und Stahl blankgeschaut, den 
Ohren war mit den Jahren verloren­
gegangen wie Blätter rauschen, Bran­
dung gischtet, Kinder lachen. Selbst 
der Nase, die die Erinnerungen am 
längsten bewahrt, waren die Gerüche 
abhandengekommen, die eines warmen, 
lebendigen Körpers, und die Lippen 
\,rußten schon lange nicht mehr den 
unvergleichlichen Gesc:hmack der 
Liebe." 

Trotz ührer psychisch belasteten 
Lebenssituation gelingt es zahlrei­
chen Autoren, aus einer kritisch iro­
nischen Distanz heraus die gewissen­
lose Anmaßung der Strafjustiz und 
ihre nicht immer legalen Methoden zu 
entlarven. Ralf-Axel Sirnon beweist in 
seinem Gedicht "Horrortraum", daß er 
auch unter dem Druck alltäglicher Ein­
schUchterungsstrategien seine origi­
nelle Kritikfähigkeit bewahren konnte: 

Drewitz-Preis an 17 Häftlinge- Mäßiges Interesse bei den Medien 
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lngeborg-DrewitZ ·Literaturpreis 
für Gefangene 

''Horrortraum I manchmal I träume 
ich I mit meinem richter I meine 
rolle I zu tauschen I erschrecKt I 
wache ich auf I und bin erleichtert." 

Isolation, Apathie, Entwürdigung, 
aber auch Aggression, Auflehnung 
und offener Haß - das sind Themen, 
die leitmolivisch die gesamte Gefan­
genenliteratur und somit auch diese 
Anthologie durchziehen. 

l:.in Litera turpre is für Strafgefa ngene 
hat zwangs:äufig eine politische und 
eme soziale Dimension. D1e polittsche 
~dsanz erfuhren die verantwortlichen 
Mitarbeiter bereits während der 
ersten Kontaktaufnahme mit den ein­
zelnen Anstalten. Viele Leiter bay­
rischer Haftanstalten Raben die ln­
fonnationP.n nicht an die Gefangenen 
weiter. Immer wteder verzögerten 
Kommunikationsprobleme zwischen 
drinnen und draußen den Arbeits­
prozeß der Jury. Letztendlich erhiel­
ten die vier bayrischen Preisträger 
nicht die Erlaubnis, zur Preisverlei­
hung ins Hammer Rarhaus Z'.l kommen. 

Schon bestehen Pläne fUr die Aus­
~estaltung des Preises im Sommer 91 , 
so etwa der Gedanke, 1hn thematisch 
auf besonders tabuisi"rte Bereiche 
\vi.e Liebe und Sexualität einzu­
schränken, um gezielt Aufregung zu 
P.rovozieren. Auch wäre es einer 
Uberlegung wert, Themenvorschläge 
zu erarbeiten, die speziell Frauen 
ansprechen, damit sich die überpro­
portional geringe Teilnahme der 
Frauen nicht wiederholt. 

"Risse im Fegefeuer" muß ins Gerede 
kommen, wenn sich die Aussicht auf 
Fortsetzung des Literaturpreises er­
füllen soll. 

lngeborg-Drewitz· Literat urpreis für 
Gefangene (Ag. ): Risse im Fegefeuer, 
Anthologie. Reiner Padligur Verlag, 
Hagen 1989. 

Junkie-Oase 
Seit etwa einem Jahr treffen wir 
Junkies uns regelmäßig ernmal 

' wöchentlic;h . Dadurch, daß die 
meisten substituiert werden. haben 
wir jetzt gegenüber frtiher Zeit, uns 
zusammenzt' rinden, Hobbvs nachzu­
gehen oder auch "nur" miteinander 
zu kommuniZieren . 

Einige hatten die ldee, einen Junkie­
bund zu gründen, so daß mit HUfe 
der A.H.E. I A lDS-Hilfe Essen) unsere 
Begegnungsstatte entstand. Zunächst 
muß berücksichTigt werden, daß 
Junkies während ihrer Abhängigkeit 
weder Zeit haben sich zu organisie­
ren, noch das BedUrfnis haben, ein 
ZusammengehörigkcitsgefUhl zu ent­
wickeln. Da wir - zur Zeit arbeiten 
wir zu zweit - substituiert werden 
und uns seit mehreren ',·lochen ein 
Raum zur Verfügung steht, lag es 
nahe, unsere Aktlvitaten und Treffen 
in der A.H.E. stattfinden zu lassen. 

Unser Raum ist ca. 16 bis 18 m2 

grofl , mit einem Telefon, mehreren 
Stl~hlen, zwei Sesseln und einem 

' Ss;hreibtisch aus~estattd. Dem Tele-
• fon l<onunt eine hesondcrs wichtige 
R.Ölle zu, du wir dndurch mit Ämtern, 
der Drogcmbcrntung uncJ undcren 
Mlt~lledt>rn Kontukt uufnchmc?n (und 

pflegen) können; außerdem sind wir 
filr User (von 9-17 Uhr) erreichbar. 
\\'ir werden informiert, wenn jemand 
ins Krankenhaus kommt (sehr wichtig 
bei HlV-AK- positiven Junkies), wenn 
andere Junkiebunde Veranstaltungen 
planen bzw. durchfUhren oder 
Schulen und Eltern um Rat fragen. 

Die meisten Leute kommen erst, seit­
dem wir diesen Rawn für uns nützen 
können; vorher war en intensive Ge­
spräche kaum möglich. Die Gestaltung 
lockert die A~mosphäre auf, so daß 
wir nicht ständig an dte AIDS -Pro­
blematik denken. Es ist unserer Mei­
nung nach sehr wichtig, daß andere 
AIDS-HUfen Selbsthilfebemühungen 
der ans!issigen Junkies unterstUtzen, 
denn die meisten User und Substis 
haben es bisher nicht gelernt. sich,. 
zu organisieren, außerdem stagniert 
die Infektionsrate im Verhältnis zu 
den Schwulen nicht, so daß immer 
mehr OpWtgebraucher mit dem Voll­
bild konfrontiert werden. 

Es geht voran! 

Winnl Kncs 
junkic-Od!>e 
c/o A 1 DS-IIilfc Essen 
Vumhorsunraße 17 
4300 Essr.n 1 

Anhörung zur medizinischen 
Versorgung der Gefangenen 

Am 10. Januar 1990 fand im Rathaus 
Schöneberg eine öffentliche Anhörun~ 
zum Thema "\1eu.izinische Versorgung 
der Gefangenen" statt . Herr Astrath, 
einigen Jnserer Leser als ehemaliger 
Sicherhettsche' bekannt, \.,ar für 
diese Veranstaltung verantwortlich. 
In altbewährter Manie hat er diese 
Aufgabe erledigt. Mit ungeheurer 
Akribie und in allerschnellster Zeit 
fertigte er ein Gutachten. Und dieses 
Gutachten war die Grundlage der An­
hörung. 

Es wurden insgesamt 37 "sogenannte" 
Sachverständige geladen . Von diesen 
37 Sachverständigen gehörten 11 
nicht der Justiz an. Von diesen 13 
wiederum waren zwei nicht staatlich 
Bedienstete. d. h. diese beiden Teil­
nehmer waren von der Zentralen 
Beratungsstelle der freien Straffälli­
genhilfe Berlin. Alle anderen Teilneh­
mer waren ent"'eder Justizbeamte 
oder sonst im Staatsdienst. 

Um 9 Uhr begann die Anhörung und 
mittags "-'ar sie schon zu Ende. Alle 
waren sich einig und damit dieses 
Thema abgetan. Herr Astrat h hatte 
sich natUrlieh die rid tigen Sachver­
ständigen ausgesucht, denn was für 
die medizinische Versorgung der 
Gefangenen der Personalrat der 
Jugendstrafanstalt oder der Personal­
rat der JVA Plötzensee tun kann. ist 
nicht nur der Redaktionsgemeinschaft 
unverständlich. Sogar aus dem Kreis 
der Justizbediensteten war zu hören. 
daß diese Anhörung eigentlich gar 
nichts brachte. ' · 

\\'eder wurden zu dieser Anhörung 
ehemalige Strafgefangene geladen, 
noch Mitarbeiter von Institutionen, 
die sich mit der Betreuung von Ge­
fangenen befassen. Auch das Thema 
AIDS wurde ausgeklammert. Herr 
Astrath erklärte auf Anfr age, daß 
·es z..:ar in diesen Bereich gehöre, es 
aber keinen Extrablock fUr A1DS 
geben soll t e. 

Hier wurde eine große Chance vertan, 
einmal etwas Uber die wirklichen Zu­
stände der medizinischen Ver sorgung 
zu erfAhren. Was diese ·sogenannten 
Experten berichten sollten, war allen 
schon vorher bekannt. Jeder Anstalts­
leiter wird bestätigen, daß die medi­
zinische Versorgung in seiner Anstalt 
hervorragend ist, weil er letztendlich 
dafür die Verantwortung trägt. 

Daß sich der neue Senat so etwas 
gefallen läßt zeigt, daß die geplan­
ten guten Anslitze nun tm Mahlsand 
der Verwaltung steckenbletben. Dte 
Frage Ist jetzt, wie lange llißt der 
Senat slch das noch gefallen? -gäh-
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Presse· 
mitteilung: 

Neue Wege der Drogenhilfe: Am 15. Januar eröffnet SYNANON das 
größte Wohnmodell der Drogenhilfe 
und kann dann zusätzlich mehr als 
100 Süchtige aufnehmen - auch dro­
genabhängige Mütter mit ihren Kin­
dern. 

Nüchternheit zum Ausprobieren 

SYNANON bietet Süchtigen, die Hilfe 
suchen. eine Probezeit an. Denn wer 
sicn entscheiden will, muß vorher 
wissen, um was es geht. 

Deshalb gibt SYNANON Jedem, der von 
den Drogen weg will, lL. Tage Zeit: 
Um mitzuleben und mftzuarbeiten. 
Erst dann entscheidet jeder für sich 
selbst. Wer ,,;ill, der bleibt. Wer 
wieder gehen .... 111, der geht. Kommen 

"Wir sind wieder da": mit diesen 
Schlagworten hatte vor Monaten die 
sogenannte Vollzugszeitschrift janus 
wieder auf sich aufmerksam gemacht. 
Fur- mich ein durchaus begri.indeter 
Anlaß einmal nachzuqehen, was sich 
dahinter verbirgt. 

Auferstehung einer toten Vollzugs­
zeitschrift, welche so jämmer-lich ab­
dankte? Unter welchen Bedingungen? 
Welchem Zweck soll es dienen? 
Fragen Uber- Fragen kamen hier auf, 
zumal mir noch bestens in Erinnerung 
ist, wie erbärmlich der janus im 
Januar 1989 unterging! Die seiner­
zeitigen janus-Redakteure zeigten 
sehr bald, daß sie zwar auf dem 
janus-Papier eine große Lippe zeigen 
konnten, aber sich sehr bald als 
"erbärmliche \'lichte" entlarvten. Der 
damalige Mitredakteur E. wollte dem 
Leiter- Robert Mündelein die Zähne 
zeigen. Zensur durch Vorlage; nicht 
mit E.! \'ienn er einmal anfange, 
nehme er die ganze Zentrale ausein­
ander und einiges mehr. 

Die Zentr-ale blieb stehen und E. 
paßte sich sehr geschmeidig an. Er 
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kann man tags und nachts und ohne 
Vorbedingungen. 

So erfahren Drogensüchtige erstmals 
nüchternes "Leben auf Probe" - ohne 
Papierkrieg und ohne Zwang. 

Was den Steuerzahler interessieren 
wird: Die Süchtigen bei SYNANON 
liegen ihm nicht auf der Tasche, 
sondern erarbeiten einen erheblichen 
Teil ihrer Kosten selbst. 

Das alles funktioniert dank vielfälti­
ger Unterstützung von außen. Der 
Neubau in der Bernburger Straße, 
dicht am Potsdamer Platz, hat I. 000 
Quadratmeter zum Wohnen, zum Arbei­
ten und ganz viel Platz für Kinder. 
Nach 18 Jahren verfügt SYNANON nun 
über persönlichen Lebensraum und 
kann raus aus den Schlafsälen. 

Die Bürgermeisterin von Berlin, Frau 
Ingrid Stahmer, hält die Eröffnungs­
rede. Frau von \Veizsäcker, die Gattin 
des Bundespräsidenten, die die Schirm­
herrschaft Uber die Elternkreise dro­
genabhän~er Kinder übernommen 
hat, schrieb das Grußwort der Fest­
schrift. 

Finanzier-t wurde dieses Modell im so­
zialen Wohnungsbau und mit Geldem 
des Senats von Berlin, der Aktion 
Sorgenkind, des Deutschen Kinder­
hilfswerkes. der Drogenhilfe 80 und 
mit großzUgiger Hilfe der Ber-liner 
1•/irtschaft. 

Daß die Gelder- sparsam und streng 
kontrolliert ver-wendet wurden, dafUr 
sorgte die bauerfahrene RENT ACO­
Gruppe; sie übernahm die Patenschaft 
fUr das Projekt. Dank ihrer Betreu­
ung ist in der- Bauwirtschaft etwas 
Außerge,.,röhnliches passiert : Die Bau­
kosten bleiben voraussichtlich 
DM 249 000 unterhalb der Kalkulation! 

SYNANON INTERNATIONAL 

Vollzugszeitung .,Janus" 
- ein wirkliches Doppelgesicht! 
Es bebte einmal der Ben.~ (Heft 3/88), jetzt gebar er eine Maus (Heft 1-4/89) 
ist das typische Faktotum im Vollzug! 
Was einmal die Grundsätze waren fUr 
eine Redaktionsar-beit, nämlich keine 
Zensur, fr-eie Meinungsäußerung, 
Sprachrohr der Gefangenen, all dies 
wurde zur Nebensache. Es ging vor­
allem E. - denn er hatte die Fäden 
innerhalb der Redaktion in der Hand 
- darum, gegenüber dem Leiter der 
Vollzugsanstalt "gefällig" zu erschei­
nen. 

So versuchte man sich eifrig lm 
Chancenvollzug zu integrier:-en. Von 
Sprachrohr für die Mitgefangenen 
konnte keine Rede mehr sein. Das 
Redaktionsteam wollte "kreativ" sein; 
was dabei herauskam, war- eine 
Notausgabe, welche weitgeheneist aus 
Fremdbeiträgen und blabla bestand. 

Der neue Janus ist nicht das Papier 
wert, auf welchem er gedruckt 
wurde. Wenn der Leiter hier keine 
weitere Zeit für- den Aufenthalt in 
den Redaktionsräumen bewilligen 
möchte, so muß man sogar für ihn 
volles Verständnis haben. \'las hier­
den Lesern zugemutet wurde, dafür 
erscheinen die derzeitigen Zeilen viel 
zu lange. Laßt lieber dem ]anus sein 
Doppelgesicht und versucht dies 
nicht weiter-hin auch auf euch zu 
über-tragen. Vollzugszeitungen sollten 
unter- einem höher-en Niveau angesie­
delt sein, wenn diese auch gelesen 
werden sollen. Die \viederbelebung 
des toten janus ist gründliehst miß­
lungen! 

Hor-st Kreuz 
Freiburg 



Auf diesen Seiten haben die Leser das Wort . Ihre Wünsche , Anregungen, 
Forderungen, Kritik und Urteil, müssen sich nicht unbedingt mit der 
Meinung der Redaktion decken . Die Red. behält sich vor, Beiträge - dem 
Sinn entsprechef!d - zu kürzen . Anonyme Briefe haben keine Chance . 

Im November 1989 hatte 
sich ein Insasse der Teil­
anstalt VI der Justizvoll­
zugsanstalt Tegel in einem 
Schreiben bezUglieh einer 
Amnestie an den Bundes­
präsidenten gewandt. Hier 
nun die Antwort des Bun­
despräsidialamtes: 

Bundespräsidialamt 

18. Dezember 1989 

Sehr geehrter Herr ... , 

der Herr: Bundespräsi­
dent hat lhr Schreiben vom 
22. November erhalten. Er 
hat mir aufgetragen, lhnen 
zu antworten. 

Sie bitten den Herrn 
Bundespräsidenten, eine 

Amnestie zu verfügen. Nach 
unserer verfassungsm~ßigen 
Ordnung kann der Bundes­
präsident eine Amnestie 
nich• verfügen. Straffrei­
heit oder Strafmildenmg in 
Form einer Amnestie könnte 
nur durch ein Gesetz 
gewährt werden, das der 
Deutsche Bundestag unter 
Mit\Yirkung des Bundesrates 
beschließen mUßte. Nach 
Auffassung der Bundesre­
gierung kommt im jetzigen 
Zeitpunkt eine Amnestie 
nicht in Betracht. Das gilt 
nicht nur für einzelne be­
stimmte Straftaten, sondern 
ganz allgemein. 

Außer einem Amnestie­
gesetz gibt es noch die 
Möglichkeit, einen Verur­
teilten zu begnadigen. Die 
Gnaden?uständigkeit in 
Strafsachen obliegt, mit 

Ausnahme von Staats­
schutzdelikten, den Ländern. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Franz Spath 

An den Lichtblick ... 

Recht vielen Dank für 
die bisherigen Zusendungen 
Eurer nach wie vor immer 
guten - informativen - 'der 
lichtblick'-Ausgaben. 

Mit großem toteresse 
habe ich denn auch die 
letzte Ausgabe Aug./Sept. 
gelesen. Mir persönlich 
~agen die "Haftrecht"-
Seiten \vie auch der 
"Pressespiegel"- Teil ganz 
besonders zu. Auf diesen 
Seiten ist es mir möglich, 
geschehene Knastaktuali-

tä ten \vie auch uberregto­
nale Strafvollzugsbeschlüsse 
der verschiedenen Land­
und OLG-Bezirke informativ 
einzuverleiben. 

In der letzten Ausgabe 
fiel mir denn auch der &;H­
Beschluß vom 18.1.89 - 2 
StR 614/88 (LG Trier ), mit­
geteilt von RA Paul Grei­
nert, Trier besonders 
auf. Die dort geschilderte 
BTM-Sache stellt ein völlig 
neues Grundsatzurteil des 
Bundesgerichtshofes dar. 
Der erfolgreichen Revi­
sionsbegrUndung des RA 
Paul Greinert, Trier, wird 
man sicherlich besonderes 
Augenmerk schenken, kam 
es doch in dieser BGH- EnL­
scheidung gerade darauf 
an, daß die Überzeugung 
des Tatrichters von einer 
Täterschaft eines Ange­
klagten nicht die für einen 
Schuldspruch erforderliche 
Tatsachengrundlage erset­
zen kann! 

Desweiteren ist hierzu 
zu bemerken, daß es sich 
bei dem RA Paul Greinert 
um einen sehr guten Straf­
verteidiger und exzellenten 
Revisionsanwalt handelt, 
der mir durch eine Vielzahl 
von LG-, OLG- und BGH­
Entscheidungen bekannt ist! 

Unabhängig davon 
scheint sich dieser Rechts­
anwalt auch im positiven 
Sinne in zahlreiche Straf­
vollstreckungsbeschlüsse 
mehr und mehr einzubringen. 

In diesem Sinne ver­
bleibe ich fürs erst e und 
wünsche Euch auch weiter­
hin recht viel Schaffens­
kraft und Freude zum re­
daktionellen Weitermachen! 

Einstweilen alles Gute! 

Benno Schmitz 
JVA Bremen 

Was t'sf de111n. 
da!. da fi'Y e;."._ Mann, 

kavl~ 

6in. fg{lfiker ~Wie 
Kt7tttrttsf d11 i:lenrt dav-av(Z. 

Na, Wei( ~Y (~11lev flretk 
att"~ st~d<~n. ha + ! 

l5t d1H ei~ ~lifil<ev z.. 
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Hallo Lichtblicker! 

Durch Eure September­
Ausgabe sind wir darüber 
informiert worden, daß die 
I nsassen des Hauses III be­
absichtigen, eine Insassen­
vertretung zu wählen, was 
wir nur begrüßen können. 

Allerdings sind wir hier 
im Haus ll der JVA Moabit 
auch ein wenig neidisch 
auf unsere Kollegen im 
Haus 11 I , denn wir können 
hier nur v9n einer Insas­
senvertretung träumen, ob­
wohl es ja wohl gerade 
hier angebracht wäre, eine 
Insassenvertretung zu 
haben. Trotz des Strafvoll­
zugsgesetzes und des darin 
verankerten Resozialisie­
rungsauftrages, herrschen 
hier im Haus 11 noch fol­
gende Bedingungen: 

- Generell 23 Stunden Ein­
schluß fUr die Strafge­
fangenen, was ja wohl 
für Berliner Verhältnisse 
mittlerweile einmalig ist. 

- Absolut unzureichende 
Kommunika tionsmöglich­
keiten der Gefangenen 
untereinander. 

- Gruppenräume (soweit 
vorhanden!) dürfen nicht 
genutzt werden. Die Ge­
fangenen müssen sich an 
Wochenenden in ihrer 
Freizeit, die sich auf je­
weils eine Stunde be­
schränkt, mit noch Z'-''ei 
Insassen in den Kleinst­
zellen (5,6 m2

) des F­
Flügels einpferchen 
lassen. Wer dazu nicht 
bereit ist, hat keine 
Ausweichmöglichkeit und 
muß in seiner Zelle 
bleiben. 

Anträge der Gefangenen 
werden durchsclmittlich 
nach ll Tagen bearbei­
tet - wenn's überhaupt 
geschieht! 

- Gruppenbetreuer können 
ihrer Berufsbezeichnung 
nicht gerecht werden, da 
sie ständig auf unter­
schiedlichen Stationen 
eingesetzt werden was 
zur Folge hat, daß sich 
zwischen • Bediensteten 
und Gefangenen kein 
Vertrauensverhältnis und 
somit auch keine Betreu­
ung entwickeln kann. 

Vollzugspläne werde n von 
den Sozialarbeitern im 
Sinne der Anstaltsleitung 
ohne Berücksich tigung 
der Interessen und der 
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HedUrttigkeit der Gefan­
genen erstellt , voraus­
gesetzt, daß überhaupt 
Vollzugspläne erstellt 
werden. Denn es sind 
Fälle bekannt, in denen 
nach tiber vier 11onaten 
Haft noch kein Vollzugs­
plan erstellt wurde. 

Diskriminierung von Ge­
fangenen, die wegen Ver­
stoßes gegen das BTM­
Gesetz inhaftiert sind, 
indem ihnen nur anstalts­
genehme Arbeit zugewie­
sen wird, wenn sie über­
haupt welche bekommen. 
Ebenso gibt es hier ab­
solut keine behandlungs­
_orientierten Angebote für 
diesen Personenkreis. 

- Anregungen und Vor-
schläge einzelner Gefan­
gener zur für alle Seiten 
dringenden Neu- bzw. 
Umgestaltung des bisheri­
gen Verwahrvollzuges 
werden nicht berücksich­
tigt und mit fadenschei­
nigen Argumenten abge­
wimmelt. 

- Hier wird uns sogar noch 
vorgeschrieben, wann wir 
den Müll abzugeben 
haben (morgens um 6.30 
Uhr) und bis wann wir 
zum Beispiel ein Buch 
lesen dürfen, nämlich bis 
22 Uhr, weil uns dann 
das Licht abgedreht wird. 

NatUrlieh könnte man 
den Katalog der Haftbedin­
gungen noch erheblich 
erweitern, doch ich denke, 
die hier aufgeführten Bei­
spiele belegen hinreichend 
genug, daß gerade im Haus 
I1 der JVA Moabit eine In­
sassenvertre tung unbedingt 
erforderlich ist. 

Leider sieht das unser 
Teilanstal tsleiter, Oberso­
zialrat Maass, ganz anders, 
wie Ihr dem beigefügten 
Schreiben entnehmen könnt. 
Nicht nur, daß er eine In­
sassenvertretung erst fUr 
sinnvoll erachtet, wenn hier 
der Wohngruppenvollzug 
eingeführt ist. nein, er 
boykottier t auch Best re­
bungen interessier ter Ge­
fangener, ein Konzept für 
eine unter den zur Zeit 
herrschenden Haftbedingun­
gen arbeitsfähige Insassen­
vertretung zu erstellen. 

Einerseits "begrüßt" er 
das Interesse an de r- Bil­
dung einer l.V., aber auf 
der anderen Seite würgt er 
Bemühungen der Gefangenen 
ab, überhaupt erst einmal 
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ein Konzept für eine ln­
sassenvertretung im Haus I I 
zu erarbeiten! Ganz offen­
sichtlich beißt sich hier 
mal wieder die Katze in 
den Schwanz. 

Aber ein Obersozialrat, 
der aus dem Wolmgruppen­
vollzug kommt und über 
viele Jahre dieses Haus 
hier leitet und noch immer 
nicht in der Lage war, 
menschenwürdige, demokra­
tische und soziale Verhält­
nisse zu schaffen, hat sein 
Vertrauen bei den Gefan­
genen ohnehin so gut wie 
verspielt. 

Wir, das "Gefangenen­
vertretungs- Vorbereitungs­
team" , werden jedenfalls 
nicht nachlassen in unse­
ren Bestrebungen, hier­
endlich eine Insassenver­
tretung ins Leben zu rufen. 
\</ir haben zwar schon die 
Unterstützung von weit 
uber 100 Gefangenen, doch 
die hohen Herren schnar­
chen weiter. 

Aus diesem Grunde spre­
chen wir auch die all­
gemeine Öffe ntlichkeit an, 
und vielleich t finden sich 

ja auch ein paar Leute, die 
unsere Gefängnisleitung zum 
Beispiel mal mit einigen 
Telefonaten wecken könnte. 
Wie Ihr seht, läuft auch im 
Haus I 1 so einiges - nur 
leider noch immer ohne Be­
teiligung der Verantwort­
lichen. 

\'linke, \'Y'inke, macht das 
Gefangenenvertretungs-Vor­
bereitungsteam 

1. V. Wolfgang Adler: 
]VA Berlin-Moabit 
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An den Lichtblick ... 

Nachdem mir die Ehre 
zuteil wurde, mich sechs 
Wochen im KBVA aufhalten 
zu dUrfen, finde ich es an 
der Zeit, mich über eben 
diese Vollzugseinrichtung 
zu äußern. 

jeder von uns kennt 
wohl das Uraltgebäude, in 
dem das Krankenhaus un­
tergebracht ist. Der äußere 
Eindruck täuscht nicht. Die 
behandelnden Ärzte mögen 
zwar, zumindest bis auf 
einige Ausnahmen, fachlich 
kompetent sein, aber die 
menschliche oder besser die 
psychologische Seite der 
Behandlung läßt doch eini­
ges vermissen. 

Das "Pflegepersonal" will 
und kann nicht verhehlen, 
daß es aus dem "Schlüssel­
dienst" rekrutiert wurde. 
Böse menschliche Fehllei­
stungen sind fast an der 
Tagesordnung. Verständnis 
für Probleme seelischer 
~atur, die sich aus der 
Haftsituation - gepaart mit 
Angst und/oder Schmerzen 
- ergeben, werden von den 
Bediensteten nicht nur 
nicht beachtet, nein, 
schlimmer noch, "Ihr habt 
es nicht besser verdient". 
So wurde einzelnen Gefan­
genen die Mitteilung uber 
ihren HIV-Status - AlDS­
INFEKT - zwischen TUr und 
Angel eröffnet. Danach 
wurden die Leute mit ihrer 
Not alleine gelassen. 

Da nutzt auch eine 
Aufklärung durch einen 
Internisten über den 
Krankheitsverlauf, der 
sowieso individuell ist, nur 
wenig. Die AnRSt bleibt. 
Hier mUßte z. B. sofort 
eine psychologische Betreu­
ung angeboten werden. 
Dafur sind dte wenigen 
Ärzte aber bereits Ober­
lastet. Dazu kommt er­
schwerend, daß einige Be-

~ 
~ 

dienstete, leider auch 
einige Arzte, meiner Mei­
nung nach latent faschi­
stoide Anwandlungen haben. 
Solche menschlichen Fehl­
leistungen sollten in einem 
Krankenhaus unterbunden 
werden. Wir sind zwar nicht 
im Mädchenpensionat, aber 
wir sind inuner noch Men­
schen. 

Kommen wir zur Einrich­
tung an sich. Ich werde 
morgens, nach einer Regen­
nacht, wach und stelle 
fest, daß in meinem 3-
Mann- Zimmer eine riesige 
\4/asserlache sich ausgebrei­
tet hat. Und das in einem 
Zimmer eines Krankenhau­
ses. Schönen Dank auch. 
Für Gitter, Sicherheit und 
Ordnung etc. ist Geld in 
Mengen vorhanden, darunter 
muß natürlich alles andere 
zurückstehen. Logisch, wir 
sind ja im Knast. Aber das 
Mann/Frau in einem solchen 
Haftbereich nur einmal in 
der Woche duschen dürfen, 
und dazu auch noch 
durchiüber eine Baustelle 
laufen müssen (seit über 
einem halben Jahr, weil ein 
neuer Bunker gebaut wird). 
ist meiner Meinung nach 
die Krönung der Frechheit. 

Dann ist im KBVA noch 
etwas zu bemängeln. 
Mlinner und Frauen treffen 
hier im Vollzug aufeinander. 
Ich finde es nur logisch, 
daß da sofort der Wunsch 
nach Kommunikation auf­
kommt. Am Fenster wird 
also miteinander geredet. 
Ergebnis: TUr auf, Beamter 
rein, noch ein Wort und es 
gibt Bunker. Trifft Mann/ 
Frau sich auf dem Hof, . 
springen Heerscharen von 
Beamten hinzu, um irgend 
etwas zu verhindern, was 
Ln ihren Köpfen - und nur 
dort - existtcrt. jll glaubt 
ihr denn, wir fallen wie die 
Ttere Ubereinander her? Ihr 
solltet eure Phantasten 

nicht unbedingt auf uns 
übertragen. 

Alles in allem kann 
Mann/Frau sagen, daß das 
Haftkrankenhaus immer noch 
das Stiefkind des Berliner 
Vollzuges ist. Hier muß 
dringend Abhilfe geschaf­
fen werden. Zur Not muß 
der Gesetzgeber einschrei­
ten und für normale Zu­
stände sorgen. 

In diesem Sinne, Venceremos 

\•Ierner Baum 
Berlin 

An den Lichtblick ... 

lch verfolge nun schon 
längere Zeit die Diskus­
sionen um das schlechte 
Essen in den Anstalten. 
Dazu möchte ich gerne 
einen anderen Aspekt in 
diese Auseinandersetzung 
einbrUrrgen. Unser Herr 
Astrath hat in ja"trelangen 
Bemühungen - stets um die 
Sicherheit der Gefangenen 
besorgt, aber mit einem 
Etat ausgestattet, der für 
diese Aufgaben sicherlich 
viel zu gering war - Ein­
sparungen im Versor-gungs­
bereich vornehmen müssen. 

Bei einem VerpHcgur"'gs­
satz von DM 6,50 pro Häft ­
ling pro Tag werden nach 
meiner Rechnung zur Zeit 
DM 4,- ausgegeben. Das 
heißt bei 3 500 Härtlingen 
in Berlin ergibt es einen 
eingesparten Betrag von DM 
260 000,- pro Monat. Allein 
fUr die acht Wachtürme in 
Moabit sind zusätzlich 35 
neue Arbeitsplätze ge­
schaffen worden. 

Wenn man jetzt die 
Situation auf dem Arbeits­
markt betrachtet, sollte 
jeder Gefangene stolz dar­
auf sein, 35 Langzeit­
arbeitslosen bei ihren Be­
mühungen, einen sicheren 
und verantwortungsvollen 
Arbeitsplatz zu erhalten, 
durch eigene Entbehrungen 
angemessen unterstützt zu 
haben. Um weitere Siche­
rungsmöglichkeiten zum 
\vohle der Gefangenen im 
Krankenhausbereich der 
hiesigen Anstalten vorneh­
men zu können, schlage ich 
vor, daß die Häftlinge sich 
in Zukunft von ihren Ver­
wandten und Bekannten 
versorgen 1aasen. lm Nahen 
Osten wird diese Regelung 
schon seit langem prakti­
ziert, und für die Anstalts­
leitung wäre das Problem 
der Finanzierung für not­
wendige Maßnahmen im 
Sicherungsbereich geklärt. 

Diskussionen um die An­
staltskost wären somit hin­
fällig, und der damit an­
stehende Platz in dieser 
Zeitschrift könnte durch 
Leserbrlefe, die Herrn 
Astrath weitere Möglich­
keiten zur Sicherung auf­
zeigen, weitaus sinnvoller 
verwendet werden. 

Klaus Anderson 
]VA Berlin- Moabit 
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H~tllo , allerseits, 

im folgenden möchte 
ich etmge altbekannte 
\~'ahmehmungen aus der JVA 
Berlin-Moabit schildern, die 
hier und woanders (Ende 
November 1989) noch kein<' 
Reformen erkennen lassen. 
Guten Rutsch ins neue Jahr! 

Costa del Moabil. Ohne­
Sterne-Hotel: In den Häu­
sern I. ll und IV (Kran­
kenhaus) herrscht nach wie 
ver der tägliche 23-Stun­
den-Einschluß. Es gibt 
weder Gruppenräume noch 
Ger:teinschaftsfernsehen, ob­
wohl dies im Strafvollzugs­
gesetz seit vielen Jahren 
als ''Recht des Gef<1ngenen". 
nicht als "Kann-Bestinunung" 
vorgesehen ist. 

1m Krankenhau" gibt es 
keine gemeinschaftliche 
Rundfunkanlage bzw. keine 
Lautsprecher auf den 
Zellen, wie dies sonst in 
allen Zellen der fall ist . 
Statt dessen gibt es dort 
auf jeder Station zwei oder 
drei kleine Transistorradios, 
die meistens von den Kal­
faktoren benutzt werden. 
Letztere würden eh nicht 
reichen. um auf 6-7 Räwne 
pro Station (mit ca. 20 
z. r. bettlägerigen Gefan­
genen) verteilt zu werden. 
Deshalb wird die Existenz 
dieser wenigen Radios 
wohlweislich verschwiegen, 
damit kein(e) Gefangene(r)/ 
Kranke(r) davon erfährt. 

Ebenso erstaunlich emp­
fand ich, daß tn den Häu­
sern 1 und 11 pro \'loche 
2mal Duschen angesagt 
ist, im Krankenhaus jedoch 
nur lmal. Welch ein hoher 
Wert auf Hygiene gelegt 
wird, zeigt sich ebenfalls 
an den lltägigen Wäsche-
tauschmöglichkeiten (un 
Krankenhaus lmal pro 
Woche, womit ein Ausgleich 
wieder hergestellt er­
scheint. In externen Kran­
kenhäusern wird wohl das 
Bettzeug täglich gewech­
selt, doch nicht nur aus 
Langeweile?!?) 

Die Gemein&amkeiten 
zwischen den Häusem l, I I 
und IV sind enorm. Insas­
senvertreter gibt es nir­
~endwo. lm Haus 11 wurden 
bisher alle diesbezUgliehen 
Gefangeneninitiativen boy­
kottiert . Ob es lm Haus I I I, 
dem privilegierten Wohn­
gruppenvollzug, e{ne lnsa~­
senvertretung gibt, ist un­
klar, da die Informations­
und Kommunikationsmöglich 
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keite n zwischen den lläu­
sem ebenso schlecht sind 
wie zwischen den einzelnen 
Stationen im selben Haus. 
Die alte Moabiter Gefan­
genenzeitschrift "Blitz­
licht" existiert auch nur 
noch in der Erinnerun~ 
(weeß nich warum?!?). 

Im Knast sind noch 
Betten frei ... Zur allge­
meinen Verpflegung bedarf 
es keiner Kommentare. Daß 
der Verpflegungssatz fUr 
Gefangene tatsächlich 0~1 
6,10 täglich betragen soll, 
erstaunt noch heute viele. 

Die Zähne werden lose, 
Durchfall wird hingenommen, 
Haarausfall ebenso ... Ob's 
nun nur am Essen liegt 
oder ob die gesamten Haft­
bedingungen und seelischer 
Streß, schlechtes Licht , 
mangelnder Sauerstoff, feh­
lende Liebe, Existenzzer­
störung. Schulden, Otm­
machtsgefühle. trotz bester 
Vorsätze so wenig Sinn­
volles tun zu können, Sta­
gnation, Hoffnungslosig­
keit, Trauer, \Yut, Warten 
und Ungewißheit (auf Post, 
Gerichtsverhandlung, Ent­
lassung, Anwalt, Besuch. 
Schetdung, Bewegungsman­
gel, Arbeits- und \\loh­
nungsverlust, Familien­
oder Beziehungssorgen) 
oder wer weiß was dazu 
beitragen, scheint noch 
unerforscht ... ?!? Oder nur 
verdrängt? 

Aber "zack", Strafe 
muß sein, egal welche Fol­
gen das verursacht, unsere 
Richter und Staatsanwälte 
sprechen Urteile im 
Namen des Volkes -, leben 

aber selbst abseits von der 
Masse der B~>völken.mg in 
materieller Sorglosigkeit . 
Haben sie Jemals einen Tas 
in einem Gefänqnis ver­
bracht? Wissen sie, welche 
Probleme allein nur die 
Arbeitslosigkeit, Geldmangel. 
Existenzkämpfe usw. ver­
ursachen können? \\'issen 
das unsere Politikerlnnen? 
Meine Zweifel jagen sich 
gegenseitig. 

Sorry. nun komme ich 
etwas vom Thema ab. Dabei 
dachte ich allerding~ an 
die akuten Probleme. die 
wohl die meisten Gefnn­
genen erst erwarten, wenn 
sie eines Tages entl.lssen 
werden. Mit nix von vorne 
anfangen, Arbeit, Wohnung, 
neue Freunde finden. und 
das als Vorbestrafter 
gegen eine diskriminierende 
Umwell. FUr Übermenschen 
gibt es nichts leichteres. 
Aber wo gibt es Übermen­
schen? 

Hier un Moabiter Knast 
pfeift der kalte Wind durch 
die geschlossenen Fenster. 
Die meisten Zellen sind so 
klein, daß man nur einen 
Schritt darin gehen kann, 
ohne irgendwo anzustoßen. 
Ähnlich wie in den alten 
Häusem I, 11 und I I I in 
Tegel. 

Vor einer \o,'oche habe 
ich mich zum Sozialdienst 
gemeldet (seitdem 4mal), 
aber nichts nihrt sich. Gibt 
es überhaupt Sozialarbeiter 
in Moabit. wie sehen die 
aus, was machen sie, wo 
sind sie? Uniformierte 
Beamte sieht man hier 
gleich dutzendweise, wenn 
man überhaupt mal was 
sieht. Um 22 Uhr wird das 
Licht gelöscht, samstags 
wird keine Post befördert. 
Sport- oder Freizeltgrup­
pen sind absolute Raritäten. 
Und, und, und ... bekla­
genswert: chronischer 
Frauenmangel (lieben Gruß 
an alle eingesperrten 
Frauen!). 

Puuuhh! Mir wird heiß 
und kalt , wenn ich mir 
vorstelle, daß viele Gefan­
gene oft viele Jahre unter 
solchen entwürdigenden Be­
dingun~en leben mUssen 
(sogar lebenslänglich ... ). 
Alles Ist dermaßen streng 
reglementiert, daß es un­
möglich wird, Selbständig­
keit zu bewahren bzw. zu 
entwickeln. FUr alle!i wird 
gesorgt, die Vollzugsbüro­
kraten kUmmem sich um 
alles, fast alles. 

Gefangene, die Jemals 
irgendwelche gesellschaft-
lichen Schwierigkeiten 
hatten, eventue 1 sogar 
Drogenprobleme . Alkohol 
etc .. Jemen in Gefängnissen 
ganz bestimmt nicht, ihre 
Probleme besser zu lösen. 
Gefängnisse sind vollkommen 
unrealistische \.,.elten. Wer 
sich daran gewöhnt. wird 
draußen erst recht zusätz­
liche Probleme haben. 
''Sprung aus den Wolken 

(Die \o{eltenspringer 
grJßen die Juristen.). 

Herrje. ich komme schon 
wieder vom Thema ab. 
Dabei gehören die Voll­
zugsbedingungen und die 
Gedanken an wirkliche Re­
habilitationschancen abso­
lut zusammen. Das ist der 
Gordische Knoten. 

Viele Gefangene bekom­
men nicht einmal Entlas­
sungsausgänge, geschweige 
denn sonstige Lockerungen 
(Ausgang, Urlaub). Freies 
Leben wird verlernt; ent­
zückend - die Folgen .. . 
Und der so gepriesene 
Freigängerstatus iSt nach 
wie vor f\.ir die ~tasse der 
Gefangenen tabu, weil es 
viel zu wenige Plätze gibt. 
Und außerdem die Krite­
rien fUr die Auswahl von 
geeigneten und ungeeig­
neten Gefangenen für 
Freigang, Urlaub, Entlas­
sungsvorbereitungen - eine 
Farce sind. Gibt es nun 
produzierte Kriminelle oder 
nicht? Halt, stop, jetzt 
bremse ich mal wieder ab, 
sonst drangen sich weitere 
Gedanken und Erinnerungen 
an zahlreiche Selbstmorde 
hinter Gittern auf (und 
weitere ... ). 

\'lie verzweifelt müssen 
solche :.tenschen gewesen 
sein, daß sie sich umbrach­
ten (im "humanen" Straf­
vollzug)? Aber wen küm­
mert das schon. Wo gibt es 
keine Probleme? Draußen 
laufen Leute an Gefäng­
nissen vorbei, die nicht 
einen Gedanken daran ver­
schwenden, was wohl hinter 
den Mauem geschieht . Und 
falls jemand von draußen 
mal . eine Gefangenenzeit­
schrift liest, versteht er/ 
sie sie dann auch ... ? 

\'lo bleiben die Refor­
men? Dann guten Rutsch. 
Frohes neues Jahr! Wärme 
und GlUck! 

Henrv Förster 
JVA ·Berlin-Moabit 
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Zuerst einmal zu Mem­
mingen. Die Stadt wird 
Euch kaum bekannt sein, es 
sei deshalb nur gesagt, daß 
sie so schlecht und gut wie 
alle Städte ist. Sie hat nur 
den gravierenden Fehler. 
daß sie in Bayern liegt. 
Man kann deshalb auch den 
Knast hier in keinster 
Weise mit Eurem Vollzug 
vergleichen. lch fang' erst 
gar nicht an, Euch von 
hier zu erzählen, denn zum 
Buch schreiben habe ich 
keine Zeit. 

Keiner wird hier reso­
zialisiert! Vielleicht irre 
ich mich auch. Kann schon 
sein, daß ich mir die 
Atmosphäre hier im jail. 
die geprägt ist von Sicher­
heit, Sauberkeit, Disziplin, 
Schleim, Intrigen unter 
Gefangenen, Angst und 
Mißtrauen, Frust und Haß, 
nur einbilde. 

~lanchmal 
sehen eben 
wenn sie ZU 

sehen Men­
Hirngespinste, 
lange Knast 

gescnooen naoen. :,nmmt·s, 
Herr Zensurbeamter·1 

Die Resignation ist h1er 
dein ständiger Begleiter. 
Nicht für mich, aber für 
90 "'o hier. 1-lier kann man 
als Insasse nicht mehr ob­
jektiv den Schwierigkeiten 
gegenübertreten. Das ist 
eine äußerst, wenn nicht 
aussichtslos schlechte Aus­
gangsbasis für Veränderun­
gen im bavrischen Straf­
vollzug. Schon zweimal, 
wenn man von einer "alten 
] ust1zministetin" regiert 
wird. 

Aber jetzt Schluß damit, 
ich Schwachsinniger hab' 
so .... rieso schon wieder zuviel 
gesagt. 

Gruß an das ganze Team 
und Glück und Freiheit für 
alle! 

Eine disziplinarstrafen­
freie Zeit wünscht Eud 
Euer 
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als Arbei tsef>9e ltu zu.sacrnan: • ••. , • • Dl ~*-
st.andan, 11Chla9en wl.r dl.eser Su1.,.. da ll.attl<.osben 1n ... , •• Dl 
d«r IJ/-A>e VCin 
so.~ie dlo mir beroLto zur Vertliqunc] gesC..LLten 

Art:>U tsent'ijel ter in J!Me von rd. • .. , - Dl hinzu 
ergäbe es t;Jioe r.,.,·,ntsnz• von m. :0 .... ,- 04 

Bri.ni)dl wLr d1ese rd. • •••. , - llM 110n don llllnlesbonll dllrdl die vcn trJ.r do:n::t> die 
VAl 'enl e.anrtschaft:.eten l.e1Stun<J$90l.der ''""Abzug, vw:bleJbC 4uch da ilrnlur noch 
etn Guthabo!n 11\!Unur Pe.rson 9"9CCl;iler ~ Justiuiskus tn eJ.ner Hlne 110n m·..;..;=.;.;,a;, 
CHI 

E:rtoolle cieohalb -1bl.r clelt< Justiz fislcus .s.n Anspruch auf • 1 n d e " t. • n s 
d.les6r SUnne. 

Eine Auftliehnunq mit den flilligoon Gerichf.llklosten aus Akt.z.: ......... 119 .. des 
aetr.: ~1JS9leic:hsbeqehren 91'9""\iler dem Justhtilllws des~ •••••••••••••.• •••• • •• ••••• atalle Ichdur GeneraUt.Mtsanwaltllchaft f.-.1. 

1n Mletvlun<J an dl.e vorschnften des 5 852 des 9CB awlle Ich h1enoit frut'ijerecht B>tte, lll1r 1.d.s. eu.. alsboldl;len &9chaLd ~ "u J.u..tn, falLs ich oal.ch 
(innerl\a.l.b 3 Jalln!nl Cle1J'len Mtraq Mtr4<.1 ""dl.e für 111ch ~ust'indlge Geno:ralst:.aau.an- '"""'JE!tt c1ur ~t 9""W!IIJ'!ft t:i\lon •<~te, d,.. S6dle....,.. da ~Oldie Mensch· 
wloactwft .•..•. . ••••• ~ks LOhnauS9l01ch. enrechtslc.olnisston in Sttasbc>.I(<J :zu IXI.nr:Jiln .,-.ssen, dann %UIIiror:iMt in allen l};rdem 
war eelt ......... in Sach<> Akt . z .: ....... ln der (den) JVA ltlMftiert ~""'und dl!r !)(;werden den Gofangenen • den ort.S!blic:hen llurd>s:hnittst.d.rlfen ~te 
hatt~t ...une Stur" lll.t dllQ Duwa vcm •••••.•• restl.oe (bei vcw~ltige.r Entl.l.sSUn<J t.;"hne beldhlt ', - l<Jdi9llch die BilD f.l.rdut Ihre Juath~arq,.....baitssltlav.>n noch 
tns ..••• 1 verbillt. llli.t so ,.LniJMlen Arl:>oJJ.tslmnon abt 
!~Wend dieso>r Z.:lt hatte """ mich w dooc (den) JVA tu ArbeltsleJ.swngun Als ...... 
e.i.119"!1"Ut~t. 
Cbolohl ich ~ zu einer f'r&lhll.itsstrafe verurt.e1lt worden war, er ,><eßt<> mot1 mich 
als Str4i<j<Of"Jl9UUlC>C llUetelB lln:lroi\Ufl9 von Ret>n>SSiOnen .un IU.nblick a..t d1e §§ 41 ,I; 
43,1 l.>rd 10), 1-9 (2-41 StVoUzC zu ~TER (Nl l\rtli:it>ll"l..l;tunq("'l), - <jU<>SI 
zw;\.'CSARII&IT, d..., nlctlt ...,.. C)09en die Art. 23, 2 urd 30 des a; dl!r BilD verstt<!SSoilft, 
$<rd..rn do>ciilßr tunaus auch .,_,... dl.e An;. 23, 2 ...-d 3 der ~-lf!l<; Art. 1 u. 2 .....­
~. Minima o'kte 72,1 und 71 SOJie dlllc Nr. 29 .- 105 der liD, d>e eile seitenS 
der BilD anark4nnt .....men t 

(NS. Dlu 'IR>e der lt.sftkOStolt' sind blol dl!r JVA odl!r den JUli zu acfragen, d<i sie 
nicht nur ln den ~'i:-.:lllrn v&r!;chiodan sind, ~auch, ob es sich d4!Jel 
\1'1 ~ Ce!"''ll"""• J"'J"'dl.lchcn odl!r lnsassiln to..trlelt d1e o1ne BeruhauslnJ.o.. 
""9 ruc;I\CniJ 
II -~V d. JuM vao 12.9.188 14'?1 - IV/1011 'Die Ju&rl1' 1988 S. 449 : "''o.ll ~or:..-hrerd 
ewer 116ft ."....,·wu. Arbeitsent\jOlt ...trd .:>uf eine Entsch'üi9Ufl9 An<Jerec:hnett"ll 
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,Der Öffentlichkeit zeigen, 
was hinter Mauern geschieht' 

Sie bleiben draußen vor c 
Urlaub: Viele 

Häftlinge 
zum Fest 

nach Hause 

Straffällige Jugendliche finden kaum ein 
Vo n Stefft Höcherl 

München - Die Chancen für straffällig 
gewordene Jugendliche. eine Wohnung zu 
finden, smd denkbar schlecht. Deshalb 
\'eranstaltete die DPutschc Vere1n1gung 
!Ur Jugendgerichte und Jugendgeriehts­
hill<'n einE"n lnformationsabend. auf dem 
über die derzeitige Wohnsituation für Ju­
gendliche in Südbayern diskutiert wurde. 
Herben Jeckel vom Wohnungsamt Mun­
che n erklärte. daß die Vermittlung von 
Sozialwohnungen an diesen Pi'rsonen­
kreis besonders problematisch sei, da die 
Vl'nnieter ehemaligen Straffälligen nur 
ungern ihr" Wohnungen überließen. 
-\ußerdem gebe es zuwenig Sozialwoh­
nungen, und die .vielen Fehlbelegungeo 
könnten nicht vermindert werden, da Mie­
ter. die mehr als das ~rlaubtc Bruttoein­
kommen von 21 000 lllark im Jahr verdie­
nen, gegen emen geringen Aufpreis in d~r 
Wohnung bleiben dürften. 

auf, erklärte die S 
beth KrafL Den Le 
ten diese LehrlingE 
Wohngemeinschaft.< 

Drewitz-Literaturpreis für Strafgefangene verliehen 
Hamm (e.B.). Eine bessere, eine ge­
eignetere NamensgebeTin als Inge­
borg Drewitz konnte sich im Ham­
mer Rathaus niemand vorstellen, 
als d ort gestern nachmitlag unter 
der S chirmherrschaft von Ober­
bU.·germeisterin Sabine Zech erst. 
m alig ein bundesweit ausgeschrie­
bener Literaturpreis für schreibe n­
de Strafgetangene verliehen wur­
de. "Getangene schreiben oll nur 
1\lr s ich selber oder für d e n Papier­
korb - wir wollen damit ein Stück 
O!renllichkeit schaffen", begrUn­
d ete Reiner Trümper von der "Ge­
fangeneniniüative Dortmund'' das 
Projekt. zu dessen Trägem u.a. 
auch das Strafvollzugsarchiv der 
Uruvers1tät Bremen und die Doku­
mentationsstelle für Gefangenenli­
teratur der Universität Münster ge­
hören. 

gehört halten. Em großer Teil von 
ihnen war- on direkt "aus der Zel­
le'' - gestern nach Hamm gekom­
men, um in Anwesenheil des Ehe­
mannes der verstorbenen Schrift. 
stellerin und von Hamms Bürger­
meister Heinlein die Preisurkunde 
aus den Händen von NRW-Kultus· 
mmister Schwier entgegenzuneh­
men: "Es ist auf Jeden Fall besser, 
etwas zu lun. als nur zu klagen", 
begtilndete Sch wier das Engage­
ment aus Düsseldorf. 

Im Zuge der sogenannten Weih­
nachtsamnestiewurden bereits En­
de November 94 Strafgefangene 
aus den West-Berliner Vollzugsan­
stalten vorzeitig entlassen, die ihre 
Strafhaft ohnehin bis zum 7. Janu­
ar abgebtißt hätten. Das teilte Ju. 
stizsenatonn Jutta Limbach auf ei­
ne parlamentarische Anfrage mit. 
Darfiber hinaus werden Häftlin­
gen, soweit möglich, in der Zeit 
vom 23. Dezember bis 1. Januar 
1990 Urlaube oder Ausgänge ge­
wahn, damit s1e die Festtage im 
Familien. oder Freundeskreis ver­
bringen können. An den Weih­
nachtsfeiern in den Justiz-Voll­
zugsanstalten können je nach Um­
ständen un Einzelfall auch Ange­
horige und Freunde der Gefange­
nen sowie Mitarbeiter der Kirchen 
und Organisationen der freien 
Wohlfahrtspflege teilnehmen. Kon­
fessionslose und Andersgläubige 
seien nicht ausgeschlossen. BA W 

D1e jugendpoliti 
SPD-Fraktion im M 
Hügenell. betonte 1 
wichlig es sei, Verr 
nungcn da1.u zu brir 
ge StraffäUige zu ve 
Hildebrecbt Braun 
solle Wohnungen a1 
Sozialwohnungen o 
schaften ;mr Ver!ü1 
Harald Zimmerhac 
w1es außerdem auf ' 
leerstehenden Kase 
Räumen \Vohnunge 
konkreten Plan zt 
Wohnungsnot konr 
Stadträte nicht biet. 

Maßgeblich unterstützt wird der 
D re.,..'itz-Wteraturpreis für schrei­
bende Gefangene auch vom Land 
Nordrhein-Westfalen. Insgesamt 17 
Preisträger ermittelte die Jury, zu 
der u.a. der Dortmunder Schrift­
steller Josef Redtng und die Ham­
burger Journalistm Peggy Parnass 

Rund 60 JV A-lnsassen hatten 
sich am Wettbewerb beteiligt, der 
1991 wiederholt werden soll. Ne­
ben seiner literansehen Intention 
soll dabei vermehrt auf politische 
und souale Ziele Wert gelegt wer­
den: ,.Ein Versuch, das Gefängnis 
zu verändern", so Juror 
Prof. Dr. Helmut Koch von der 
Universität. MOnster ... Die Öffent­
lichkeit soll wahrnehmen, was hin­
ter den Mauem gesclueht". 

Die ausgezeichneten Texte wur­
den vom Hagener Padligur-Verlag 

Um die Jugendlichen (für d1e eine Rück­
kehr ins Elternhaus meist nicht möglich 
ist) VOI'Übergehend unterzubringen und 
ihnen so eine bessere Startposition in ein 
.geordnetes Leben" zu verschaften,' wur­
den sogenannte Wohngemeinschaften ge­
gründet. So mieteten beispielsweise einige 
BewährungsheUer in Augsburg eine Woh· 
nung, in der sich junge Leute, die unter 
Bewälu-ungsaufsicht stehen, drei Monate 
aufha lten können. Die zwe1 Jugendwohn­
gememschaften des \'ereins für Gesell­
schaftspolitische Projekte in München 
nehmen allerdmgs nur Lehrlinge und 
Jungarbetier im Alter von 16 bis 18 Jahren 

(Der Tagesspiel 

Warnstreill 

' übrigens in einer Anthologie zu­
sanunengefa.GL ,.Risse im Fegefeu­
er'· 1st beim. Verlag und im Buch­
handel erhältlich. 

Mit einem Warnst 
Gefangene der Voll; 
Haltbedingungen. Sie 
Sprechers der Jus~ 
einen Tag die Arbeit 
Tegel den.eit 962 Sll 

(Der Tagesspiegel vom 30.12.1989) 
Nach Auskunft " 

Bestrafung der Streü 
Die Justizverwaltung 
Verbesserung der I 
seien aber kein Mittel Tegeler Häftling: 60 Prozent der 

Insassen gebrauchen Suchtstoffe (Der Tagesspiegel vom 14.11.1989) 

HIV -Übertragung gilt als 
gefährliche Körperverletzung 

Gespräch mit Preisträgern eines \Vettbewerbs der Deutschen AIDS-Hilfe 
Als wirksames Mittel, um AIDS-lnlektionen 

im Gel~gnls zu vermeiden, sollten drogenab­
bCingige Hd.ftli.oge 1;aubere Spritzbestecke be­
kommen. Dies "'erde .draußen· auch praktiziert, 
völlige Drogenf1 eiheit sei eine !llusion, meinen 
Andreas Bledcmann und Hans-Joachim Fromm, 
seit mehreren Jahren Insassen der Vollzugsan­
stalt Tegel. Beide Mbner gehören zu den 
Preisträgern eines bundesweiten Wettbewerbs 
der Deutschen AIDS-Hilie unter Gefangenen, 
bei dem Plakatentwiirfe zum Thema .Verständ­
nis und Solidarität für Menschen mit H!V und 
AIDS im Strafvollzug• prämiert wurden. 

Wie groß das Problem Drogen und AIDS in 
H altanstalten ist, darüber gehen die Ansichten 
auseinander. Mitarbeiter der AIDS-Hilfe schdt­
zen. daß 300 der rund 1000 H!!Uinge in Tegel 
Drogen gebrauchen. Da im Gegensatz zu dem 
.Storr selbst Heroinspritzen kaum durch die 
Anstaltsmauern gesthmuggelt werden könnten, 
kursiere in den einzelnen Stationen meist nur 
eine Spritze, mit der sich die Insassen gegen­
seitig ansteckten. 

Die Justizverwaltung rechnet für alle Berliner 
Haftanstalten mit rund 550 DrogenabbCingigen, 
offizielle Zahlen zu AIDS·lnlektionen liegen 
Dicht vor, da es keine verpflichtenden HIV­
Tes!S gibt. 

.Viele beklauen steh gegenseitig" 
'Wegen des verstärkten Drogellkonsums im 

Knast. so Bleck.ma.nn, leide auch die Gemein­
schaft innerhalb der Anstalt: .Vlele beldauen 
s ich gegenseitig. Um an Geld für Drogen zu 
kommen. hat sich ein Geldverleih mit Wucher­
zinsen entwickelt" Für 50 DM Kredit würden 
Verzugszinsen von bis zu 10 DM täglich 
kassiert. TäUicbkelten beim Geldeintreiben 
seien nicht selten. 

Neben Heroin seien Haschisch und Medi­
kamute gängige Anstaltsdrogen. Die Gefan­
genen scMtzen, daß insgesamt 60 Prozent der 
Hältlinge irgendwelche Suchtstoffe zu sich 
nehmen. .wenn einmal ein Dealer bei uns 
auffliegt. kommt er in eine Spezialstation mit 
verschärfter Obe.rwachung", sagt Fromm. Doch 
schnell übernähmen andere Insassen das Ge­
schält Fromm und Bleckmann berichten über 
die .Duldung eine.s Dealers durch die Justiz­
beamten, wenn dieser als Denunziant mit der 
Gefängnisleitung zusammenarbeitet•. Die Ao­
stalt weist diesen Vorwurf jedoch zurück. 

Die AIDS-Hilfe fordert, auch in Halt Süchtige 
mit Ersatzdrogen zu behandeln. Bislang sind 
zwei liOlcher i!ßhandlungen mit Methadon 
bekiiD.DL bei denen die AIDS-Inlektionsgefahr 
durch Spritzen wegf!lll Weiter sei es oua 
bumanltaren Grilnden geboten, AIDS-Kranke 
flicht in Haftkrankenhäusern zu versorgen, 

sondern Pflege in Freiheit zu ermöglichen. De~ 
staatliebe Anspruch auf Strafe für Rechtsbre­
cher widerspreche allerdings .noch weitgehend' 
diesen Anliegen, räumt die AJDS.Hilfe ein. 

AL-Vorschlag leider ein .Hirngespinst" 
Zum Strafvollzug äußern sich die preisge­

krönten Gefangenen nüchtern: .Wenn die AL 
offenen Vollzug als Regel fordert, ist das ja eine 
schöne Sache." Doch in der Praxis gebe es 
.starre Strukturen•, so daß der AL-Vorschlag 
.leider ein Hirngespinst ist', meint Bleck.mann. 
Kleine Schritte zu verbesserten Haltbedingun­
gen seien besseres Essen, mehr Freistunden 
(derzeit gibt es eine Stunde tagliehen Hofgang), 
liberalere Besuchsregeln .• Hier ist alles verbo­
ten, was Freude macht•, stellt Bleckmann lesL 

Kritisch beurteilt der Cerangene .scheinbar 
modernere• Anstaltsneubauten auf dem Ge­
lände in Tegel, in denen es zum Beispiel warmes 
Wasser und Steckdosen in Zellen sowie Du. 
sehen fiir jeweils 30 Hä!Utnge gebe. In den vier 
alten Backsteinbauten aus der Jahrhundert­
wende in der Seidelstraße seien solche Vorzüge 
zwar nicht vorhanden, doch dafür .sind die 
Fronten ldarer·. Dort existierten rauhere Be­
dingungen, aber der Zusammenhaft unter den 
Gefangenen sei stärker. bk 

Urte.ll gegen Inf1zierten nach ungeschütztem Sexualverkehr bE 
Karlaruhe (dpa). Obertragen HIV-Iniizlerte 

bei ungeschützten Sexualkonta.lcten den Vlrus 
auf gesunde Partner, müssen • ie mit einer 
Veru.rteilung wegen gel!hrlicber Körperverlet­
zung rechnen. Ko!DIDe es zu einer lnlektion, 
sei dies eine das Leben gefährdende Behand­
lung. beißt ea in einer gestern veroffenWebten 
Entscheidung des Bundesgerichtshofes (BGH), 
mit der die Verurteilung eines Mannes durch 
das Landgericht Saarbruclcen zu einer auJ 
Bew&hrung ausgesetzten Frelheiwtrale von 
einem Jalu' und sechs Monaten betrt.atigt wurde. 

Damit entschied das Karlsruher Gericht 
erstmala einen Fall, in dem es tat&!chllch zu 
einer Infektion g~o!DIDen war. ln einem im 
November vergiUigenen Jahres ergangenen 
Urteil war ein Amerikaner wegen verwebter 
gefährlicher K6rperverletzung verurteilt wor­
den. der trotz llelner !nlektlon Sexualverkehr 
gehabt hatte, ohne da.8 der VtruS übertragen 
worden war. 

Der AngeleJagte war bereits lln Alter von 
13 Jahren im homosexuellen Milieu der Pro. 

stitution nachgegangen. Ende I! 
durch den Arzt eines Gesundhe 
er mit HIV infiziert tei. 

Zugleich wurde er über die 
gefahr bei ledem unge•chützten ~ 
unterrichtet. Gleichwohl hatte < 
Juni 1987 mit einem Mann :z:weimt 
ten Verkehr. 

Dabei ging der Partner davon 
Verkehr mit dem Ange):lagten • 
helWebe Rlsllcen sel Bereits zel 
dem letzten Geachlecbtsverkehr 
Blut des Mannes erste lnfektl 
lestgestelll 

Damit' habe der AngeleJagte ein 
KOrperverletzung begangen. die 
setzbuch mit Freiheitsstrafen bis z 
bedroht. entschied nunmehr de 
Mann habe ganz bewußt die Gest 
digung seines Part.nen 1n Kauf 
(Aktenzeichen: 4 SIR 318/69 vom 
1969). 

(Die Tageszeitung vom 16. 12.1989) 

HIV-Infizierte im Hungerstreik 
Fünf Häftlinge der JVA Butzbach wollen mit ihrer Aktion auf die Situation in den Knästen aufmerksam machen 
Aidskranke Gefangene erst kurz vor dem Tod aus dem Vollzug verlegt I Justizminister Koch kennt keine Gnad 

Berlin ltaz) - In der hess1schen 
IV A Butzbach sind vier HlV ·JOfi· 
ztenc und ein aidskranker Haftlins 
in den Hungerstreik getreten. Sie 
wollen mit ihrer Akuon aufdie dra· 
matische Suuat1on in den Knä;ten 
aufmerksam machen, wo aids­
kranke Gefangene in der Regel erst 
unmmelbar vor ihrem Tod aus dem 
Vollzug verlegt werden. Der Hun· 
ger!>treik istdie direkte Reakuon auf 
eme parlamentarische lniliauvedes 
grünen Land1agsabgeordneten von 
Plollnilz. AuidessenAnfragebestä· 
tigte der hessische Justizminister 
Koch. daß es für Häfllinge mlt Aids 
keine Gnade gibt. _E,ne Vollzugs­
umauglichkeil komm1 led1glich 
dann in Frage. wenn mfolgederwei­
teren Vollstreckung eme nahe Le-

bensgefahr zu besorgen ware". er· 
kläne der Mimster wönlich 

Der hessische JustizminiMeT ist 
außerdem übcrteugt, daß die bei 
Aids auftretenden schweren lnfek· 
tionen und Krankheusbilder .im 
Vollzug beherr;chbar" smd. Alles 
weitere, vor allem die Frage der 
Haftunfli.lugkeit, habe der Anstalt;· 
arzt zu entscheiden. Der ist aber 
nach Ansicht der hungerstreikenden 
Häftlinge überforden. Die funr 
Butzbacher Häftlinge wei~en auf 
zwei Todesfalle in den JV As Darm· 
Madtund Butzbach hin. beidenendie 
AnsUthsärzte viel zu spät reagien 
hätten.lndenbeiden Fällenseiendie 
Sterbenden ersrm letzterMmute vor 
die Toreder Anslall verlegt worden. 
.Da. quulvolle Sterbenlassen eJOC> 

Menschen, ohne ihmGclcgenhenzu 
geben. seine ure1genesten Pro­
bleme, z. B. familiärer Art. zu klä­
ren und ohne Chance, die 1hm nahe­
slehenden Per~onen in seinerlelZien 
Minute bei ~ich zu haben. lä61 ;ich 
durch keinen Grund rechtfertigen• . 
schreiben die Hungerstreikenden. 

Die Deutsche Aids-Hilfe und die 
Aids-HilfeGicßenhabendie beiden 
Todesfoillevonaidskranken Häfllin­
gen ohne vorherige Haftverscho· 
nung bestäligt . Die Aids-Hilfe Gie­
ßen weist zudem auf den nicht 
kaikullerbaren Verlaufder Aids-Er­
krankung hin . Der Vollzug se1 <Ur 
frühzeitigen Erkennung und ausrei­
chenden Behandlung der kumple­
xen Erkrankung ntcht in der Lage. 
1\ach der Leiuger RechL\luge habe 

aber kein infiz1ener oder aidskr 
ker Häftl mg einen Anspruchauf' 
dizinische Behandlung aullC'rh 
des Vollzugs. Aueb die übn1 
Haftbedingungen. -.ie d1e Un. 
bnngung in Einzelzellen, schlec 
Ernährune und die ll\3ngelnde p 
cho-soziafe Versorgung himen 
hebl1che Auswirkungen auf ' 
Krankheitwerlauf und wurden 
ohnehin begrenzte Leben~er" 
tung nochmals verrmgem. 

Schwiengkeiten 10 den Kna;• 
gibt es uußerdem durch die lan~ 
Bearbeitungszeiten für Anlrägc; 
Au-.etzung der Vollstreckung. [ 
Aids-Hilfe Giellen nennteincnZc 
raum von .einem halben Jahr ,. 
länger·. b!»OlchcAotragc be~ 
.Jen werden. Munfrt d Krill 
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Nur Senatorin 
Bimbam fehlte 

Knastkonzerte mit den »Toten Hosen« 
am Freitag und Samstag in der Plötze und Tege/ 

Erwasschüchternundabwanendsa- geleg1 worden. Der Kommentar ci­
ßen70Frauenderetwa 1201nsassin· ocrGefangenen zum Konzert. •Das 
nen des Frauenknastes Plö~>:ensee müßte wöchentlich stattfinden•. 
auf den Holzstühlen am Freitag und•seitRot-Grünhatsichhiermchr 
abend. Doch die Stimmung im Ku!- viel getan. Noch 1mmer v.erden 
tursaal der Plötze taute schndl auf. Frauen, die wegen Orogensachen 
-JustizsenatorinBimbam•betratdie einsitten. isoliert. Es gibt immer 
Bühne in e10em Sketch-lntervic" noch die Trennscheibe be1 Seso­
der Gruppe. die die Knastkonzerte eben. Zu einer Kommumkauons­
organisien hatte. •Stnarorin Bim- gruppehaben nur wenige Leu1e von 
bam• erklärte unter Gelachter und draußen Zutrin. Kritik wird im be­
Klatschen der Gefangenen. daß sie sten Fall angehört- aber es geht 
die Haftbedingungen verbessern nicht weiter .• 
wolle und sich der Sacheannehmen Inder JVA TegelamSamstags10d 
werde (in Ansp•elung auf ein taz·ln- etwa 250Gefangenedabei. Der Saal 
ten·iew mit Senatorin Limbach). ist voll und binnen kurzer Z<:it mit 
Aufdie Entgegnungder Interviewe- blauen Rauchschwaden verhangen. 

'Om 1.12.1989) rin, daß der Eindruck entStehe. daß Gefangenestellen ~ich- wie schon 
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n llACh Auskunlt des 
>rin. Christollel, lür 
.r. Insgesamt sind in 
tngene inhah.ierL 

:hristollel ist eine 
o nicht vorgesehen. 
ite deneil an einer 
!d.ingungen. Streiks 
M Ziel zu erreichen. 

sieb nur durch Streiks im Knast - in der Plötze -ans Mikro und äu· 
wieindiesemgeschehen-dieHnft- ßern unter tosendem Beifall ihre 
bedingungen verbessern, antwor- Kritik: die Sicherheustruppe 10 Te­
tete Senatonn •Btmbam· mu gel, die wilde Zellenrazzien veran­
Schweigen. stallet habe, sei aufgelöst. Jetzt seien 

Nach einem Akrobatik-Pro- dieselben Vollzugsbeamten zur 
grammder •los Expressos• kamen ·Besuchcrbetreuung• eingesetzt 
die •Häwie Mädels•, eine Frauen· Chöhoi>che.GelächterderGefange· 
rockband aus Berlin. aufdie Bühne. nen). ·D•edaoben wtssennicht. was 
Zu ihrerangepunkten Musik tanzten uns hier sunkt. Wir" erden es ihnen 
nur wenige Frauen. an den Türen am Nikolau>festsagen!· (Am6. Oe­
und Seitenwänden des Raumes gut zember istemeArbeiiSntederlegung 
bewacht von den Schließerinnen geplant.) 
und Anstahsleiter Höflich. Nach dem Kabaren •Zwei Dm-

Nach gu1 anderthalb Stunden tel• spielen auch h1er die • Toren Ho­
wurden die -Toten Hosen• jubelnd sen•. Ihr Sänger nach dem Aufirin 
empfangen.lhrSangerCampino be· ·Es hat 1rrc Spaß gemacht. Wir wilr· 
grüßte die Frauen .• Toll, hier bei dcn's jedel'2ett wieder tun!· Die 
euch zu sein' Wir mach~n jeiZI Gruppe. die die Konzerte organi­
Stoff'· Die Tanzflache wurde vol- sierte. ist fa~t zufncden; ste. die 
ley. Oochdas.EndederFerewarvon sonst vor Mouern stunden. hanen 
der Anstahsleitun2 auf20Uhr fest- sich nun vorstellen können. Auch 

1gt (Berliner Morgenpost vo~ 22.12.1989) polirisch ~ei da w:as rübergekom· 
, d Z II men. Dochdazumußte nochmanche 

!rfuh.r er 
1tes. daß 

eclcungs­
Liverkehr 
o!.ann im 
~escbütz.. 

daß der 
gesund· 

~ge D4cb 
trden im 
nerlcma.le 

ufullcbe 

Brand '" er e e burokrausche und poilusehe Hürde 
In einer Zelle in_ der Fraue~aft- innerhalb der Justizverwaltung erM 

anstalt am Friednch-Oibncht- einmal verschv.1nden die d1esmal 
Damm in Cha.rlottenburg bracll ge- beisp1ctsv.ei~e Radio ioo als M1t' e· 
stern nachm1ttag em Feuer aus. rans~lter die Aufn:lhme und Au;-
Vler Frau~n erl.\tten Rauchverg1!- •trahlung der Knasrkonzcrte über 
Iungen. J?te Brandu.:-;aehe tst ver- den Sender verboten haue 
mutlieh erne vom '\Yeihnachtsbaurn Ulf Morlin~ 
herabgefallene Weihnachtskerze. · 

(Berliner Morgenpost vom 22.11.1989) 

Rechtshilfe für junge Straftäter 
Im Vorgriff auf eine im par\a. es erforderlich, den Jugendlichen 

mentarlseben Gesetzgebungsver- schon jetzt einen erweiterten 

Zwangsbehandlung 
von Gefangenen? 

Äb'i,~.;~i,o,vij~~~bten, dürle die Fortsetzung 
nicht mehr zwangsweise durchgesetzt 
werden, forderte Säumer. 

München (dpa) - Jn der Just•r.voii?.UJ!S· Die CSL'-\1ehrheit im r\u~sehuß lehnte 
anslall (JVA) Straubing sollen nach Er- ·die Anträge der Grunen mit der Begrlln· 
kenntnissender Grünen jahrelang Gei an· .dung ab, es gebe keme Erkenntnis•e. daß 
geneohne Zustimmung mit :-leurolepuka in der JVA Straubing unrechtmäßig ge­
behandelt worden setn. Grunen-Frak· handelt werde. Gerhard Merk! (CSvl sag­
tionssprecher Hartmut Räumer forderte te, die Grunen stellten Behauptungen in 
d•shalb am '\l!ttwoch in einem Dnngllch- den Raum, die nicht zu beweisen seien. 
keitsantrag im Rechtsausschuß des Land- Eine Sachverständigenkommission "·ürde 
tags das sofortige Einstellen der Behand- nur Unruhe m die JVA bringen. Ein Ab­
Jung. in emem weiteren Antrag , , rlangte bruch emer Behandlung. die von einem 
Säumer dte Einsetzung emer Sachvcr- Arzt attestiert se!. komme nicht in Frage. 
ständigenkommis~tOn. dte untersuchen weil man steh mcht zum .. Obergutachter• 
soll, ob Gefangene ohne Voraussetzungen au(spielen wolle. 
filr eine Zwangsbehandlung m1t ?<ycho- Der Vertreter des Justizministeriums 
pharmakabehandelt werden wies d•e Forderung der Grünen zurück 

Nach lnf~rmattonen der Grunen wtrd m Alle 10 der Anstalt verwendeten Seurolep­
der JVA Straubing das '1iuel .Lepooex.. tika seien ärztlich zugelassen und würden 
als Ersatzdroge unter den Gefangenen korrekt verwendet. Zu den lnformauonen 
gehandelt. Dieses \!ed1kament 1S! nac·h der Grunen sagte Hubert D•etl. es se1 
den Worten von Säumer 5eit 19i5 nicht bekanm. daß Häftlinge auf thre :1-htgefan· 
mehr auf dem Markt. da es in den iOer genen Druck ausubten oder sie mit Ver­
Jahren Lu Todesfällen geftihtt habe. Die sprechungen zu wahrheitswtdrigen eides· 
Ausgabe des Medikaments werde nur bei stattlichen Erklärungen brächten. Dtc 
regelmäßiger Blutbi!Ciunt!:r'uchung des SPD-Rechtsexperun Carmen König warf 
Patienten an bestimmte Arzte gestanet der CSt.: vor. sie maclle es sich einfach Es 
Säumer sagte. offenstehtlieh habe man m habe tn den vergangeneo Jahren mehr­
der JVA die Kontrolle tiber dte \"ergabe fach Hmwe1se gegeben daß in der JYA 
dJeses Medikaments verloren. Wenn d•e Straubmg leichtfertig mtt Xeuroleptika 
Gefangenen ihre Emv.-ilhgun~ zur BI.'- umgegangen werde. 

(B.Z. vom 

22.12.1989) 

DasMuseum 
wareine 
Vollzugs· 
Anstalt 
Bonn, 22. 12. 

Ein Mann hat 
aus dem Gefäng. 
n.is heraus ver· 
sucht, einen gro. 
ßen Handel mit 

Kunstgegen· 
ständen aufzu­
ziehen. Der Haft. 

lm~h~~ge3ilcf;; 
zu '~er Jahren 
Haft verurteilt. 
hatt.e sieb Ge· 
milde im Wert 
von 7 5 000 Mark 
in seine Zelle 
schicken lassen. 
Ein Zusteller 
fand heraus: Das. 

.. Kurland-Mu· 
seum"" war die 
VollzugsanstalL 

( Volksblatt Berlin vom 7 .12.1989) 

Staatsrat erläßt Amnestie 
Nur die Schwerverbrecher bleiben hinter Gitter 

Berlin ldpal 
Die DDR bat eine umlas· 

sende A.mneslfe für Straftäter 
erlassen. Danach werden 
Häftlinge. die eine Freiheits­
strafe von bis zu drei Jahren 
verbüßen müssen. auf freien 
Fuß gesetzt. 

Dte Entlassungen aus der 
Hart sollen ln der Zeit vom 12. 
Dezember bis 15. Februar er· 
folgen. Ausgenommen da\•on 
sind Sexualstralt<iter, Verur· 
Letlungen wegen Raub und Er· 
pressung sowie vorsdtzlicher 
Tötung. Körpen erletzung mit 
Todesfolge und sch,,·erer Kor­
pen·erletzung. Auch eine \·er­
urtellung wegen Ro"-dytums 
,,·erde \'On der Amnestt!.' nicht 
berührt. gehl aus dem Staats· 
ratsbeschiuß hervor . 

Auch der Strafvollzug noch 
ntcht angetretener Fre•he•ts-

strafen ,,·urde ausgesetzt. 
Schadenersa~z,·erp!hchtun· 
genwerden von der Amnestie 
nicht berührt, hetßt es. Von 
der Amnestte smd auch alle 
Vergehen betroflen, dte vor 
dem 6. Dezember 1989 mit 
Freihettsstralen geahndet 
wurden. 

Von der Amnestie sind auch 
Aullagen erlaßt. d1e eme Etn­
schrankung der Fretzflgtgkett 
bedeuten. Dazu gehören Aul· 
enlhaltsbeschränkungen nach 
Paragraphen 51 und 52 DDR· 
St ra I gesetzbuch. 

Auch B-estrafungen nach Pa· 
ragraphen 47 und ~8 (~ laßnah­
men zur Wu?deremgli;!de· 
rungl werden aufgehoben. So 
konnte em ,. o<rurteilter dazu 
,·erplhchtet werden, emen zu· 
gew1esenen _.>,rbeitsplatz nicht 
zu ,,·echseln. 

PR ESSESPIEGEL 
hHE2?E2hiECEf 

Slralge­
nf Jahren 
GH. Der 
1eitsschä-

fahren in Bonn befmdllche ent- Rechtsschutz zu gewähren, hieß 
sprechende Regelung hat Berlins es zur Begründung. Und: Junge 
Justizsensterin Jutta Limbach Menschen seien aufgnmd ihrer (Der Tagesspiegel vom 22.11.1989) 
gestern die Staatsanwaltschaft mangelnden Lebenserfabrong, .. • 

(Frankfurter Allgemeine 

vom9.12.1989) 

Justizsenator flir Ab6abe von 
Rauschgift an Süchtige nommen. 

Oktober 

angewiesen, von sofort an für ju- ihrer Unerfahrenheit im Umgang Junge U-Haftlinge bekommen 
gendliche Strafläter. die in Berlin mit staatliehen !nstamen und U:· einen Strafverteidiger 
in Untersuchungshaft genom- ren emgeschränkten sprachli· F . dll b 8 eh ld.i d. · u 1 men werden sollen, gleichzeitig chen Ausdrucksmöglichkeiten in ür JUgen c e es u gte, 1e tn n e!· 
bei Gericllt d.ie Beiordnung eines ihrer Verteidigungsfähigkeit ge- suchungshaft genommen werd:o, .soll d.ie 
Strafverteidigers zu beantragen. gen!iber Erwachsenen erheblich S~atsaowaits~baft vo~ sol~rt an d1e Betordnu_ng 
Aus Filrsorgegesichtspunkten sei eingeschränkt mei emes Verte•dtge~ be1 Gen~ht bean~ageo. Dies 

· 29 11 989) hat Justizseoatonn Jutta Limbaeil Jetzt gegeo-
(Berliner Morgenpost vom • . I ilber dem Generalstaatsanwalt beim landge-

Tegel-Ha••ftlinge basteln nette richt ang_eordnet .. Wie es l_n einer Mitteilu~g 
der Behorde hetßt, tsl d1ese Regelung em • G h nk Vorgriff aul einen Bonner Ceserzentwurf zur 

Weihnachts• esc e e ~derung des Jugendgeric~tsgesetzes. Aus 
Fursorge solle das gegenw:irtig geltende Recht 

WeddinC _ Während auf dem wird", fand Elisabeth Brandt (63), der Anwaltsbeiordnung schon jetzt eotspre-
Rathausvorplatz Losbuden-Besit- die für ihre drei Enkel Geschenke cbend ausgelegt werden. 
zer um die Gunst der Kunden wer- besorgte - zu konkurrenzlos billi· Zur Begrundung erklärte die Senatorin. junge 
ben, bot sich gestern im Foyer des gen Preisen. Menschen seien bei ihrer Verteidigung wegen 
Altbaus ein ganz anderes Bild: Die .Die Preise werden bewußt nied- ihrer fehlenden Lebenserfahrung, ihrer Uner-
Arbeitsbetriebe der Justizvollzugs- rig gehalten", erklärt Wemer Iabrenbeil im Umgang mit sta.atlichen Instanzen 
anstalt Tegel präsentierten ihre Lewke (54), der als Schreinermei- und ihrer eingeschr<tnkteo sprachlichen Aus-
Werke - und fanden begeisterten ster d.ie therapeutische Tischlerei drucksl!hlgkeit benachteiligt. Die Vereinigung 
Anklang damit. in Tegel leitet. .Ganz nach dem Berliner Strafverteidiger begrüßte gestern die 

Die Gärtnerei steuerte Trocken- Leitspruch: sozial Schwache hel· Anordnung der Seruttorio. Der Verband !orderte 
blumengeste<:ke und Adventsge- fen sozial Scllwachen", so Lewke. aber, daß ein Verteidiger schon dann beigezo-
binde bei, aus der Glaswerkstatt Wer gestern die Gelegenheit ver- geo wird, wenn sich der Staatsanwall rum 
kamen bunte Tiffanylampen. paßt hat, kann die Angebote am Antrag aui U-Halt entschließt. Nur dann könne 

Die Anstaltsbäckerei bot Weih· Donnerstag 1Ill Rathaus Reinlcken· Jeder Jugendliche schon bel der Verhcndlung 
naclltsgebäck und PCefferkuchen- dorf arn Eichborndamm 21~239 über den Erlaß des Haftbefehls verteidigt 
häuser an, die Tischler Holz.spiel- zwischen 10 und 15 Uhr noch ein· werden. Cfsp) 
zeug .• Toll, was da so alles gemacht mal zum Einkaufen nutzen. Fa wo ( ß.Z. vom 16.1 2.1989) 

He~atnae stalllen beim Staatsanwalt 111P .. o~a-_ , .. ,~ 
()edPneM,lS. Dezembec I ihrer Arbeit in der Staa~-~~ Minner, die~":!~~=.~~==~ z · In.suMn der Kaftan- wal.lllehaft erneut straftällia. keilen ·~ Haft. lltalt '""Dortmund wurden bel Die beiden U und 41 Jahre atahlen Ponlo- UDd andere Vi· nate 

mtz. HAMBURG. 8. Dezember. Nach 
den Vorstellungen des Hamburger Jusriz· 
~nators Curilla (SPD) soll der Staat dte 
Möglichkeil erhalten. an Rau;chgifrsüch­
ti~e Heroin und andere Rauschgiftt- abzu­
geben. Über etne t-ntsprechende Bundes­
r.usimuatl\~ zur Änderung d.-s Be1iiu· 
buogsmittelgesctzes -.·ill der Hamburger 
SPD FDP-Senat am Dienstag berdten 
Nach dem durch eine lnd1skreuon be­
bnnt~ev.ordenen Pap1er. zu dem dte 
Jusuzbehörd~ am Freitag ke:r.e Srellun~­
nJhme· :tbgeben wollte. plan! Cunlla dte 
k<lStenlose Ausaabe \On Rauschgiften m 
Hdmburt= an s;lche Personen. d1e minde­
~tcn$ zwe1 Jahremder Hans~$t.ldt \\O;men 
und !ür die eme and~re Behandlung nicht 
mehr 1n Berrncht kommt Dam11 soll 
verhmdert werden. daß d1e Hansestadt 
t.um nauonalen Trefrpunkt der Süchugen 
wird. Weller is1 vorgesehen. daß Abhängi­
re. die mit kleinen Mengen Rauschg1ft 
gefaß1 "erden. straffrei bktben sollen D•e 
Ausgabe der l:r~uzdrog.e Methadon soll 
l.ünfti~ allen Süchugcn on·enstehen. Set 
der Ausgabe '''" Methadon soll der Staat 
em MonoP<'l erhahen Die kontro!ltertc 
Ausgabe ''on Rauschguten haue Harn­
burg~ Bürgermeister Voscher-au (S?D) im 
Somm<r an!!-er<:gt. (Siehe Deutschland und 
d•e Weh.) 



Insassenvertretung 
Haus II 

"Herr Selder, der soz i ale 
Reformer?" 

Seit der Ubemahme der Ti\ 11 durch 
den ehemaligen Sicherheitschef der 
JVA Tegel versucht dieser mit allen 
Mitteln. einen den sozialen Reformen 
gegenüber aufgeschlossenen Men­
schen darzustellen. Händeringend und 
mit fast weinerlicher Sti.mr:le fragt 
er. was er denn noch alles tun 
könne, um aus der TA 11 eine , dem 
Resozialisterungsanspruch des Straf­
vollzu~s~esetzes qerechte Anstalt zu 
machen. 

Zugegeben, seit seiner Regentschaft 
hat sich in der TA I1 eini~es ver­
ändert. Zu seinen größten Taten 
gehört die Emrichtung von "Telefon­
kabinen". Siehedich eine Verbesse­
rung der bis dahin bestehenden 
Regelung, die vorsah, daß jeder 
Gefangene einmal in der Woche zehn 
Y.inuten lan~ von einem Vorraum der 
Zentrale aus telefonieren durfte. 
Als Rahmenzeit war 18 bis 21 Uhr 
vorgegeben. 

Die offizielle Regelung jetzt ge­
stat>et jedem ein Telefonat von zehn 
'"~muten Dauer direkt auf dem Flur, 
umgeben von noch drei "Mittelefo­
nierem" und dem unvermeidlichen 
Beamten. Dazu '<ommt noc, der U!:rm, 
der als ganz gewöhnlicher Geräusch-
pegel ohnehin auf den Fluren 
herrscht. Inoffiziell, und damit 
jederzeit widerrufbar. kann es lnha r­
tierten gestattet werden. bei Nicht­
auslastuns der Ka!>aziräten auch ein 
.zweites Gespräch zu fü.~ren, jeweils 
von 18 bis 21 Uhr. 

\'ler sich in Tegel auskennt, wird es 
nicht schwer haben, in dieser Rege­
lung eine ~enaue Nachahmunq der 
Regelunss aus der TA lll zu erkennen. 
Herr Seider hat sich also nicht die 
~lühe gemacht , Krit ik und Anregungen 
von seiten der l.V. nit in "sein' ' 
Konzept e1nzubinden. So ist eine alte 
Forderung der (.V.. daß gerade am 
\'iochenende '<einerlei }.1\öglichkeit zum 
Telefonieren besteht, mit einer ANZU­
mentation abReschr:tettert worden. die 
ganz genau erkennen l'ißt. wessen 
Geistes Kind dieser Herr Seider wirk­
lich ist. Er erklärte der I.V. namlich, 
daß es unumgänqlich sei , einen 
Beamten zwec!<s Überwachung abw­
stellen. und das sei am Wochenende 

22 'der lichtblick' 

aufgrund dec miserablen Personal­
situation nicht möglich. 

Dabei "veroaß" er wohl, daß laut 
StVollzG e~e direkte Überwachung 
(abhören) von Telefongesprächen der 
besondecen Anordnun~j des Anstalts­
leiters bedarf. Die qualitative (wer 
und wieviell Überwachung hätte, be1 
etwas Nachdenken, relativ leicht 
gelöst werden können. So hätten die 
Telefone entweder eine Art Münzein­
richtung besitzen '<önnen oder es 
wäre eine Einzelschaltung über die 
Zentrale installiert worden. Aber ein 
solch progressives Programm war 
unserem TAL denn wohl doch zu 
gew<'gt. Oder hat er einfach nicht 
darüber nachgedacht? Zu der Ent­
scheidungsfreudigkeit und dem Ver­
antwortungsbewußtsein des Herrn 
Seider wird an anderer Stelle "loch 
einmal hin!fewiesen. 

Die Amtsleitun~en dieser insgesamt 
acht Telefone sind ständig über­
lastet, was nicht zuletzt auf den 
knappen Zeitraum zuruckzufUhren ist. 
So ist es kein Einzelfall, daß man 15 
Minuten und länger versuchen muß, 
ehe man eine freie Leitung erwischt. 

Zu Herrn Seide~:s zwefthebstem Kind 
sind r:li.ttlerweile irgendwelche 
Gruppen geworden. Leider, so klagte 
er uns, werden diese nicht so 
besucht. wie er sich das vergestellt 
hat. So daß er wohl schon in einigen 
Fällen zu der Konsequen:r. gezwungen 
wurde, diese Gruppen wieder abzu­
schaffen. Auf den Einwand der l.V., 
daß m der TA 11 jahrelang nichts 
dergleichen qetan und angeboten 
wurde, und daß sich demzufolge in 
dieser Teilanstalt eme "Lee'< Arsch"­
Mentalität breitgemacht hat, die es 
erst ei.nr!'.al zu beseitigen gilt, und 
zwar in der Form, daß Gruppenaktivi­
täten erst einmal Uber- einen län­
geren Zeitraum angeboten werden 
müßten, ist eine Antwort des hiesi­
gen Sozialarbeiters Herrn A. sympto­
matisch: " Neue Gefangene gibt es 
h1er ja nicht. Die neuen sind immer 
die alten.'' Hit dieser Antwort kann 
jede Resozialisterungsarbeit als von 
vor-nhecein zum Scheitern verurteilt 
an'?csehen "''erden. Dann allerdings 
stelien wir die Fraqe: ~-.'ozu denn 
überhaupt Sozialarbeiter? 

Zu den Gruppen an sich ist zu 
bemerken. daß es etne Krartsport­
gcuppe mangels Geldes 1mmer noch 
nicht gibt, aber in den letzten 

\:lochen eine Gruppe "f{onditionstr<.tl­
ninc," stnllfand. Zur Probe auf erst 
einmal zwet Veranstaltungen be­
grem:t, was sich letztlich als gut 
erwies, denn der Besuch dieser 
Gruppe fand wohl so ~ut wie qar 
nicht stall . Trotz oder vielleicht 
auch gerade wegen rühri~er 'xerbung 
und größtem Aufwand. Die Belequn15 
des Kultursn.als mit dem damit ver­
bundenen AuFwand wie Umbau und die 
Al:>stelluno, eines Bear.tten (man 
beachtt>!l war 1<ein Hindernis. 
Übrigens: Konditionstraining hat man 
die Gruppe benannt. '"eil sich "Aero­
bicgruppe" '"'Ohl zu blöd angeflör-t • 
hätte (Auskunft T'\L' . 

Seine Einstellung zu Gruppenaktivi­
täten im allgemeinen ist ' jedoch 
"''eiterhin sehr offen. Nach der von 
uns gewonnenen Auffassung muß er 
sich aber die Frage stellen lassen, 
ob er von dem Willen nach positiven 
Veränderungen geleitet \illd oder ob 
er nur beweisen \vill , daß in der TA 
ll solche Aktivit!iten aufqrund der 
Struktur einfach nicht durchführbar 
sind? Man wird es uns nicht ver­
denken. wen.'1 wir zu letzterem ten­
dieren. 'tfenn man unserem TAL Bös­
willigkeit untersrellen will, und wer 
will das schon, dann paßt die etwas 
großzUgigere Handhabung von 
Vollzugslockerun~en nahtlos in dieses 
Bild. Denn je mehr Ausgänge und 
dergleichen " schief gehen" . um so 
leichter ist nachher die Einschrän­
kung derselben. 

Zu unserer Forderung nach Verlegung 
der Wochenendfreistunde in die Mit­
tagszeit . bemerkte Herr Seider, daß 
wegen Personalmange ls u!'ld überhaupt 
hätte der Herr )1ül1er (TAL lii) ja 
auch nicht und warum de nn, bla. bla , 
bla ... Wie Uberhaupt a uffällt , daß 
Herr Seider sich bei Entscheidungen 
jeglichec Art immer et'St Rücken­
deckung bei Herrn Müller verschafft . 
was wiederum gut zu sogar von 
Beamten gemachten Ä,ußerungen paßt, 
daß er sich nicht gem der Verant­
wortung stelle . 

Hilfsbereit zeigt er sich jedoch bei 
den von uns geolanten Veranstal­
tungen (Preisskar. Klammer- und 
Tischtennis-Turnier) . Er läßt den 
Aufschlu f1 über die \littagszeit auf 
13 Uhr vorverleo;en. Auf den Ein­
schluß zur ZählunQ um 16.1.5 Uhr 
k.ann er jedoch aus Gründen der 
Sicherheit und OrdnunQ nicht ver­
zichten. Auf unsere Anre~un~ , Preise 
für diese Tumiece aus Spenden, d1e 
wir v1elleicht ' nach einem Aufruf in 
der Presse zu erhalten hofften. aus­
zusetzen. reagierte er mit einem 
stri.'<ten Nein. Erst nac h Anrufung 
des Senjus. mit der Bitte, unsere 
Idee zu unterstüt zen . gab er 
zwangsläufiR - weil bar jeder Ver­
antwortun~ - sein Einverständnis. Ob 
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allerdings Spenden ei~ehen und 
diese Veranstaltungen überhaupt 
Anklang finden, 1st jetzt noch nicht 
abzusehen. 

Sehr viel nehr Hilfsbereitschaft 
zeigte er aber, als wir das ständige 
Ärgernis des schlecht funktionieren­
den Sozialdienstes ansprachen. Auf 
unsere frage, wieso die meisten so­
genannten Gruppenleiter um 15.15 Uhr 
schon nicht mehr an ihrem Arbeits­
platz seien, war er sich nicht zu 
schade, die Ausrede in Anspruch zu 
nehmen, daß einige der GLs einen 
gewissen Verschleiß durch die oft 
schon jahrelan~e Arbeit im l(nast 
zeigen. Erst nach mehrmaUgern Fragen 
eröffnete er uns. daß die Arbeits­
zeit für die Gls um 16 Uhr endet. 
Nach der Androhung gerichtlicher 
Schritte, ist in der letzten Zeit eine 
leichte Verstärkung der Aktivitäten 
der GLs noch U!!l 15.30 Uhr zu be­
merken. \Vir werden jedoch weiterhin 
sehr aufmerksam beobachten, wie 
lange welcher Sozi im Dienst ist. 

Petitionsausschuß des 
Abgeordnetenhauses von Berlin 

Berlin, den 18.12.1989 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Die Unterzeichner wenden sich an 
Sie als Vertreter einer großen Zahl 
Inhaftierter. die sich um den Vollzug 
im Haus V der JV A Tegel Sorgen 
machen. 

Wir fUgen einen "offenen Brief" an 
den Leiter der ]VA Tegel bei; in der 
Hoffnung, daß sich unsere Situation 
durch Ihr eventuelles Eingreifen ver­
bessern läßt. 

Hochachtungsvoll 

lm Auftrag 
Werner Fiegel 
Michael Wallert 
Hans-]oachim Fromm 

EINSCHREIBEN 
An die 
Anstaltsleitung der 
Justizvollzugsanstalt Tegel 
z . Hd. Herrn Lange- Lehngut 

Berlin, den 18.12.1989 

PRESSE ER KLÄRUNG! 
- OFFENER BRIEF -

Betr.: Abberufung des ORR Herr Auer 
als Teilanstaltsleiter der TA V. 

Bezug: laufende Verstöße ge­
gen den Resozialisierungsauftrag 

Als positive Ausnahme im Sozialdienst 
kann hier nur Frau H. erwähnt 
werden. Sie ist fast immer die letzte 
im Haus. Lind ste hat unter den 
Gefangenen einen quten Ruf. Origi­
nalton Seider: "Sie ist ja auch noch 
nicht lange im Voll zu'!." 

Daß sie jetzt für die Betreuung der 
Ausländersta tlon zuständig ist, 
erläuterte Herr Seider mit den 
\I/orten. daß ja jetzt unter dem 
neuen Senat auch vieles an Locke­
rungen für die Ausl.inder möglich ist 
und somit recht viel Arbeit 1nfal1e. 
Aber den Gedanl<.en, daß Frau L. sicli 
dort vielleicht etwas schneller "ver­
schleißt" und sich somit besser der 
allgemeinen Arbeitsmoral der anderen 
GLs anpaßt, darf :nan ja wohl 
äußern, oder? 

Nach dem im letzten Libli veröffent­
lichten Bericht über den Suizid eines 
Drogenabhängigen während des Ent­
zugs, darf ein Vorfall. geschehen vor 

wenigPn Tagen. nicht unerwähnt 
bleiben. Ein hier einsitzender Ab­
hängiger wurde mit einem Kollaps in 
der- Zelle aufgefunden. Er wurde 
sofort ins KBVA überführt. Schon am 
nächsten Tag war er Jedoch wieder 
hier. Es hat sich also noch nicht 
herumgesprochen. dal1 Abhängige 
während des Entzuges vielleicht doch 
Lmter ärztlicher Kontrolle stehen 
sollten. Aber nicht nur das: Als 
l(rönung der Veranrwortungslosigkeit 
legte man ihn auf die Absonderung. 
weil es dort ja nicht so schlimm mit 
den Drogen sei. 

\Iieder einmal hat sich in eklatanter 
Weise der Satz bewahrhettet, daß im 
Knast ntchts so schlimm ist wie eine 
Krankheit. Und Drogensucht ist eine 
l(rankheit! Es geht 1-lier direkt um 
Menschenleben; 1 .. ann lernt endlich 
die Justiz dazu? Wie viele Tote muß 
es denn noch geben? 

Edgar Klapsehinski 
!nsassenvertretunP, der TA 11 

Insassenvertretung Haus V 
Sehr geehrter Herr Lange- Lehngut, 

Die Insassenvertretung der Teilan­
stalt V wendet sich an Sie als den 
obersten Dienstherrn der JVA Tegel 
mit nachstehender Beschwerde, die 85 
Insassen der Teilanstalt V mit ihrer 
Unterschrift stUtzen. 

Zum Zeitpunkt der Unterschriften­
leistung waren von den 180 Haft­
plätzen der TA V 167 dur{;h lnhai­
tierte belegt, wobei zu berücksich­
tigen ist, daß 12 Sicherungsver­
wahrte nicht unterschrieben haben, 
da diese gesondert Strafanträge 
gegen Herrn Auer gestellt haben. 

Herr Lange-Lehngut, wir wenden uns 
jetzt an Sie, da die Situation im 
Haus V unerträglich geworden ist -
Noch bei der Pressekonferenz haben 
Wir auf Namensnennung verzichtet, 
das können wir nun nicht mehr! -

BegrUndung: 

l) ln der Teilanstalt V wird laufend 
gegen den Resozialisierungsauftrag 
verstoßen (Wir können ausrei­
chende Beispiele nennen). 

2) ln der Teilanstalt V wird laufend 
gegen das StVollzG verstoßen. 
(Wir können ausreichende Beispiele 
nennen. ) 

3) Herr Auer verhindert Aktivitäten, 
sowohl im Haus als auch in den 
Wohngruppen. (Wir können mehr 
als ausreichende Beispiele 
nennen.) 

4) Das StVoUzG erklärt in § 3 Abs. 1 
eindeutig, daß die Vollzugsbehörde 

(hier: Teilanstaltsleitung) die Auf­
gabe hat, daß das Leben im Voll­
zug den allgemeinen Lebensver­
hältnissen angeglichen werden soll 

Hier geschieht nichts dergleichen, 
hier stagniert alles; wo doch im 
Abschlußbericht der Planungs­
gruppe ft.ir die TA V vom 5.9.80 
(an der u. a. auch Sie mitwirkten) 
eindeutig steht : "... Der Vollzug 
in der TA V soll eine Vollzugsein­
richtung sein, deren inhaltliche 
Ausgestaltung darauf ausgerichtet 
ist, Gefangenen durch Wecken und 
Fördern von Leistungsmotivationen, 
gezielte therapeutische Einzel­
hilfen und Vlelfältiges Gruppen­
training ein straffreies Leben zu 
ermöglichen ... " - all das gibt es 
hier nicht! 

Herr Lange-Lehngut, Sie wissen 
sicherlich aus langer Erfahrung wie 
schwer es Gefangenen fällt , Zivil­
courage zu zeigen, zumal diese ja 
auch damit rechnen mUssen. Repres­
salien zu erleiden ... 

Hier beweisen 85 Menschen Zivil­
courage und erwarten, daß Sie durch 
die Abberufung von Herrn Auer die 
Situation der Teilanstalt verändern. 

Hochachtungsvoll 

lm Auftrag 
Werner Fiegel 
Michael \'laUert 
Hans-joachim Fronun 

Verteiler: OPA I Presse I Rundfunk u. a . 
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Insassenvertretung Haus IV eine getrennte Unterbringung wie 
es das StGB vorsieht. 

Gedankenprotokoll 

Am Samstag, dem 25.11.1989 fand in 
der JVA Plötzensee (Frauenhaftan­
stalt) eine anstaltsübergreifende 
Sitzung der Insassenvertreter statt. 

Wie es zu dem Treffen kam? 

Die ehemalige I.V. der Frauenhaft­
anstalt Plötzensee hatte ihr Amt 
niedergelegt, weil Unstimmigkeit und 
Unzufriedenheit sich breitgemacht 
hat. Dieses hatte zur Folge, daß sie 
erst einmal eine Kommunikations­
gruppe gebildet haben. 

Um das Amt eines Insassenvertreters 
besser kennenzulernen, hatten sie 
über die Senatsverwaltung einen An­
trag zwecks einer gesamtanstalts­
Ubergreifenden lnsassenvertre tung 
gestellt. Das Treffen wurde von 
Herrn Freise aus der Senatsverwal­
tung sowie Herrn Flügge, Abteilung V. 
möglich gemacht. Je ein Insassen­
vertreter aus der JVA Tegel (Haus 
lV), der Söthstraße, Hakenfelde, 
Plötzensee und Düppel sowie die en­
gagierten Frauen waren anwesend. 

Nach zwei Stunden war das Treffen 
wieder beendet. \t/ir gehen davon aus, 
daß die Frauen ihre wichtigsten 
Punkte zur Sprache gebracht haben. 

Berlin 27, den 12. Dezember 1989 

Peter BrUnn 
l(üchenbeirat/ Haussprecher 
der TA VI 

An den Leiter der Wirtschaft 
Herrn Mewes 

Betr.: Beschwerde über die ~.1ittags­
kost und den Nachtisch vom 
12.12.1989 

Sehr geehrter Herr \1ewes, 

zunächst möchte ich den Eingang der 
Schreiben vom 23.11.89 sowie das 
vom 6.12.89 bestätigen. Ich werde 
mich um einen geeigneten Termin 
bemühen, dazu bedarf es aber noch 
einiger Zeit. 

Doch nun zu der Beschwerde vom 
12.12.89, die qanz bestimmt auch 
berechtigt 1st. Der Kartoffelbrei 
wurde bem'ingelt, daß er im Wasser 
geschwommen hat, denn obenauf war 
nur Wasser, und das ist nicht normal. 
jeder der schon einmal l(artoffelbrei 
gegessen hat, kann Ihnen das be­
stätigen. Nun kommt noch hinzu, daß 
der Nachtisch von heute Ubel ge­
rochen hat und nicht genießbar war. 
Die Stationen qaben ihn zurUck, 
wenn er nicht schon entsor~t war im 
Abfall. Es wurrlen auch unsere Sta­
tionsbeamten befrl\qt , doch die haben 
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Wenn man sich hierzu nun mal ein 
Gesamtbild machen soll, könnte man 
annehmen, daß es in der JVA Plöt­
zensee chaotische Zustände gibt. Hier 
sind einige Beispiele, die dieses 
deutlich machen : 

a) Es gibt viel zu wenig Dienstper­
sonal, was für die Frauen fol­
gende Konsequenzen hat (Ein­
schränkung ihrer Freizeitgestal­
tung, Behinderung des sozialen 
Verhaltenstrainings, keine wie vom 
Strafvollzugsgesetz vorgesehene 
Gruppenbetreuung, keine differen­
zierten Vorbereitungen für die 
frühestmögliche Zulassung zum 
Urlaub bzw. Freigang) und somit 
auch nicht die optimale soziale 
Betreuung für das zukünftige 
freie Leben in der Gesellschaft. 

b) Die Verpflegung ist so miserabel, 
daß die Frauen das Mittagessen so 
zurückschicken wie es gekommen 
ist. Das ist einer Körperverlet­
zung gleichzusetzen. 

c) Ferner \oJUrde bemängelt, daß in 
der Frauenhaftanstalt Plötzensee 
U-Cefangene und Strafer nicht 
getrennt untergebracht sind. Ge­
löst werden könnten die daraus 
hervorgetretenen Konflikte durch 

d) \'las besonders kritikwürdig ist. 
sind die sogenannten UKs (Urin­
kontrollen). Nicht nur die men­
schenunwürdige Behandlung bei 
der Urinabgabe, sondern auch die 
Untersuchungsergebnisse sind in 
Frage zu stellen. Wir beziehen uns 
auf eine Studie ("Nachweiszeit 
einiger Drogen und Medikamente 
mit Emit-ST") der Syva-Merck 
GmbH. Daraus folgt auch, daß es 
eine reine Geldverschwendung ist. 
L.mal in der \voche von einer 
Gefangenen Urin zu untersuchen. 

Die hier aufgeführten Beanstandungen 
an der Wiedereingliederung von 
straffällig gewordenen Frauen zeigt 
ganz eindeutig, daß die Möglichkei­
ten nicht ausgeschöpft werden, son­
dern es wird auch eklatant gegen 
das Strafvollzugsgesetz verstoßen. 

Unsere Vorschläge: Die sofortige 
Neuwahl der Insassenvertretung ist 
notwendig als Voraussetzung für ein 
baldiges Gespräch mit der Senats­
verwaltung. Auch sollten sich die 
Frauen mit den Insassenvertretungen 
in Verbindung setzen, die in einem 
behandlungsorientierten Wohngruppen­
vollzug untergebracht sind. 

Insassenvertretung TA IV 
Bernd Schwabe 

Küchenbeirat Haus VI 
nur die Nase gerümpft, als sie daran 
gerochen haben. lch selbst 1-)abe 
auch davon probiert, mir ist noch 
jetzt schlecht davon. 

Im Anhang finden Sie einige Unter­
schriften von Gefangenen (Anm. d. 
Red.: 22 Unterschriften von Gefan­
genen der Stationen 7 und 8); diese 
Besclwerde ist voller Emotionen ge­
schrieben worden, wie Sie feststellen 
werden. lch bin der festen Überzeu­
gung, daß es auch kein Wunder ist, 
denn keiner fUhlt sich fUr die Bekö­
stigung verantwortlich, und das setzt 
immer größer werdende ARgressionen 
frei. Wie Sie dem Schreiben ent­
nehmen können, sind die Gefangenen 
sogar bereit, dafUr zu streiken; das 
sollte man sehr ernst nehmen. Sicher 
sind einige polemische und unsach­
liche Darstellungen darin enthalten, 
doch bitte haben Sie dafUr Verständ­
ms. Das bevorstehende Weihnachts­
fest spielt hierbei auch eine große 
Rolle, denke ich, zu solchen Anl!!ssen 
ist dann auch nocl1 das Essen 
schlecht. 

Herr Mewes, ich bitte Sie sehr ein­
dringlich, sich versUirkt um das let­
<.Hqe Thema Essen ?.U I<Ummem, denn 
es l<ann ja nicht im Interesse der 

Anstalt liegen, daß es zu Ausschrei­
tungen kommt. das ist jedoch zu be­
fUrchten. Eine Kouie dieses Schrei­
bens werde ich an -die Anstaltsleitung 
schicken, an den Teilanstaltsleiter 
und an die Senatorin für Justiz, Frau 
Prof. Dr. Limbach. 

lch habe mich bemüht, "olme" Emotio­
nen zu schreiben, ich hoffe, es ist 
mir gelungen, obwohl ich auch das 
Essen genießen durfte. Auch werde 
ich bemUht sein und mit den Leuten 
sprechen, daß es zu keinen Eskala­
tionen kommt; hierfUr werde ich mich 
einsetzen. In der Hoffnung bald 
etwas von Ihnen zu hören. verbleibe 
ich mit freundlichem Gruß 

Justizvollzugsanstalt Tegel 

An den 
I(Uchenbeirat der 
Teilanstalt VI 

29.12.89 

- z. Hd. von Herrn Peter Brunn 

Sehr geehrter Herr BrUnn, 

Lhre Eingabe vom 12.12.1999 haben 
wir geprUfl. 
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Die Versorgung einer derart hohen 
Anzahl von Inhaftierten wie in der 
JVA Tegel durch eine GroßkUchP, ist ti t 
besonderen Sch..,ri.erigkeiten belastet. 

Von der Ausgabe bis zur Verteilung in 
den einzelnen Teilanstalten und der 
PN-Abteilun~, sind lange Wege mit er­
heblichem Zeitaufwand zu bewältigen. 
Aufbewahrung, Transport, Standzeiten 

Am 7.12.89 fand bei uns seit ca. 14 
Jahren wieder eine ''Weihnachtsfeier" 
fUr alle statt. 

Dem vorangegangen ''1-aren viele Ge­
spräche und Diskussionen und vor 
allem die latsache. da~ wir. eine 
Vielzahl von Gefangenen. mit den 
Mitverant,_,ortungsorganen gemeinsam 
über mehrere Monate fort, einen 
völlig neuen Entwurf zur ~iitverant­
'"ortungsregelung und dem Konzept 
fUr den hiesigen Hausbereich erarbei­
tet hatten! (Anlage zur Info anbei.) 

Diese "\1/eihnachtsfeier" haben wir 
insofern auch a1s Veranstaltung orga­
nisiert. um die Öffentlichkeit über 
unser Vorhaben zu informieren und 
zugleich um Mitarbeit zu werben. 

Das kalte Buffet, welches uns in sehr 
gelungener \'ieise von der hiesigen 
Lehrküche zubereilet wurde, sollte 
ft..ir uns selbst di.e Freude und das 
Geschenk sein, um die Arbeit. die 
MUhen anzuerkennen, aber auch um 
das Gemeinschaftsgefühl zu stärken! 
Die hierfUr aruallenden Kosten haben 
,,oir gemeinsam mit den hier tätigen 
freiwilligen Mitarbeiterinnen auf­
gebracht. 

Wir haben aus verschiedenen Berei­
chen der Öffentlichkeit zahlreiche 
und interessierte Menschen hierfür 
eingeladen. Natürlich gehörten hierzu 
auch Vertreter aus der Senatsverwal­
tung für Justiz und die Leitung der 
JVA Tegel. 

Viele von uns Gefangenen und den 
freiwilligen Mitarbeiterinnen hatten 
schon in den Vorbereitungen zu der 
Veranstaltung das Interesse an be­
stimmten Kontakten geäußert, die wir 
dann auch fast alle einladen konnten. 

Insofern haben sich dann im Verlaufe 
des Abends 07- 21 Uhr) viele sehr 
informative Gespräche und Kontakte 
ergeben. die zukünftig fortgeführt 
und für mögliche Zusammenarbeit 
konkretisiert werden sollen. 

So sehen wir zuversichtlich und 
kämpferisch dem kommenden Jahr 
entgegen, wo unsere Arbeit, das 
Konzept in einem weiteren Gespräch 
und Diskussion mit Vertretern der 
Senatsverwaltung für Justiz auf eine 
alsbaldige Realisierung umgesetzt 
werden soll! 

Wir haben die Erfahrung gemacht, 
daß nicht allein irgendwelche Ver-

und unkall<ulierbare Situationen im Voll­
zug können zu unerwünschten Quali­
tätseinbußen und optischen Verände­
rungen führen. So verändert z.B. Kar­
toffelbrei durch Absatz von Kondens­
wasser in den Transportbehältern seine 
Konsistenz unterschiedlich je nach Dauer 
des Transportes und der Aufbewahrung 
bis zur Ausgabe. 

Fur den Fremdgeruch der Nachspeise 
haben wir keine Erklärung, zumal Bean­
standungen aus anderen Teilanstalten 
nicht zu verzeichnen waren. Es ist je­
doch für die beanstandeten Portionen 
der TA VI Ersatz ausgegeben worden. 

Hochach tungsvol! 
Tm Auftrag 
Mewes 

Insassenvertretung Haus 111/E 
sprechungen und Entscheidungen Uber 
uns Betroffene hinweg die Grundlage 
ftir die längst Oberfälligen reforme­
rischen Entwicklungen sein dUrfen, 
sondern nur durch Eigeninitiativen, 
durch Aktivitäten mit viel Durch­
haltevermögen und oftmals mühevollen 
Auseinandersetzungen einen möglichen 
Erfolg bringen! 

DarOberhinaus ist es wichtig, daß die 
Öffentlichkeit, in unserem Falle Ein­
richtungen, Organisationen, freie 
Träger wie die FU, HdK, der LSB. das 
Diakonische \'Jerk, das Evangelisc"te 
Bildungswerk, politische Vertreter aus 
der Koalition, der Bewähnmgshilfe 
und Schriftstellerinnen in zukünftige 
Entwicklungen mit einbezogen werden. 

DIE MITVERANTWORTUNGSORGANE 
DES HAUSBEREICHES lll/E 

INFORMIEREN AM 7.12.1989 

Sehr geehrte Damen und Yerren, 
liebe Gäste, 

wir möchten Sie gerne mit einigen 
Stichworten auf unsere wesentli­
chen Grundsätze und nov.o~endtgen 
Veränderungen - entnommen aus 
unserem Konzeptionsentwurf zur 
Neufassung der Konzeption und 
'Mitverantwortungsregelung vom Sep­
tember 1989 - aufmerksam machen: 

- Wir fordern die Selbständigkeit 
des hiesigen Hausbereiches E, 
d. h. die Trennung von der 
I eilanstalt I II. 

- \'lir wollen einen halboffenen 
Vollzug. 

- Wir suchen eine verstärkte Mit­
arbeit der Öffentlichkeit und 
deren Mitwirkung innerhalb und 
zugleich außerhalb in entspre­
chenden Einrichtungen (Modelle/ 
Projekte schaffen). 

- Das Leben innerhalb ist tat­
sächlich weitRehendst den Ver­
hältnissen a~ßerhalb, in der 
Freiheit, anzupassen. d. h. wir 
GefanRene machen uns eine ei­
gene -Hausordnung und organi­
sieren unser Zusammenleben ge­
ma I Wohn- und Arbe I terheimen. 

- Im Rdhmen einer demokratischen 
Regelung, die auf der Grundlage 

Nur durch ein mehr an Öffentlichkeit. 
kann die Mauer durchlässiger werden, 
und daher ein Dan1<e an all die frei-
• .. 'illigen '~itarbeiterlnnen, die zum 
Teil schon Uber Jahre als Gruppen­
lrainerlnnen kommen oder als so­
genannte Vollzugshelferlnnen. 

Im übrigen durften wir keine Vertre­
ter der Presse oder aus den Gewerk­
schaften einladen, dafür (und nicht 
ohne Kritik seitens der ]VA) kam ein 
Vertreter aus dem Libli. 

Die ~Ii t verantwortungsor~ane des 
Hausbereiches E 
Felix Koban - l(oordinator -

Berlin, den 25. 12.1989 

einer aktiven Mitverant,o~ortung 

basiert, müssen unsere Mitver ­
antwortungsorgane in alle 
wesentlichen En tscheidungspro­
zesse rrit einbezogen werden. 

- Das Angebot von Maßnahmen 
und Behandlungsmöglichkeiten 
muß nach außen einem entspre­
chenden "Binnentraining" nach 
draußen fortgesetzt werden. 

- Das Kontingent an Sprechstun­
den und die Besuchszeiten 
müssen erheblich erweitert 
"'erden, damit wirkliche soziale 
Beziehungen gelebt werden 
können. Langzeitbesuche in 
entsprechenden Räumen müssen 
intimen Bedürfnissen der Part­
ner gerecht werden können. 

- Schule, Aus- und Fortbildung 
muß nach Möglichkeit nach 
drat. ßen gegeben sein. 

- Die Vorbereitung auf ein Leben 
in Freiheit muß von Anfang a n 
die Zielsetzung sein und muß im 
sogenannten Vollzugsplan kon­
kret fest~ehalten sein und 
fortgeschrieben werden. 

Externen Mitarbeitern mUssen 
me.hr Rechte und Mitwirkung 
eingeräumt werden. 

- Den Bediensteten müssen neue 
Wege in die neue Rolle eines 
sogenannten Gruppenbetreuers 
durch Seminare, Fort- und \vei­
terbildung gegeben werden. 
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Kleine Anfrage Nr. 746 des Abgeordne te n Albert Eckert 
(AL) vom 28.1Ll989 über "Aus- und We iterbildungsmög­
lichkeiten an Computern für Gefangene": 

L Teilt der Senat die Ansicht, daß es Anlaß zur Freude 
gibt, wenn an \'/eiterbildung interessierte Gefangene in 
Haft ein Fernstudium beginnen? 

2, Weshalb wird Gefangenen (so etwa dem im Tagesspiegel 
zitierten Herrn K, a us der TA VI in Tegel) die für be­
stimmte Fernstudien erforderliche Benutzung eines 
Computers nicht rasch und großzügig ermöglicht? (Herr 
K. ist dadurch seit Monaten an einer Aufnahme des 
Studiums gehindert, ) 

3. a) Teilt der Senat die Ansicht, daß es für die erfolg­
reiche Durchführung eines Fernstudium& in der Regel 
nicht ausreichen \\W, einen Computer unter der 
\'loche lediglich nach der Arbeitszeit und den son­
stigen Aktivitäten bis 22 Uhr (d. h, in der knappen 
Abendfreizeit) benutzen zu können? 

b) Falls ja, welche Regelung gedenkt der Senat zu 
treffen? 

4, Teilt der Senat die Ansicht, daß den Gefangenen die 
Einbringung privater Computer für ein Fernstudium er­
möglicht werden muß, wenn die Anstalt kein eigenes 
Gerät stellen kann? 

5. a) Teilt der Senat die Ansicht, daß die Erlernung des 
Umgangs mit Computern auch unabhängig von einem 
Fernstudium eine sinnvolle Qualifizierungsmöglichkeit 
für das Arbeitsleben draußen darstellt? 

b) Falls ja, was gedenkt der Senat zu tun? 

6. a) Wie viele Computers Arbeitsgruppen gibt es in 
welchen Haftanstalten? 

b) Wie viele Gefangene nehmen daran teil? 

c) \'/ie gut ist die Ausstattung mit Geräten? 

d} \olird eine Verbesserung angestrebt? 

Antwort des Senats vom 15.12.1989 (eingegangen beim 
Abgeordnetenhaus am 27. 12.1989): 

Zu L : Ja. Es besteht stets Anlaß zur Freude, wenn ein 
Gefangener an Weiterbildung interessiert ist. Wir begrüßen 
jede Initiative von Gefangenen, sich weiterzubilden, unab­
hängig davon, ob es sich um ein Fernstuciium handelt, Die 
Frage, ob im Einzelfall ein Computer nebst der dazugehö­
rigen Peripheriegeräte zugelassen werden soll, erfordert 
aufgrund der mit der Genehmigung einhergehenden beson­
deren Sicherheitsrisiken eine umfassende PrUfung. 

Entsprechend einer Anordnung der Senatsverwaltung für 
Justiz vom 15, Juli 1986 sind bei der Frage der Zulassung 
der vorbezeichneten Geräte insbesondere folgende Punkte 
zu beachten: 

L Nutzung nur durch Gefangene, bei denen ein Mißbrauch 
der Anlage mit an Sicherheit grenzender Wahrschein­
lichkeit auszuschließen ist; 

2, Zulassung nur zu Aus- und Fortbildungszwecken; 

3. Keine Nutzung auf dem Haftraum, sondern nur in Schu­
lungss bzw, Gruppenräumen möglichst unter fachkundi­
ger Aufsicht, 

Derzeit wird erörtert, ob eine derartige Regelung Bestand 
haben solL Mit einer Entscheidung ist in nächster Zeit zu 
rechnen. Hinsichtlich des in der Anfrage genannten Ein­
zelfalles ist festzustellen. daß der Gefangene die für die 
Aufnahme des Fernstudiums erforderliche Genehmigung zum 
Betreiben eines Computers rechtzeitig vor Semesterbeginn 
erhalten hat. 
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Es besteht 
stets Anlaß 
zur Freude • • • 

Zu 3.: Wie bereits oben dargelegt, \.ri.rd derzeit die Frage 
der Zulassung von Computern im Haftraum und die Gewährs 
leistung von Möglichl<eiten zur Computerbenutzung Ober 
den in der Anfrage angegebenen Zeitraum hinaus geprüft. 

Eine Uber die Anordnung vom 15. Juli 1986 hinausgehende 
Regelung ist beabsichtigt. 

Zu 4,: Grundsätzlich wird die Einbringung privater Coms 
puter gestattet, Dies erfolgt allerdings nur aufgrund einer 
gründlichen EinzelfallprUfung, da ein derar tiger Computer 
ein nicht unerhebliches Sicherheitsrisiko darstellt, Bereits 
jetzt ist ·es einzelnen Gefangenen unter Berücksichtigung 
der vorbezeichneten Gesichtspunkte gestattet worden, 
eigene Anlagen in die Justizvollzugsanstalten einzubringen. 

Zu 5.: Der Senat ist der Auffassung, daß das Erlernen des 
Umgangs mit Computern eine sinnvolle Qualifizierung darF 
stellt. Insoweit ist allerdings jeweils erforderlich. die 
diesbezUgliehen Aktivitäten in das jeweilige Gesamtkons 
zept der Vollzugsgestaltung jedes einzelnen Gefangenen zu 
integrieren. Bereits jetzt wird in verschiedenen Anstalten 
die Möglichkeit gegeben, sich im Bereich der Datenvers 
arbeitung fortzubilden (vgl. insoweit zu 6,) . 

Zu 6.: In der Justizvollzugsanstalt Tegel existiert seit 
dem L Dezember 1989 eine Computergruppe im Bereich 
der Teilanstalt VL Es nehmen gegenwärtig drei Gefangene 
teil. Die Geräteausstattung ist zur Zeit noch auf im 
Eigentum der teilnehmenden Gefangenen stehende Datens 
verarbeitungsanlagen beschränkt. Es ist beabsichtigt, nach 
Auswertung der mit dieser Arbeitsgruppe gesammelten 
Erfahrungen künftig Computer gegebenenfalls auch zur 
Ausstattung einer weiteren anstaltsinternen Computer­
arbeitsgemeinschaft unter Berücksichtigung der haushalts­
mäßigen Gegebenheiten zu beschaffen. 
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In der Justizvollzugsanstalt Moabit existieren folgende 
Computer- Arbei tsgruppen: 

- Eine berufliche Weiterbildungsmaßnahme zum "Lager­
arbeiter mit EDV- Kenntnissen und kaufmännischer Grund­
ausbildung"; 

- jeweils ein 30-Stunden-Kurs "Einführen in die EDV" für 
die Teilanstalt ll und die Teilansta1t lli. 

Derzeit werden in dem Lagerarbeiterkursus 15 Gefangene 
und in den Computerkursen jeweils b Gefangene unter­
richtet. 

Grundsätzlich ist für jeweils 2 Kursteilnehmer ein Sild­
schirmarbeitsplatz vorhanden. der den grundlegenden An­
forderungen gerecht wird. 

Für die Schulabteilung {Teilanstalt 11) ist die bauliche 
Herrichtung eines Fach-Unterrichtsraumes in die Baupla­
nung aufgenommen. Die Hard- und Software-Ausstattung 
wird jährlich aktualisiert und verbessert. 

in der Jugendstrafanstalt Berlin existiert eine Computer­
arbeitsgemeinschaft, an der zur Zeit 6 Insassen unter 
fachlicher Anleitung t eilnehmen. Es wird an zwei Geräten 
gearbeitet, die unter ~1itwirkung des Anleiters für den 
hiesigen Bedarf beschafft wurden. 

Private Geräte werden ergänzend eingeset zt. Die Erweite­
rung des Gerätebestandes wird angestrebt, war bisher 
jedoch aus finanziellen Gründen nicht möglich. 

Prof. Dr. Jutta Limbach 
Senatorin für Justiz 

Halbherzigkei ten und Absichtserklärungen 

Kommentar zur Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 746 
von Albert Eckert (AL) über "Aus- und Weiterbildungs­
möglichkeit en für Gefangene": 

Neun ~1onate Rot-Grün, und 
die Senatsverwaltung für 
Justiz beschränkt sich nach 
wie vor lediglich darauf. 
gegenüber der Öffentlich­
keit und auf Anfragen von 
Abgeordneten mit Absichts­
erklärungen - dieselben mit 
einem gehörigen Schuß 
Ironie ,Rev:ürzt - zu ant­
worten. 

So kann 
schon der 

uns Betroffenen 
Kaffee hoch-

kommen, wenn man die 
Antwort del:' Senatsverwal­
tung zu obiger Anfrage 
liest. \o/ie heißt es dort zu 
1.: "Ja. Es besteht Anlaß 
zur Freude, wenn ein 
Gefangene!:' an \veiterbil­
dung interessiert ist. Wir 
begrüßen jede Initiative 
von Gefangenen, { ... )". 

Die Gefangenen warten 
schon sehr lange darauf, 
daß die Senatsverwaltung 
endlich einmal initiative 
und Entscheidungsfreudig­
keit zeigt! 

Zur Antwort auf Nr. 1 
Punkt 3 der o. g. Anfrage 
ist zu sagen, daß die 
Antwort des Senats hier 
nur die halbe \•!ahrheit ist. 
Zu dem hier aufge führten 
Einzelfall ist festzustellen, 
daß der Antrag des Gefan­
genen zum Betreiben eines 
Computers auf dem Haft­
raum gestellt wurde 
hierfür wurde die Geneh­
migung bislang versagt, so 
daß der Gefangene drei 
Monate nach Semesterbeginn 
sein Studium noch immel:' 
nicht anfangen konnte. k 

1
. - a 1-
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Am 26. November 1989 fand in der 
Tegeler Sporthalle ein Tischtennis­
Match zwischen Gefangenen verschie­
dene r Häuser und einer Auswahl des 
TSC Berlin statt. Die Vera nstalt ung 
hat mittlerweile Tradition: zuletzt im 
Frühjahr zeigten die Gäste aus Neu­
kölln Proben ihres Könnens. Jener 
Vergleich endete, an Deutlichkeit 
kaum Uberbie tbar. mit 1:17. 

Angesichts dieses Ergebnisses waren 
wir diesmal besonders motiviert, das 
Resultat etwas erfreulicher zu ge­
stalten. Die Vorbereitungsphase in 
der Halle begann Mi.tte September 
und beinhaltete ein Ausscheidungs­
turnier. Nachdem die Spielstärksten 
feststanden, konnt e es losgehen. 
Schon r echt bald zeichnete sich ab, 

Tischtennis-Match 
daß es auch diesmal nichts zu be­
stellen geben würde; die Zelluloid­
künstler des TSC zeigten uns einmal 
mehr schonungslos die Grenzen unse­
rer Möglichkeiten auf. Aber wie fast 
alles im Leben, so läßt sich auch der 
Ausgang des letzten Wettkampfes 
verschieden interpretieren . Die Pessi­
misten sprachen von einer vernich­
tenden Niederlage, die Optimisten von 
einer 100%en Steigerung der Punkte­
ausbeute . Wie auch immer. Spaß 
gemacht hat uns der Nachmittag auf 
jeden Fall, und das ist nach wie vor 
die Hauptsache. 

An dieser Stelle möchten wir uns 
noch einmal ganz herzlich bei den 
Spielern, und in ganz besonderem 
Maße bei denen, welche das Treffen 
erst ermöglichten, bedanken. lm 
Gegensatz zu jenen. die oft und viel 
über Resozialisierung reden, über den 
theoretischen Anspruch aber nie 
hinauskommen, leisteten die Männer 
des TSC Berlin einen echten Beitrag 
dazu. 

In diesem Sinne, weiterhin schönes 
Spiel! 

Roland Buck, TA 111 
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Projekt ., Drinnen und Draußen•• 
Am 3. Januar 1990 besuchten un!:' 
drei Vollzugshelferinnen und ein 
Mitarbeiter des Diakonischen Werkes 
vom Projekt "Drinnen und Draußen". 
\oJir hatten sie in die Redak rion ein­
geladen, um mit ihnen einmal -über 
ihre Arbeit und ihre Erfahrungen zu 
sprechen. 

Das Diakonische Werk begann seine. 
Aktivitäten im Jahre 1982 im Bereich 
der ambulanten Straffälligenhilfe mi.t 
sozialen Trainingskursen für straf­
fällige Jugendliche. Seit 1986 ver­
lugt man über Räumlichkeiten im 
Wedding. Dort finden Beratungsgrup­
pen und Vollzugshelferserrünare statt. 
Unter dem Motto "Drinnen und 
Draußen" sind einzelne Bereiche der 
Arbeit des Diakonischen \oJerkes im 
Vorfeld, andere während der Jugend­
strafe angesiedelt. 

1987 begann man mit Vollzugshelfer­
seminaren. Es meldeten sich über 100 
Leute, die an den Seminaren teil­
nahmen, ge~1ieben sind wenige. 
Hauptsächlicher Grund dafür scheint 
zu sein, daß die Vorstellung von der 
Knastarbeit - reingehen und helfen 

Veranstaltung im Kultursaal: 

meist eine ganz andere ist und viele 
das mit ihrem Privat- und Berufs­
leben nicht vereinbaren können. 
Darum sind die Seminare sehr wich­
tig für die Selbstfindung. um zu er­
gründen, .,_rje ernst man es mit der 
Knastarbeit meint. 

Im August 1989 hat es dann hier mit 
Kontakten angefangen. lnsassen des 
Hausbereichs 111 E hatten sich an 
das Diakonische Werk gewandt und 
angefragt. ob Interesse daran 
besteht, an einer Konzeption mitzu­
arbeiten. Daraus entwickelte sich die 
Idee, mit den Insassen von II I E 
eine Gruppe "Drinnen und Draußen" 
zu initüeren. Im Dezember 1989 
wurde sie genehmigt. 

Im November 1989 ist eine Stelle für 
die Koordination der freiwilligen Mit­
arbeit vom Senat bewilligt worden 
mit Beginn ab März 90 für das lau­
fende Haushaltsjahr. Das bedeutet, 
dar sich die freiwilligen Mitarbeiter 
m.ehr oder weniger regelmäßig zum 
Erfahrungsaustausch treffen, und daß 
auch z. B. Beratungsgruppen statt­
finden l<önnen. Vollzugshelfer haben 

,. Da kam Leben in die tote Hose'' 
Wirklich, am 2. Dezember 1989 war in 
der ]VA Tegel stimmungsmäßig mal 
"·as los. Was im letzten Lichtblick 
auf Seite 29 als Info ohne Gewähr 
angekündigt wurde, fand doch statt: 
Die. Veranstaltung des Jahres. Jedoch 
leider nicht ganz so wie in dieser 
Vorankündigung. Der Theatergruppe 
Haus IV, die eigentlich Initiator 
dieser Veranstaltung war, wurde die 
Aufführung ihres Sketches ver-boten. 

Eigentlich völlig unverständlich, diese 
Panik. Denn die Theatergruppe "2/3" 
und Akteure der Akrobatikgruppe 
"Los Espressos" übernahmen mit 
Handzetteln ganz "dreist" die Auf­
führung des Stücks der Theater­
gruppe Haus IV. Es wng um Methoden 
der Urlaubsvergabe von Sozialarbei­
tern, um die Statistik zu manipulie­
ren. Doch das rief - wie mir ein 
Mitglied der Theatergruppe Haus IV 
berichtete - Herrn Mayer, Leiter der 
Sozialpädagogischen Abteilung auf 
den Plan. Er war wohl von der 
ganzen Veranstaltung, die nicht von 
thm initiiert wurde, nicht so begei­
stert. Doch das Ganze entwickelte im 
Vorfeld so eine Elgendynamik, daß es 
nicht mehr aufzuhalten wor. Um w"hl 
das Schlimmste zu vermelden, ver 
suchte es Herr Mayer dnnn mit einem 
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lntervi.ew- und Sendeverbot des 
Rundfunks und einem Auftrittsverbot 
für die Theater!Zruppe Haus IV. 

Nach der Veranstaltung erwtrkte Herr 
Mayer bei der Anstaltsleitung ein 
Hausverbot für alle von draußen 
beteiligten Akteure; einschließlich 
der freien Mitarbeiter der Theater­
gruppe Haus IV. Das wiederum ließ 
aber Frau Dr. Essler, Leiterm TA 
IV, nicht auf sich sich sitzen. Das 
Hausverbot wurde durch ihre 
Beschwerde von der Anstaltsleitung 
zurückgezogen. Am 8.1.90 fand die 
erste Theatergruppe im Haus lV 
wieder statt. Soweit die Information 
eines Mitglieds dieser Gruppe. 

Die Veranstaltung selbst war durch 
und durch gelungen. Begonnen hat 
alles mit einer Darstellung, wie sich 
das Ganze draußen als Theorie ent­
wickelt hat. Diskussionen über wie, 
wer und was. So z. B. der Einwand 
einer Frau, daß ja hier auch die 
sitzen, dte Gewalt gegen Frauen ver­
Ubt haben - was zu heftigen Buh­
Rufen aus dem Publikum fUhrte und 
signal!sierte, daß sich damit kaum 
eln~r ldenttfiztert. 

Dllnn wurde - wll.' schon erwähnt -
der Sketch von lhHl!l lV nnchgcspielt , 

nun mal keine Lobby. Sie können nur 
gemeinsam et\11as erreichen. wenn sie 
sich orgamsteren. Die bewilligte 
Planstelle fUr die Koordination der 
freiwilligen Mitarbett ist in dieser 
Hinsicht eine äußerst begrtißenswerte 
Sache. Es wäre sehr wünschenswert, 
wenn möglichst viele Vollzugshelfer 
und Gruppentrainer von diesem An­
gebot des DiakoniS<:hen \oJerks Ge­
brauch machen würden. 

lm Rahmen ihrer Projekttätigkeil zur 
Koordinierung frehvilliger Mitarbeit 
im Strafvollzug lädt das Diakonische 
Werk Berlin e . V. am Mittwoch, dem 
lL. Februar 1990 ab 18 Uhr zu einem 
Gesprächsforum in den ProJekträumen 
in der Biesentaler Straße 23, 1000 
Berlin 65, ein. Dieses erste Treffen 
für Gruppenleiter/trainer soll die 
Möglichkeit bieten, das Projekt als 
organisatorischen Rahmen einer \.Jei­
teren Zusammenarbeit kennenzulernen 
und Form und Inhalt eines zukünf­
tigen Gesprächsaustauschs zu bespre­
chen. Wer zu dem o. a . Zettounkt 
verhindert ist. Jedoch an einer Zu­
sammenarbeit Interesse hat, wird ge­
beten. sich telefonisch (t. 93 90 89) 
oder schriftlich beim Diakonischen 
Werk zu melden. -rdh-

das verbotene Interview mit Gefan­
genen gestellt und zum Bestandteil 
des Programms. Erst dann gingen die 
einzelnen Gruppen zu ihren Pro­
grammpunkten Uber: "2/3" mit einem 
TheaterstUck; "Los Espressos" mit 
Akrobatik tn Neongewändern bei UV­
Licht, was optisch sehr beeindruckte. 
Nur die Beamten taten sich schwer, 
bei der guten St!mmun~ das gesamte 
Licht zu löschen. 

Höhepunkt waren dann die "Toten 
Hosen", die musikalisch alle aus der 
Ruhe rissen. Deutsche Texte punklg 
laut und stimmungsmäßig ganz nach 
vorne! Mir i!lt kein Besucher be­
kannt, dem es nlcht gefallen 
oder der e twas w meckem gehabt 
hätte. Ganz im Gegenteil. Wie sagte 
doch elncr: "Die Vernnst~ltung lst 
das Maß nllcr Dinge - die n!ichste 
muJ\ noch besser werden!' ' 

-blk-
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Am Freitag, dem 15. Dezember 1989. 
fand im Pavillion der Teilanstalt VI 
der Justizvollzugsanstalt Tegel eine 
Vollzugshelferbesprechung statt. 
Diese Veranstaltung hat schon fast 
Tradition, denn sie wird seit vielen 
Jahren einmal jährlich durchgeführt. 
Der Lichtblick war dazu eingeladen 
und nahm die Gelegenheit wahr. sich 
vor Ort Uber die Arbeit und die 
damit verbundenen Probleme der Voll­
zugsheUer und Gruppentrainer zu 
informieren. 

Der Teilanstaltsleiter V[, Herr von 
Seefranz , hatte zu dieser Veranstal­
tung geladen und emtge folgten 
dieser Einladung. Der Pavillion fUllte 
sich mit fast 30 Personen - \vie 
schon im vergangeneo Jahr, leider 
mit recht wenigen Vollzugshelfern. 
Die Senatsverwaltung rur Justiz ließ 
sich entschuldigen; ihr war es leider 
nicht möglich, einen Vertreter zu 
entsenden. So mußte man sich von 
seiten der Anstalt mlt dem TAL Vl. 
dem Leiter der Sozialpädagogischen 
Abteilung, dem stellvertretenden 
Vollzugdienstleiter und einem An­
staltsbeirat neben ein paar Gruppen­
leitern begnügen. Die Anwesenheit 
eines Anstaltsbeirats überraschte, 
weil allgemein keine Einladungen an 
die Damen und Herren dieses Gre­
miums ergangen sein sollen. Ob Ab­
sicht oder Vergeßlichkeit dabei eine 
Rolle gespielt haben mögen, ließ sich 
nicht feststellen. 

Erfreulich diesmal die Anwesenheit 
eines ~.!itarbeiters des Diakonischen 
Werkes vom Projekt "Drinnen und 
Draußen". Er• informierte kurz über 
das Projekt und die Koordinierung 
freiwilliger Mitarbeit im Vollzug und 
über die Ausbildung von Vollzugs­
helfern in Seminaren beim Diakoni­
schen ''~erk . 

Die Gesprächsrunde begann damit, 
daß eine Gruppentrainerin ein fUr 
alle externen Mitarbeiter wichtiges 
Problem ansprach, und zwar die 
Frage der Kompetenz: Wer hat was 
zu sagen. zu entscheiden? Von seiten 
der Soz. Päd. sei zwar alles verein­
facht worden . aber nach unten. Es 
herrscht große Unsicherheit in bezug 
auf Ausweise, Kontrollen im Pforten­
bereich usw. Dazu meinte Herr Mayer. 
Leiter der Soz. Päd., daß es seit 
eineinhalb keine gelben AuS',..eise 
mehr gibt, sondern nur noch weiße. 
Nach einem Jahr sollen nur noch 
leichte Kontrollen stattfinden. Die 
Pforte hat Kontrollen nach Ermessen 
zu entscheiden. Angesichts Pmer 
solchen Auskunft verwundert es 
nicht , wenn es im Pfortenbereich zu 
uneinheitlichen und zum Teil unan­
gemessen strengen Kontrollen kommt. 

Herr von Seefranz führte ergänzend 
aus, daß es sich z. T. um neue Beamte 

Vollzugshelfer­
besprechung 

im rorbereich handelt - ehemalige 
Bedienstete der aufgelösten Sicher­
heitsgruppe -, die "müssen schließ­
lich erst mal eingearbeitet werden". 
Auch ginge es bei den Torbeamten 
darum, ein Bewußtsein zu erzeugen 
und zu trainieren, einheitlich zu 
entscheiden. Der TAL VI war dann· 
bemüht, Licht in das Dunkel der 
Frage der Zuständigkeiten zu brin­
gen. Ob das von Nutzen fUr die 
ehrenamtlichen Mitarbeiter sein wird, 
ist zu bezweifeln. Die Diskussionen 
sind seit vielen Jahren die gleichen 
und Beschwerden meist fruchtlos, weil 
in der Anstalt keine Bereitschaft 
vorhanden zu sein scheint, etwas zu 
bessern. 

Es wurde auch die mangelnde Zu­
sammenarbeit zwischen Sozialarbei­
tern und Vollzugshelfern kritisiert. 
Häufig wechselnde Gruppenleiter auf 
den Stationen schaffen keine Abhilfe. 
Dieses Problem ist als ausgesprochen 
chronisch anzusehen. Außerdem 11:urden 
die Sicherheitskontrollen bei Gefan­
genen angesprochen. Herr von See­
franz erklärte hierzu zunächst, daß 
die Sicherheitsgruppe der 'JVA Tegel 
aufgelöst worden ist. Auf Nachfrage 
fUgte er ergänzend hinzu, daß es 
eine zentrale Ermittlungsstelle gibt, 
die sich mit sicherheitsempfindlichen 
Vorgängen befaßt - natürlich unter 
Berücksichtigung des Behandlungs­
aspekts. Diese "Zentrale Ermittlungs­
stelle" ist mit zwei ehemaligen Be­
diensteten der Sicherheitsgruppe 
besetzt und befindet 5kh in den 
Räumen der aufgelösten Sicherhelts­
abteilung. Na. ob das im Sinne der 

Koalitionsvereinbarungen von SPD/AL 
und den Damen und Herren Abgeord­
neten überhaupt allgemein bekannt 
ist ... ? 

Abschließend sprach der TAL über 
Projekte in der Senatsverwaltung fUr 
Justiz hinsichtlich ihres Ein flusses 
auf die Vollzugsgestaltung in der JVA 
Tegel. So gibt es Vorschläge. die 
Drogenabteilung teilweise aus der TA 
Vl auszugliedern, die Einweisungs­
abteilung zum Teil nach Moabit zu 
verlagern. die Sozialtherapeutische 
Anstalt aus Tegel auszu:~liedern . zu 
verselbständigen usw. Eine Verab­
schiedung der Ausführungsvorschrif­
ten zu Vollzugslockerungen und ln­
sassenvertretungen soll für Anfang 
1990 anstehen. Bei der Gewährung 
von Vollzugslockerungen soll wieder 
mehr die Verantwortung a uf die 
Gruppenleiter verlagert werden; 
zwar nicht die Erstzulassung, aber in 
bezug auf alle vorberei.renden 
Schrötte. 

Desweiteren steht der Ausbau des 
psychologischen Dienstes an und der 
Schulbereich der JV A Tegel soll 
wieder unter die Zuständigkeit der 
Senatsverwaltung für Schule, Berufs­
bildung und Sport. Auch ist eine 
Aufstockung der finanziellen Mittel 
für externe Mitarbeiter und Thera­
peuten vorgesehen. 

Das hört sich alles ganz gut an und 
en.,eckt teilweise den Eindruck, daß 
sich bald etwas zum Positiven für die 
Insassen ändern '<önnte. w•r dürfen 
gespannt sein, ob es sich nicht nur 
um Absichtserklärungen handelt. 
Konkretes wird skh hoffentlich noch 
vor der nächsten Veranstaltung 
ergeben und in Erfahrung bringen 
lassen. 

Die Veranstaltung war im Vergleich 
zu vergangeneo Jahren diesmal recht 
infonnativ. Es wäre wtinschenswert. 
wenn diese Tendenz weiter anhält. Es 
wäre auch an der Zeit . daß die 
Anstalt die Arbeit der ehrenamtlic hen 
Mitarbeiter endlich einmal in dem 
Maße würdigt, \olle sie es verdient 
hätte: sich zumindest mal für ihren 
oft jahrelangen Dienst am Nächsten 
zu bedanken. Ohne die Hilfe dieser 
Menschen hätte sich schon mancher 
mehr von um~ 30 Gittern und Mauern 
nicht nur die Augen blan'<geschaut ... 

-rdh-
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1 -; gab es Gefangene, die sie · -
~~- Im Januar 1989 wurden die ablehnten wtd von der An- - · 

Die Grundlöhne nach § 1 Abs. 
2 StVollzVergO .,..erden gemäß 
§ 1.3 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 200 Abs. 1 StVoUz:; ab 1. 
Januar 1990 wie folgt fest­
gesetzt: 

--. .,. 
-- Kostkarten eingcfUhrt. Selten stali: als Kost- bzw. als Kost- - -----= hatte eine Maßnahme wie diese kartenverweiserer eingestuft -

~ ."...1 in den Teilanstalten zu einer wurden. Diese Gefangenen be- ~~:: ~ 
-- einhelligen Ablehnung unter kamen ihr Mittagessen auf- - · -----; den Gefangenen gefUhrt. Nun grund ihrer Verweigerungs- ---= wurden die Kostkarten im haltung erst nach Feierabend - VergUtungsstufe l1 

Vergütungsstufe 

':111- Dezember - nach fast zwei um 15.30 Uhr und kalt und -=-- Jahren Laufzeit still und nicht wie alle anderen um 
~. Vergütungsstufe 111 -

DM 5.83 

D:-.1 6.85 

DM 7,78 

DM 8,71 

------1 ----= leise wieder aus dem Verkehr 11.30 Uhr und warm. Außerdem 
I • gezogen. Hatte sich diese wurde den sogenannten "Kost-
~~- Maßnahme etwa nicht bewährt? verweigerem" vereinzelt mit =-~ 

- VergUtungsstufe IV ----VergUtungsstufe V D~! 9.72 

-- -- -- -- Repressali~n gedroht, wie z. B. - Der Grundbetrag des Unter---- --- --- --= mit ~blösung vom Arbeits- - haltsgeides (§ l.l. AFG) wird ab 

1 ---~ -..-=- ____ ~-- ':!fe ,.:: oder Ausbildungsplatz oder '-= 1. Januar 1990 in der Ver-
-- - - - - - Nichtgewährung von Vollzugs- - • gUtungsstufe 111 auf DM 6,48 ---
--- --- --- --:. lockerungen etc. Einige Gefnn- - (wöchentlich) und in der Ver- ':.. --=- --- --- --:. gene versuchten auch ihr - gUtungsstufe IV auf DM 7.26 -=.. I 

Ir. 

I 

-= ZWEITE SPÄTSPRECHSTlJNDE 

• Viele Gefangene haben uns 
- schon darauf angesprochen, 

• was es damit nun auf sich hat. 
• Im Dezember 89 v.:urde sie an­

gekündigt mit Beginn f'Ur 
Januar 90. alle 11. Tage an 
Freitagen vor einem besuchs­
freien Sonnabend. 

-• • 
Ir. 

Inzwischen ist das neue Jahr 
schon ein paar Tage alt und 

I 

-• 
-• • nichts rl.lhrt sich mit der 

zweiten Spätsprechstunde. Eine 
Nachfrage ergab. daß sie tat­
sächlich geplant war und die 

1 • erste schon am 5. Januar c- stattfinden sollte. Dr1ß dies 
• nicht geschah, lag am Gesamt-

• 

• personalrat (GPR). der bisher 
noch nicht seine Zustimmung 
dazu gegeben hat. Und bei 
Veränderungen des Dienstab--• 

• Iaufs, die die Arbeitszeit be­
treffen, ist die Zustimmung des 
GPRs vonnöten . -• 

• Wollen wir hoffen, daß er sie 
bald gibt und es miL der 
zweiten Spätsprechstunde end­
lich losgehen kann. Der Januar -• 

-• • 
""' 

• hat sich jedenfalls damit zu­
nächst erledigt, denn es ist 
auch noch ein organis;1torisch 
bedingter Vorlauf von 11. 
Tagen zu berticksichtigen, um 
die Vormelder zu bearbeiten -
wenn der GPR seine ZustUrunung -• 

, _ GlUck mit einer Klage vor e ._ h•öchentlich) festgesetzt. • • 
::.. Gericht, aber vergeblich. Die -:.:; Es wird gebeten, die lnhaf- :_ •-= Maßna.>une der Anstalt wurde - tierten entsprechend zu unter- ..=-' 

• als eine organisatorische ein- richten. -:=- gestuft und als rechtens an- ~~ :-• 
•-:. gesehen. - Orth -:.. 

•-:. ;.lit der EinfUhrung der Kost- --- --- --:. --:.. 
',:t- karten ging auch eine Ver- e;_~- _.,.-~- ---=--~~-· 
•- längerung der Arbeitszeit und -- -- -- --
1.;: die Eröffnung des Technischen --=" --=- --- ---
,.J: Versorgungszentrums (TVZl im Noch -vor kurze-m hatte -em· ~----= • Februar 89 einher. Gefangene, 
•-:. die im TVZ arbeiteten, sollten Insasse der Teilanstalt V, der --­
•- eben dort ihr Mittagessen zu im TVZ arbeitet, dagegen vor --­
, ,.;: sich nehmen. Die Kostkarten Gericht ~eklagt , daß er sein ,..,... _ _ 
::.. sollten also auch dazu dienen, Mittagess<'n nicht im Arbeits- -;.-:.. 

• zu ermitteln, wie viele Essens- betrieb, sondern im Haus zu -
•-:. portioneo mittags in· den Teil- sich nehmen will. Das Gericht --­
~- anstalten bzw. im TVZ benötigt hatle das mit der Begründung :....:-' ,.. 
•- werden. Man versprach sich abgelehnt, weil es Bestandteil -­•-= davon irgendwelche Rationali- der Resozialisierung wäre, die --­
. ,.;: sierungen. Welche, das dUrfte mittägliche Versorjlung mit ·---= 
.., bis heute ein Geheimnis der Essen im Betrieb. Ungefähr - -
•-;. Anstalt geblieben sein. Die eine Woche nach dem --=­
•-:. Beamten des allgemeinen Voll- Beschluß wurden die Kost- --:_ 
, _ zugsdienstes hatten jedenfalls karten eingezogen. Die , - · 
::.. nur }.!ehrarbelt dadurch, und Arbeiter i'll TVZ dürfen nun -=:e-

• man konnte feststellen, daß zum Mittagessen wieder ü1s -·- --• genauso viele Mittagessen wie Haus gehen. Und derGefangene, -
;..- vorher zubereitet und we~- der erfolglos geklagt hatte, im :..-- · 
•- geworfen -..rurden .. . Haus essen zu dUrfen. versucht --
•--...: -~ --- -...- nun, sein Essen wieder im -;-:z --=-
·-- ___ _ .,;:- .=" zu bekommen, denn das Gericht ·--~ 
.. -~ - - - - hat ja schließlich gesagt, daß • -
•-:.. --;.. --- --:.. das gut ware fLr die Errei- ---
•- -- -- -- chung seines Vollzugszieles ---- - - -·- · - = --oe: --· und der Resozialisierung usw. ·-- · :;... -..=-- ~- -=--- Und die Anstalt kann doch -::-"-

• litt 

• gegeben hat ... •-=- -- --- --=" nicht wollen, das in Frage zu ---
rdh - - - - stellen, oder ... ? -- - ·- ,.. _ .,. -..- -= .,.._ -rdh- a_...-__ _ 

- - -- -- -~ ---- -- -- -- -- ---- -- --- - - - - - - --- -- ~- -- -- -- -- -- ---------- - ------30 'der lichtblick' 
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Kleine Anfrage Nr. 745 des Abgeordneten Albert Ecken 
(AL) vom 23. Nove mber 1989 über " Steckdosen in den 
Haft- Altbauten und Gefangenen- Besitz von Elek troge räten": 

1. Trifft es zu, daß unter dem Vorgiinger-Senat jahrelang 
versäumt wurde, die Zellen in vielen Altbauten mit 
Steckdosen zu versorgen? 

2. Trifft es zu, daß Gefangene in Selbsthilfe deshalb 
häufig für sich selbst gefährliche Manipulationen an 
den Lichtleitungen vornehmen, um Elektrogeräte be­
treiben zu können? 

3. Ist dem Senat bewußt. daß jene Gefangenen, die auf 
solche unerlaubten Manipulationen verzichten, große 
Teile ihres geringen Einkommens in Trockenbatterien 
investieren, um Radio hören oder Fernsehen zu können? 
(Eine finanziell ruinöse und ökologisch unverantwort­
liche "Lösung"!) 

L. Helehe Steckdosen-Pläne hat der neue Senat? (Bitte 
nach Anstaltsbereichen und voraussichtlichen Fertig­
ste llungsterminen aufgliedern. ) 

5. Weshalb w11r in H<lft der Besitz eines eigenen Fernseh­
gerätes bisher nur in Ausnahmefäl'en erlaubt? 

a) \>Jelche Ausnahmeregelungen gibt es? 

b) Sind die Ausnahmeregelungen m allen Haftbereichen 
gleich? 

c) ~\'as spncht dagegen, es in Angleichung an die Ver­
hältnl<>se draußen künftig allen Gefangenen zu er­
lauben, eigene Fernsehgeräte zu betreiben? 

6. Trifft die Darstellung in einem Merkblatt der }VA Tegel 
vom 1.3.1989 zu, wonach u. a . CD-Geräte. Video-Recor­
der, Computer und elektrische C.chreibmaschinen mit 
Speichermöglichkeit nicht zugelassen sind? 

a) Hält der Senat diese Regelung ernsthaft für zeit­
gemäß? 

b) Falls ja, weshalb? 

Antwort des Senats vom 13.12.1989 (eingegangen beim 
Abgeordnetenhaus 18.12.1989): 

Zu l.: Bis .\nfang 1989 bestand aufgrund der Neuplanung 
für den Justizvollzug die Absicht, umfangreiche Stillegun­
gen alter Vollzugsgebäude vorzunehmen. Von diesen Plänen 
wurde zwischenzeitlich Abstand genommen. Nach dem 
Rückgang der Belegung und der Verstärkung der Energie­
einspeisungen in den Vollzugsanstalten, konzentrierte sich 
der Einbau von Steckdosen zunächst auf die Justizvoll­
zugsanstalt Plötzensee. Dort sind z~o'ischenzeitlich alle 
Hafträume mit Steckdosen ausqestattet. Zur Zeit werden 
Steckdosen in dem C-FlUgel der TA 1 der Justizvollzugs­
anstalt Moabit installiert. Im Rahmen des zur VerfUgung 
stehenden engen Finanzrahmens werden die Prioritäten so 
gesetzt. daß das Steckdoseneinbauprogramm im Laufe des 
Jahres 1991 abgeschlossen werden kann. 

Zu 2.: in Einzelfällen ja. 

Zu 3.: Dem Senat ist di.e finanzielle Belastung der Gefan­
genen durch den Bezug von Batterien bel<annt. in einzel­
nen Anstaltsbereichen wurden daher Batterieladegeräte in­
stalliert. Generell wird jedoch der Einbau von Steckdosen 
in den Hafträumen forciert. 

Zu t. .: Von den auch in Zukunft zu betreibenden Teil­
anstalten sind im Bereich der 

JVA Moabit die TA 1 (B-, D- und E-FlUgell 
TA II 

JVA Tcgel die TA 11 
TA 1ll 

noch mit Steckdosera auszustatten. 

Für 1990 ist die Installation von Steckdosen in der TA I, 
Flügel B, D und E der JVA Moabit sowie die TA 11 der 
JVA Tegel vorgesehen. Nach Abschluß der Arbeiten in 
diesen Bereichen, werden die TA 11 der }\'A Moabit und 
die TA 111 der JVA Tegel unverzüglich, spätestens jedoch 
1991 mit Steckdosen ausgestattet. 

Zu 5. : Gemäß § 69 Abs. 2 St\'ollzG sind eigene Fernseh­
geräte nur in begründeten Ausnahmefällen vorgesehen. 

Die inz..,.ischen außer Kraft getretene Ausführungsvor­
schrift zu § 69 StVollzG sah einen derartigen Ausnahme­
fall insbesondere dann als gegeben an, we nn dem Gefan­
~enen die Teilnahme am -Gemeinschaftsfernsehempfan~ aus 
medizinischen oder Altersgründen nicht zurnutbar war oder 
wenn aus Gründen der Fortbildung der Betrieb eines Fern­
sehgerätes im Haftrat1m erforderlich war. Auch derzeit 
werden Einzelfernsehgenehmigungen hauptsächlich für die 
vorbezeichneten Fallgruppen erteilt. 
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Eine a nstaltsübergreifende Regelung existiert nicht. Der­
zeit wird geprüft, ob eine diesbezügliche Ausführungs­
vorschrift erlassen werden soll. 

Auch in Zukunft wird aufgrund der- eindeutigen gesetz­
lichen Vorgabe der Besitz eines eigenen Fernsehgerätes 
nur in Ausnahmefällen erlaubt werden können. 

Lediglich im Haus 3 der JVA Plötzensee wird die generelle 
Gewährung einer Einzelfernsehgenehmigung praktiziert. 

Dies war bereits der Fall, als dieser Vollzugsbereich noch 
der jVA Moabit zugeordnet war. Diese Maßnahme diente 
zum Ausgleich für die dort nur geringen Behandlungs- und 
Finanzangebote und wurde in der Folgezeit unter dem 
Gesichtspunkt der Besitzstandswahrung beibehalten. 

Auch den Sicherungsverwahrten ist aufgrund der entspre­
chenden Ausführungsvorschriften gestattet, ein Fernseh­
gerät in ihrem Haftraum zu benutzen. lnsoweit wird ein 
begründeter Ausnahmefall im Sinne des § 69 Abs. 2 
StVollzG im Hinblick auf die besondere Situation dieser 
Gefangenengroppe angenommen. 

Ne ben den o. g. gese t zlich vorgegebenen HinderungsgrUn­
den spricht gegen die generelle Erteilung von Einzelfern­
sehgenehmigungen auch, daß angesichts des umfangreichen 
lnformationsangebotes, das in den Justizvollzugsanstalten 
zur VerfUgung steht, eine Zurtickhaltung bei der Genehmi­
gung eigener Fernsehgeräte auch deshalb gerechtfertigt 
erscheint, weil die erhebliche Ausdehnung des Fernseh­
konsums die Gefahr beinhaltet, daß die Gefangenen son­
stige sinnvolle Bildungs-, Freizeit- und Behandlungs­
angebote nicht mehr wahrnehmen. 

Zu 6.: Es trifft zu, daß in einem Merkblatt der JVA Tegel 
vom 1. März 1989 die Zulassung von CD-Geräten, Video­
recordern, Computern, elektrischen Schreibmaschinen mit 
Speichermöglichkeit en und Zeitschaltuhren untersagt ist. 

Diese Regelungen sind jedoch zum Teil überholt. Es ist 
beabsichtigt, in kürze das in Rede stehende Merkblatt 
sowie die dazugehörige HausverfUgung zu überarbeiten und 
der derzeitigen Entscheidungspraxis anzupassen. 

Künftig werden sowohl elektrische Schreibmaschinen ohne 
Speichermöglichkeiten als auch CD-Player nach Ausübung 
pflichtgemäßen Ermessens im Einzelfall ausgehändigt 
werden können. 

Der Betrieb von Computern sowie der dazugehörigen 
Peripheriegeräte ist bereits in der Vergangenheit nach 
entsprechender Einzelfallprüfung zugelassen worden. 

Die Aushändigung von Videorecordern und elektrischen 
Schreibmaschinen mit Speichermöglichkeit begegnet Beden­
ken. Insbesondere ist die Kontrolle dieser Geräte undihres 
nicht unerheblichen Speicherpotentials nur unter schwie-
rigen Umständen durchzuiuhren. · 

Derzeit ist beabsichtigt, die Ausführungsvorschriften zu 
den §§ 19, 69 und 70 StVollzG zu überarbeiten. Die vor­
bezeichnete Problematik wird insoweit zu berücksichtigen 
sein. 

Prof. Dr. Jutta Limbach 
Senatorin fUr Justiz 

Kleine Anfrage Nr. 635 der Abgeordneten Petra Merkel 
(SPD) vom 19.10.1989 über "Schulabschlüsse in der 
Jugendstrafanstalt Plötzensee": 

1. Seit wann und aus welchem Grund wurde die schulische 
Bildung von Insassen der Jugendstrafanstalt Plötzensee 
von der Senatsverwaltung fUr Schule an die Senatsver­
waltung fUr justi~ verlagert? 

2. Welche Abschlüsse können in der Jugendstrafanstalt 
Plötzensee erreicht werden? 
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3. Wie sind die Ergebnisse der Abschlüsse im Hinblick 
a) auf die Beteiligung. b} auf den Abbruch, c) auf den 
erfolgreichen/nicht erfolgreichen A~chluß der 
Bildungsmaßnahmen (bitte 3 Jahre vor Anderung der 
Senatszuständigkeit bis 1989)? 

L. \'li.e viele Lehrer/innen untemchten in der Jugendstraf­
anstalt, gab es eine stärkere Fluktuation (wenn ja, 
warum)? 

5. Sind den Lehrer/innen spezielle Fortbildungsmaßnahmen 
angeboten worden, wenn ja, welche? 

Antwort des Senats vom 2.11.1989 (eingegangen beim 
Abgeordnetenhaus am 21.11.) 

Zu 1.: Die Fach- und Dienstaufsicht über alle in den 
Berliner- Vollzugsanstalten im allgemeinbildenden Bereich 
tätigen Lehrer obliegt seit dem 1. September 198L der 
Senatsverwaltung für Justiz. Diese Regelung erfolgte in 
Absprache mit dem Senator fUr Schulwesen. 

Zweck dieser Regelung war eine verstärkte Orientierung 
der- Bildungsmaßnahmen an den Besonderheit en des Straf­
vollzugs. Derzeit wird geprUft, ob eine Rückverlagerung zu 
SenSchul vorgenommen wer-den kann. 

Zu 2. : Der allgemeinbildende Unterricht in der Jugend­
strafanstalt Berlin bereitet auf die FremdenprUfung zur 
Erlangung des einfachen Hauptschulabschlusses vor. Vor­
dem Obergang der Fachaufsicht wurde in der Jugendstraf­
anstalt Berlin der Hauptschulabschluß in einer Lehrgangs­
abschlußprüfung erreicht. 

Zu 3.: Am Ende des Schuljahr-es 1984/85 t:and die letzte 
Lehrgangsabschlußprüfung statt. 

Die Er-gebnisse ab Schuljahr 1980/81 im einzelnen: 

Schuljahr Teilnehmer AbbrUche 

1980/81 20 14 
1981/82 11 6 
1982/83 13 4 
1983/8L 12 3 
1984/85 10 4 
1985/86 12 11 
1986/87 11 L 
1987/88 9 L 
1988/89 7 3 
1989/90 6 2 

Prüfung 

6 
5 
9 
9 
6 
1 
7 
5 
"-

bestanden 

5 
L 
7 
7 
4 
1 
5 
5 
I. 

Der Tabelle ist zu entnehmen, daß es im Jahre 1985/86 
besonders viele Abbruche gegeben hat, im übrigen die 
Zahl der AbbrUche in etwa gleichbleibend hoch ist . 

Zu 4.: ln der Jugendstrafanstalt Berlin sind für den allge­
meinbildenden Unterricht 4 Lehrer voll- und eine Lehrerin 
mit 8 \oJochenstunden beschäftigt . Ein Lehrer erteilt 
Berufsschulunterricht. Weitere 13 Berufsschullehrer werden 
stundenweise von den zuständigen Berufsschulen 
abgeordnet . \•Ieder bei den hauptamtlichen noch bei den 
abgeordneten Berufsschullehrern waren nennens\"erte Fluk­
tuationen zu verzeichnen. 

Zu 5.: Bis in die 70er Jahre wurde vom Bundesland Hessen 
jährlich eine Fortbildungsver-anstaltung für alle Lehrer im 
Justizvollzug bundesweit angeboten. Darüber hinaus ist die 
Teilnahme an den jährlichen Arbeitstagungen der Bundes­
arbeitsgemeinschaft der Lehrer im Justizvollzug möglich. 
Die Arbeitsgemeinschaft ver-anstaltet auch in unre~el­
mäßi~en Abständen Seminare fUr Lehrer, die neu im 
Justizvollzug sind. Zu diesen Einflihrungsseminaren \ru-d 
bundesweit eingeladen. 

Prof. Dr. jutta Limbach 
Senatorin für Just iz 



Kleine Anfrage Nr. 7 47 des Abgeordneten Albert Eckert 
(AL} vom 28.11.1989 über "Weihnachten hinte r Gi ttern und 
sogenannte Weihnachtsamnestie": 

l. al 'Jach welchen Gesichtspunkten erfolgt die <\uswahl 
von Gefangenen für die sogenannte "Weihnachts­
amnestie"? 

b} Wie viele Gefangene fallen 1989 voraussichtlich 
unter diese Regelung? 

2. Welche besondere Vorsor~e trifft der Senat, um zu 
verhindern, daß es bei den (drinnen wie drötußen} in 
der Festtagszeit besonders häufigen Depressionen zum 
Gefühl der völligen Aus,.,eglosigkeit und letztlich zur 
Selbsttötung von Gefangenen kommt? 

3. a) Teilt der Senat die Auffassung, daß län~ere Auf­
schlußzeiten, ausgedehnte Feiertags-Besuchszeiten 
und Weihnachtsfeiern, die von den Gefangenen selbst 
organisiert werden (ggf. mit geladenen Gästen wie 
in der TA 111 E in Tegel und in der Tt\ ll in 
Moabit), besonders geeignet sind, ohne besondere 
zus~tzliche Belastung des Personals den sozialen 
Zusammenhalt unter den GefanQenen zu stärken und 
damit unbemerkte krisenhaft~ Zuspitzungen ver­
meiden zu helfen? 

b} Falls ja, was gedenkt der Senat zu tun? 

1.. Teilt der Senat die Auffassung, daß "Weihnachtsfeiern" 
u. ä . (außer Gottesdiensten) keinen Bekenntnis-Cha­
rakter haben sollten, um Konfessionslose und Anders­
gläubige nicht dabei auszugrenzen? 

5. Wäre es nicht am besten, alle Gefangenen, die es 
wollen, über Weihnachten nach Hause zu schicken, weil 
sowol-tl Bedienstete als auch Gefangene lieber "draußen" 
als hinter Gittern feiern? 

Antwort des Senats vom 8.12.1989 (eingegangen beim 
Abgeordnetenhaus 12.12.1989): 

Zu 1. a) : Aufgrund des Gnadenerweises aus Anlaß des 
Weihnachtsfestes sind grundsätzlich diejenigen in Berliner 
Vollzugsanstalten einsitzenden Srrafgefan~enen am 
30. November 1989 vorzeiti~ aus der Strafhaft entlassen 
worden, die 

- eine von einem Berliner Gericht erkannte zeitige Frei­
"teitsstrafe, eine Jugend- odec Ersatzfreiheitsstrafe ver­
büßen, 

- deren Entlassung in die Zeit vom 1. Dezember 1989 bis 
7. Januar 1990 fällt , 

- die mit der vorzeitigen Entlassung einverstanden sind 
und 

- deren Unterkunft und Lebensunterhalt sichergestellt 
sind. 

Das Gleiche gilt für Gefangene, deren Strafl-taft in dem 
obengenannten Zeitraum endet . weil das Gericht die Aus­
setzung der Restfreiheitsstrafe (§ 57 StGB) oder die 
Entlassu11g zur Bewährung (§§ 88, 89 jOS} angeordnet hat . 

Von einer vorzeitigen Entlassung sind Gefangene ausge­
schlossen, die eine vom Kammergericht im ersten Rechts­
zug erkannte Strafe verbüßen, sowie Gefangene , 

- die nach dem 30. Juni. 1989 Vollzugslockerungen 
mißbraucht haben oder 

- gegen die nach dem 30. Juni 1989 Arrest als Diszipli­
narmaßnahme verhängt wurde oder 

- die nach dem 30. Juni 1989 während eines Zeitraums 
von mehr als einer Woche schuldhaft nicht qearbeitet 
haben. 

Von einer vorzeitigen Entlassung k:önnen im \'lege der 
Einzelfallentscheidung durch unsere Behörde darüber 
hinaus Gefangene ausgeschlossen werden. 

- gegen die wegen im Vollzug oder während Vollzugs­
lockerungen begangener Straftaten Verfahren anhängig 
sind, 

- die Strafen wegen Taten im Zusammenhang mit der Ver­
breitun~:t von Rausch- und Betäubungsmitteln, wegen 
Gefährdung des demokratiscl-ten Rechtsstaates, terro­
ristischer Ge.,.talttaten, Staatsschutzvergehen, grober 
Gewalttätigkeiten od~r wegen Straftaten gegen die 
sexuelle Selbstbestimmung verbüßen. 

Ferner können Gefangene ausgeschlossen werden, gegen 
die nach § 68 f Abs. 1 StGB Führungsaufsicht kraft 
Gesetzes eintritt. 

Zu 1 b) : Am 30. November 1989 sind aufgrund des ''~eih­
nachtsgnadenerweises 94 Strafgefangene vor zeitig 
entlassen worden. Diese Zahl Wird sich noch um diejenigen 
Gefangenen erhöhen. die in der Zeit zwischen dem 1. 
Dezember 1989 bis zum 7. Januar 1990 gem~ß § 57 StGB 
oder §§ 88, 89 JGG in Verbindung mit dem Weihnachts­
gnadenerweis bereits entlassen wurden oder noch entlas­
sen werden. Sie werden mit Eintritt der Rechtskraft der 
vor~enannten gerichtlichen Entscheidungen mit der Folge 
entlassen, daß der bis zum gerichtlich festgeset z ten 
Entlassungszeitpunkt nicht zu verbüßende Teil der Strafe 
als erlassen gilt. 

Zu 2. und 3.: Der Senat teilt die Auffassung, daß inten­
sive Gesprächsmöglichkeiten und Betreuungsan~ebote, die 
dem von vielen Menschen, insbesondere auch Gefangenen, 
häufics zur Weihnachtszeit empfundenen und mit gedrück­
ten Stimmungen einhergehenden Gefühl des Alleinseins 
entgegenwirken, besonders geeignet sind, den sozialen 
Zusammenhalt unter den Gefangenen zu stärken und 
krisenhafte Zuspitzungen vermeiden zu helfen. 

Dementsprechend werden den Gefangenen, soweit möglich, 
im Zeitraum vom 23. Dezember 1989 bis 1. Januar 1990 
Urlaube und/oder Ausgänge gewährt, damit sie die Fest­
tage im Familien- bz\.r. Freundes- und Bekanntenkreis 
verbringen können. Darüber hinaus werden in den Berliner 
Justizvollzugsanstalten vorweihnachtliche Zusamment reffen 
und Weihnachtsfeiern in den Wohngruppen bzw. Stationen, 
Arbeitsbetrieben, Pfarrämtern usw. durchgefü."trt. an denen 
sich neben Vollzugsbediensteten und Anstaltsgeistlichen je 
nach den Umständen im Einzelfall auch Angehörige und 
Freunde der Gefangenen. Mitarbeiter von Organisationen 
der freien \.,rohlfahrtspflege und sonstiger Einrichtungen 
sowie Kircl-tengemeinden engagieren und teilnehmen 
können, soweit letztere sich nicht nur durch Besuche, 
Briefe und/oder \'ieihnachtspakete den Inhaftierten zuwen­
den wollen. Schließlich werden in vielen Anstaltsbereichen 
sowohl die Sprech- bzw. Besuchszeiten für Besucher als 
auch die Aufschlußzeiten und sog. Umschlüsse (Besuche 
der Gefangenen untereinander) in erweitertem Maße 
angeboten. 

Zu !..: Ungeachtet des nicht trennbaren Zusammenhangs 
des Weihnachtsfestes mit der christlichen Religion werden 
in keinem Anstaltsbereich teilnahmewillige Konfessionslose 
und Andersgläubige von .den in den Anstalten durchge­
führten Weihnachtsfeiern "ausgegrenzt". 

Zu 5 .: Ja, das geht aber nicht. 

Prof. Dr. Jutta Limbach 
Senatorin für Justiz 
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§§ 7, 11 StVollzG, § 57 StGB ( Anderun~ des Vollzugsolans) 

Wird der Vollzugsplan, der Vollzugslockerungen im Hinblick 
auf die Annahme vorsieht, der Verurteilte werde vor Ver­
büßung von zwei Dritteln der Strafe bedingt entlassen, 
wegen einer davon abweichenden Stellungnahme der 
Staatsanwaltschaft zu § 57 Abs. 2 StGB mit der Maßgabe 
geändert. daß sich die Gewährung von Vollzugslockerungen 
nunmehr an einer bedingten Entlassung nach Verbüßung 
von zwei Dritteln der Strafe orientiert, so ist ein recht­
lich schutzwürdiges Vertrauen des Verurteilten in den Be­
stand des l.II"Sl>rünglichen Vollzugsplans nicht verletzt. 

OLG Karlsruhe, Beschluß vom 15.2.1989 - 1 \vs 21/89 

Aus den Gründen: 

Durch den angefochtenen Beschluß sind auf Antrag des 
Verurteilten der Bescheid des Ministeriums für Justiz, Bun­
des- und Europaangelegenheiten Baden-Württembes:-g vom 
30.11.1988 in Verbindung mit der zugrundeliegenden Ves:-­
fügung der Vollzugsanstalt Bruchsal vom 6.10.1988 aufge­
hoben und die Vollzugsanstalt verpflichtet worden, dem 
Verus:-teilten die im Vollzugsplan vom 15.7.1988 beschlos­
senen Vollzugslockerungen zu gewähren. C-egen diesen Be­
schluß, soweit er nicht zwischenzeitlich gegenstandslos 
geworden ist, richtet sich die Rechtsbeschwerde des Mi­
nisteriums. 

Die Rechtsbeschwerde des Ministeriums als der hierzu be­
rechtigten Aufsichtsbehörde ist nach § 116 Abs. 1 
StVollzG zulässig, da es geboten ist, die Nachprüfung der 
angefochtenen Entscheidung zur Sicherung einer einheit­
lichen Rechtsprechung zu ermöglichen. 

Die Rechtsbeschwerde hat mit der Sachrüge Edolg. 

Die angefochtene En tscheidung der Sts:-afvollstreckungs­
kammer ermöglicht dem Rechtsbeschwerdegericht keine ab­
schließende sachlich-rechtliche Prüfung und Entscheidung, 
da der angefochtene Beschluß die Grunde des Bescheids 
des Ministeriums vom 30.11.1988, auf die die Abänderung 
der Voll:>:u~slockerungen gestützt werden, nicht ausret­
chend mitteilt . Zumindest werden die tragenden Gründe für 
die zeitliche Verschiebung des Be~inns der Vollzugslocke­
rungen durch die Vollzugsbehörden un Beschluß der Straf­
vollstreckungskammer nicht vollständig geprüft. 

Bei der neuen Entscheidung der Strafvollstreckungskam­
mer werden folgende Umstände zu berücksichtigen sein: 
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HAFTI\ECHT 
Der Vollzugsplan vom 15.7.1988 und der darin zunächst 
vorgesehene Beginn der bewilligten Vollzugslockerungen 
war für alle Verfahrensbeteiligte ersichtlich an einem 
Entlassungszeitpunkt ausgerichtet, der nac h damaliger Sicht 
der Vollzugsanstalt bereits vor der Verbüßun~ von zwei 
Drittel der Strafe nach § 57 Abs. 2 StGB erfolgen werde. 

Mit der Verfügung der Vollzugsanstalt vom 6.10.1988 in 
Verbindung mit dem Erlaß des Ministeriums vom 27.9.1988 
ist demgegenüber der Beginn der bewilligten Vollzugs­
lockerungen hinausgeschoben und an einer bedingten Ent­
lassung nach Verbüßung von zwei Dritteln der erkannten 
Strafe nach § 57 Abs. 1 StGB ausgerichtet worden, da 
sich zwischenzeitlich ergeben habe, daß- eine frühere be­
dingte Entlassung nach § 57 Abs. 2 StGB nicht gesichert 
erwartet werden könne. 

Gegen die Verfügung der Vollzugsanstalt vom 6.10.1988 
und dem Bescheid des Ministeriums vom 30.11.1988 beste­
hen unter den gegebenen Umständen keine grundsätzlichen 
rechtlichen Bedenken. Nach . den Rechtsgrundsätzen, wie 
sie in § lL. Abs. 2 Satz 2 StVollzG (vgl. hierzu OtG Ce11e 
'!StZ 198L. L30; OLG Hamrn ZfStrVo 1987. 371 l . § l.8 
VerwVerfG zum Ausdruck kommen, kann vorliegend von einem 
s:-echtlich schutzwürdigen Vertrauen des Verurteilten in 
den Bestand des Vollzugsplans vom 15.7.1988 hinsichtlich 
des Beginns der vorgesehenen Vollzugslockerungen nicht 
ausgegangen \verden. 

Der Vollzugsplan vom 15.7. 1988 ist ausdrücklich auf die 
Annahme gestützt, die bedingte Entlassung des Verur­
teilten werde bereits vor der Verbüßung von zwei Drittel 
der Strafe erfolgen. weil die Vorausse tzungen von § 57 
Abs. 2 StGB erfüllt seien. Diese Grundlage des Vollzugs­
plans kann aufgrund der zwischenzeitlich erhobenen <:rel­
lungnahme der Staatsanwaltschaft und des damit zu er­
wartenden Vollstreckungsverfahrens zu § 57 Abs. 2 StGB 
nicht als gesichert gegeben erachtet werden. Nach Maß­
gabe der in der Senatsentscheidung MDR 1987, 782 "' Die 
Justiz 1987, 386 aufgezeigten Beurteilungskriterien fUr 
die Entscheidung nach § 57 Abs. 2 Nr. 2 StGB n.F. werden 
die Voraussetzungen einer bedingten Entlassung vorbehalt­
lich abschließender PrUfung in dem maßgeblich Voll­
streckungsver fahren voraussichtlich nicht vorliegen. \<Jegen 
der von dem Verurteilten begangenen Taten wird auf die 
Gründe des Urteils des Landgerichts Karlsruhe vom 
25.3.1988, durch das der Verurteilte wegen Beihilfe zur 
schweren räuberischen Erpressung in Tateinheit mil Bei­
hilfe zur ge!ahrlichen Körperverletzung in zwei Fällen 
und wegen Beihilfe zur schweren räuberischen Erpressung 
in drei Fällen zur Gesamtfreiheitssts:-afe von fünf Jahren 
verurteilt "-'Orden ist, Bezug genommen. Auch unter Be­
rUcksichtigung der aus den Urteilsgründen ersichtlichen 
strafmildernden Umstände und der weiteren Entwicklung 
des Verurteilten im Strafvollzug kann nach einer vorläufi­
gen Gesamtwürdigung von Tat , Persönlichkeit des Verur­
teilten und Entwicklung noch nicht davon ausgegangen 
werden, daß besondere Umstände im Sinne von § 57 Abs. 
2 Nr. 2 StGB vorliegen. 

Unter diesen Gegebenheiten wird ein rechtlich schutzwür­
diges Vertrauen des Verurteilten auf eine bedingte Ent­
lassung vos:- der Ves:-büßung von zwei Dritteln der er­
kannten Strafe nach § 57 Abs. 2 StGB onentierten Beginn 
der Vollzugslockerungen nichL anerkannt werden können. 

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straffälli­
genhilfe, 38. Jahrgang, He ft 5, Seite 310. Mai 1989 



BtMG § :36 (Anrechnung der Therapi<? auf Strafe) 

§ 36 Abs. 3 ßtl,l; findet entsprechend § 33 Abs. 1 und 2 
BtMG nur Anwendung, wenn auf einer Freiheitsstrafe bzw. 
Gesamtfreiheitsstrafe bis zu zwei Jahren erkannt \.rorden 
ist oder der zu vollstreckende Rest der Freiheitsstrafe 
bzw. der Gesamtfreiheitsstrafe zwei Jahre nicht übersteigt. 

HansOLG Hamburg. Beschluß vom 23.11.1988 - 2 \vs 327/88 

Aus den Gründen: 

I. Durch das am 13.4.1988 rechtskräftig gewordene Urt. v. 
26.10.1987 hat das LG gegen den Bf. wegen Diebstahls 
und Urkundenfälschung in Tateinheit mit Betrug in drei 
Fällen auf eine Gesamtfreiheitsstrafe von 3 J. erkannt. Es 
hat festgestellt, daß der Bf. zur Tatzeit hochgradig 
drogenabhäng1g war und sich entschlossen hatte, seinen 
täglichen Heroinbedarf durch Wohnungseinbrüche zu 
finanzieren. So beging er in der Zeit vom 16.10.1986 bis 
zum 15.11.1986 zahlreiche \oo"ohnungseinbrüche und machte 
in 43 Fällen eine ganz erhebliche Beute. Vom 20.11.1986 
bis zum 2.2.1987 befand sich der Bf. in Untersuchungshaft. 
Danach wurde er mit dem '"eiteren Vollzug der Unter­
suchungshaft unter der Auflage verschont, sich einer 
Drogentherapie zu unterziehen. Eine solche Drogenent­
wöhnungsbehandlung fand in der Zeit vom 11.2.1987 bis 
zum 29.10.1988 in der therapeutischen Einricrtung statt. 
Die Vollstreckung der Gesamtfreiheitsstrafe ist bisher 
nicht eingeleitet worden. 

Der Bi. hat beantragt, gem. § 36 Abs. 3 BtMG anzuordnen, 
daß die Zeit seiner Behandlung vom 11.2.1987 bis zum 
29.10.1988 ganz auf die Strafe angerechnet wird. Diese 
Anrechnung hat das LG durch Beschl. vom 17.10.1988 ab­
gelehnt, weil zum Zeitpunkt seiner Entsc'leidung die 
Therapie noch nicht abgeschlossen war. Dagegen wendet 
sich der Bf. mit seinem Rechtsmittel. 

11. Die nach § 36 Abs. 5 Satz 3 BtMG zulässige sofortige 
Beschwerde bleibt ohne Erfolg, weil das LG im Ergebnis zu 
Recht dem Bf. die von ihm begehrte Anrechnung seiner 
Drogenentwöhnungsbehandlung versagt ha r. 

Eine gesetzliche Anrechnungsmöglichkeit besteht zur Zeit 
nicht. Die Möglichkeit, nach § 36 Abs. 3 BtMG anzu­
ordnen. daß die Zeit der Behandlung ganz oder zum Teil 
auf die Strafe angerechnet wird, ist in Fällen vorliegender 
Art - wenn eine Gesamtfreiheitsstrafe von mehr als 2 J. 
verhängt worden ist - erst gegeben, wenn der zu voll­
streckende Rest v,..•ei · ahre nicht Obersteigt ( § 35 Abs. 2 
Nr. 2 BtMG). Damit folgt der Senat der Auffassung des 
OLG Hamm in seinem Beschl. v. 15.10.1986. abgedruckt in 
NStE Nr. 3 zu § 36 Bt!.,1G. Dort hat das OLG Hamm Uber­
zeugend dargelegt, daß der Wille des Gesetzgebers, nur 
bis w einer Strafe von 2 J. bzw. bis zu einem Strafrest 
in dieser Höhe eine Anrechnung nach § 36 Abs. 3 BtMG 
zuzulassen. dadurch zum Ausdruck. kommt, daß § 35 BtMG 
an den Beginn der weiteren Vorschriften Uber die beson­
deren gesetzlichen Maßnahmen bei Betäubungsmittelab­
hängigen im Vollstreckungsverfa'>ren gestellt worden ist 
und nach dem Sinn dieser Vorschriften zumindest bei. 
Taren mit erhöhtem Schuldgehalt die Therapie neben die 
Strafe treten soll. Zu Recht weist das OLG Hamm auch 
darauf hin, daß es sich bei § 36 Abs. 3 BtMG um eine 
Auffangvorschrift handelt, die Unbilligkeiten des obligato­
rischen Anrechnungsmodus verhindern, nicht aber den 
Umfang der Anrechnungsmöglichkeit erweitern soll, um 
dadurch zusätzliche Unbilligkeiten zu schaffen \SO auch 
Körner, Br~K;. 2. Auf!., § 36 Rdnr. 12). Eine solche Unbil­
ligkelt könnte sich aber bei einer gegenteiligen Auf­
fassung leicht dadurch ·ergeben, daß es der Täter. der 
durch ein begründetes Rechtsmittel den Beginn der Voll­
streckung hinauszögert, um eine Therapie zu beginnen 
oder fortzusetzen, in der Hand hätte. die Anrechnung 
nach § 36 Abs. 3 Bt~.'G zu begehren, ohne dabei an die 
Höhe der Strafe bzw .. des Strafrestes gebunden zu sein. 
Demgegenüber wäre derjenige, dessen Urteil sogleich 

rechtskräftig und deshalb zügig der StrafverbüBung zuge­
führt \•rird, nur darauf angewiesen. die Zuruckstellung der 
Strafvollstreckung unter den in § 35 Abs. 1 und 2 
bestimmten Voraussetzungen zu beantragen, um eine An­
rechnung ZL erreichen. 

Schließlich spricht auch für den hier angenommenen Willen 
des Gesetzgebers der Umstand, daß er in § 37 BtMG für 
das Absehen einer Strafverfolgung ebenfalls eine 
Höchstgrenze von 2 J. Freiheitsstrafe festgesP.tzt und in § 
38 BtMG bet einer Verurteilung zu Jugendstrafe von unbe­
stimmter Dauer bestimmt hat, daß sich die Anwendung der 
§§ 35 und 36 Bt?-Ki nach dem erkannten 4öchstmaß der 
Stra f.: richtet. ohne hierbei eine Beschr~n~<ung auf die 
Abs. 1 und 2 des § 36 BtMG vorgenommen zu haben. 

Aus diesen Erwägungen vermag der Senat nicht der 
gegenteiligen. von ~laatz in MDR 1985, li ff. vertretenen 
Auffassung zu folgen. 

Da der zu vollstreckende Strafrest hier noch mehr als 
zwei Jahre beträgt, war das Rechtsmittel des Bf. mit der 
Kostenfolge aus § 473 Abs. 1 StPO als unbegründet zu 
verwerfen. 

Mitgeteilt vom 2. Strafsenat des Hans. OLG J.!amburg. 

Entnommen aus Strafverteidiger, 9. Jahrgang, Heft 6, Seite 
258. Juni 1989 

StPO § 112 Abs. 2 Nr. 2 (Kein Haftgrund der Fluchtge­
fahr bei vergleichsweise kurzem Strafrest) 

Drohen einem Angekla~en im VerurteilungsfaU bis zum 
Zweidrittelzeitpunkt i. S. d. § 57 Abs. 1 StGB noch höch­
stens 6 Monate Strafverbüß~mg, geht hiervon nach drei­
einhalbjähriger Untersuchungshaft kein Fluchtanreiz mehr 
aus. 

OLG Frankfurt/M., Beschluß vom 9.2.1989 - 1 Ws 46/89 

Gründe: 

Das Rechtsmittel richtet sich gegen den Bestand des Haft­
befehls und ist damit zulässig. Es hat auch in der Sache 
selbst Erfolg. Dec Angeklagte ist in vorliegender Sache 
wegen schweter räuberischer Erpressung rechtskräftig ver:­
urteilt worden. Der auf 6 Jahre Freiheitsstrafe lautende 
Strafausspruch ist auf die Revision des Angeklagten zwei­
mal aufgehoben worden. Die Kammer, an die die Sache 
nunmehr ver:wiesen worden ist, wird über den Strafaus­
spruch am 24.4.1989 entscheiden. Der Angeklagte hat sich 
vom 14.6.1985 bis zum 16.12.1988 in vorliegender Sache in 
Untersuchungshaft befunden und ist hiervon seitdem verschont. 

Der: Senat vermag den Haftgrund der Fluchtgefahr jetzt 
nicht mehr zu beJahen. Dem Angekla<ttcn drohen im Verur­
teilunqsfall bis zum z,.,eidrittelzeitpunkt i. S. d § 57 Abs. 1 
StGB noch höchstens b Monate Strafverbüßung. Hiervon 
geht nach dreieinhalbjähriget· Untersuchungshaft unter 
Berücksichtigung der weiteren l'msränae kein Fluchtanreiz 
mehr aus. Der Angeklagte hat bei seinen Eltern festen 
Wohnsit7. begründet und erfüllt seit Dezember die ihm er­
teillen Meldeauflagen. Er hatte seitdem genügend Gelegen­
heiten, sich der weiteren Strafverfolgung zu entziehen, 
hat dies jedoch nicht getan. Das deutet darauf hin, daß 
er sich der nahen Hauptverhandlung im Interesse eines 
Abschlusses der vorliegenden Sache freiwilli~ stellen wird. 
Mit ,diesem Beschluß entfallen die 11eldeauflagen. 

,\1itgeteilt von RA Hans-Joachim Weider, FrankfurtA.t. 

Entnommen aus Strafverteidiger, 9. Jahrgang. Heft 11, 
Seite 486, November 1989 
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§ 42 Abs. 1 StVollzG (Auswirkung nicht anrechenbar er 
Fehlzeiten auf die Freist ellung von der Arbeitsp flic ht ) 

l. ln seiner Ent scheidung vom 24.11.1987 - 5 AR Vollz 
27/86 - (:: lGISt 35, 93) hat der !GI zur Frage der 
Au.swirkung nicht anrechenbarer Fehlzeiten auf den 
Freistellungsanspruch ( § 42 StVollzG) ausgesprochen, 
daß in einem Fall. in dem es nicht mehr angemessen 
ist. Fehltage auf die Jahresfrist anzurechnen, es nicht 
zur Unterbrechung, sondern zur llermnung der Jahres­
frist kommt und der Gefangene dann erst nach Ablauf 
von mehr als einem Jahr ab Arbeitsaufnahme "ein Jahr 
lang" Tätigkeit ausgeübt hat. Dies kann jedoch nich t 
bedeuten, daß dem Gefangenen immer schon dann, wenn 
er an so vielen Arbeitstagen, wie normalerweise in ein 
Kalenderjahr fallen. also etwa 220, gearbeitet hat, 
e ine Freistellung von Werktagen (einschließlich der 
Samstage) automatisch zu gewähren ist. Eine völlige 
Loslösung von der vom Gesetz vot"genommenen Periodi­
sierung würde eine mit diesem nicht mehr zu vereinba­
rende richterliebe Rechtsschöpfung darstellen, die auch 
die vom Gesetzgeber verfolgten Ziele, nämlich die Er­
haltung der Gesundheit und die Förderung der Resozia­
lisierung (vgl. BVerfG 66, 180), völlig außer acht 
lassen würde. Demgemäß wird bei längeren, nicht mehr 
anrechenbaren Fehlzeiten. bei denen auch bei großzü­
giger Betrachtungsweise nicht ernstlich mehr davon ge­
sprochen werden könnte, der Gefangene habe "ein 
Jahr" gearbeitet, der Lauf des Jahres nicht gehemmt, 
sondern unterbrochen. 

2. Bei einer Oberschreituns der anrechenbaren krankheits­
bedingten Arbeitszeit um 16 Fehltage ist lediglich von 
einer Hemmung des Jahresablaufs auszugehen. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 31.1.1989 - 1 
Vollz (Ws) 363/88 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
fälligenhilfe, 38. Jahrgang, He ft 5, Seite 312, Mai 1989 

§§ 102, 115 StVollzG (Übe rprüfbarkeit eines Testverfah­
rens zur Feststellung des Drogenkonsums) 

1. Der wegen Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz 
bestrafte Gefangene ist entweder durch die Hausord­
nung oder durch besondere Auflagen angehalten, den 
Drogenkonsum zu unt erlassen, Zu berücksichtigen ist 
dabei, daß es sich um Beschränkungen handelt, die ge­
mäß § 4 Abs. 2 Satz 2 StVollzG zur Abwendung einer 
schwerwiegenden Störung der Anstalt unerläßlich sind. 

2. Die bloße Feststellung der Strafvollstreckungskammer, 
daß ein zur Überprüfung angewandtes Testverfahren 
(hier: RlA-Verfahren = Radio-Immuno-Assay) zuverlässig 
sei, reicht für die sichere Feststellung eines zu ahn­
denden Verstoßes nicht aus. Vielmehr muß dargelegt 
werden, daß das Verfahren wissenschaftlich allgemein 
anerkannt ist. Ferner müssen ent sprechende Werte mit­
geteilt werden, bei denen z . B. ausgeschlossen ist, daß 
passiv mitgeraucht wurde. 

3. Das hier angewendete Testverfahren ist offensich tlich 
genügend geeignet, die unter den gegebenen Umständen 
nur relevante Frage des Drogenkonswns zu beantwor­
ten. Jedoch bedarf es auch dann insbesondere zur Ab­
klärung des offenbar notwendigen Grenzwertes von "20 
ng/ml" - bei dem wohl erst ein sog. passives Mitrau­
chen ausgeschlossen werden kann - genauerer Fest­
stellungen. 

§ 115 Abs . 3 StVollzG (Fortsetzungsfeststellungsantrag 
hinsichtlich der Rechtswidrigkeit einer Dis:dplinat·­
maßnahmel 

Der Antrag eines Gefangenen auf Feststellung der Rec hts­
widrigkeit einer Disziplinarmaßnahme und Herausgabe der 
entsprechenden Unterlagen a us den Akten erledigt sich 
weder durch eine Verlegung des Gefangenen in eine 
andere Anstalt noch durch die Verpflichtungserklärung des 
Anstaltsleiters, die Disziplinarmaßnahme bei künftigen 
Entscheidungen nicht zu berücksic htigen. Solange die 
Rechtswidrigkeit der Disziplinarmaßnahme nicht festge­
stellt ist, bindet die Verpflic htungserklärung des Anstalts­
leiters andere Vollzugsbehörden nicht und sind negative 
Folgewirkungen (z. B. Verschärfungsgrund bei der Sanktio­
nierung künftiger einschlägiger Disziplinarwidrigkei t en) 
nicht auszuschließen. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 20.L.1989 - 1 
Vollz (Wsl LS/89 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
rälligenhilfe, 38. Jahrgang, Hefl 4, Seite 250. August 1989 

§§ 3, 70 StVollzG (Zulassung eines CD- Players) 

a) In Übereinstimmung mit einem Gutachten des Bundes­
kriminalamtes geht der Senat davon aus, ·daß ein Um­
bau eines CD-Players zum Zwecke der Nachric ht en­
übermit tlung einen außerordentlich hohen technischen 
Aufwand erfordert, der in einer Justizvollzugsanstalt in 
der Regel nicht wird getrieben werden können. Der Ge­
fahr, daß der CD-Player als Versteck f"ür kleinere 
Gegenstände benutzt wird, kann dadurch begegnet 
werden, daß das Gerät verplombt bzw. versiegelt und in 
die üblichen Kontrollen einbezogen wird. 

b) Ein verbleibendes Restrisiko für die Sicherheit der 
Anstalt ist als derart g ering einzustufen, daß es mit 
Rücksicht auf die den Behandlungsvollzug beherrschen­
den Gestaltungsprin.zi:pien des § 3 StVollzG sowie den 
Verhältnismäßigkei tsgrundsatz zurücktreten muß. 

Beschluß des Oberlandesgerich;;s Frankfurt a . H. vom 
16.3. 1989 - 3 \'ls 712/88 (StVollz) -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
fälligenhilfe, 38. Jahrgang. Heft 4, Seite 245. August 1 C}89 

§ 20 Abs. 2 StVollzG (Tragen eigener Kleidung) 

1. Die allgemeine Erlaubnis zum Tragen eigener Kleidung 
steht im Widerspruch zum Gesetz. § 20 Abs. 2 StVollzG 
ennächtigt die Vollzugsbehörde nur dazu, das Tragen 
eigener Kleidung im Einzellall zu gestatten. 

2. Der Anstaltsleiter darf das Tragen eigener Kleidung 
aus Gründe.n der Sicherheit und Ordnung davon abhängig 
machen, daß der Gefangene seine Kleidung in der 
Anstaltswäscherei reinigen läßt. Dasselbe gilt für die 
Gestattung des Tragens eigener Kleidung unter der 
Voraussetzung, daß der Gefangene im Hinblick auf die 
Reinigung durch die Anstaltswäscherei auf Haftung für 
fahrlässige Beschädigungen verzichtet. 

3. Die Anordnung, daß die Privatkleidung jn regelmäßigen 
Abständen zur Reinigung in die Wäscherei zu g eben sei, 
ist aus Gründen der Hygiene und Gesundheitsilirsot"ge 
geboten. 

Beschlu ß des Oberlandesgerichts Hamm vom 2/..1.1989 - l . OLG Koblenz. Beschluß vom 26. 10. 1988 - 2 Vollz (\Vs) 69/ 
Vollz ( \•Js) 366/88 - 88 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
fälligenhilfe, 38. Jahrgang, Heft 5, Seite 3l l, Mai 1989 
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En tnommen aus Zeitschrifl für Strafvollzug und Straf­
fälligenhilfe, 38. Jahrgang, Heft 1, Seite 56. Februar 1989 



§ 51 Abs. 3 StVollzG (Strenge Anforderungen an Anschaf­
fungen vom ·lberbri.lckungsgeld} 

1. § 51 Abs. 3 StVollzG enthält eine Ausnahmeregelung 
und ist deshalb eng auszulegen. Nach dieser Vorschrift 
können nur solche Anschaffungen vom Überbrückungs­
geld finanziert werden, die bei der Entlassung notwen­
dig würden, deren Aufschub aber unzweckmäßig oder 
nicht möglic h ist. 

2. Die Notwendigkeit der Anschaffung muß durch konkret e 
Tatsachen belegt sein. 

Beschluß des OLG Karlsruhe vom .l. .3.1988 - 1 \'/s 12/88 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
fälligenhilfe, 37. Jahrgang , He ft 6, Seite 371, Dezember 
1988 

§§ 11 Abs. 1, 13, 14 Abs. 2 StVollzG (Widerruf der 
Au ßemrbeit s~ene hmigun~ l 

1. Ha.t sich die Vollzugsbehörde im Rahmen des ihr zuste­
henden Ermessens in vertretbarer Weise für Vollzugs­
lockerungen entschieden, so kann sie diese nicht ohne 
weiteres rückgängig machen. Eine Ausnahme bildet eine 
of fensichtliche Fehlentscheidung, die die berechtigten 
Belange der Allgemeinheit nicht berücksichtigt. 

2. Eine über eineinhalb Jahre zurückliegende Nichtrück­
kehr aus einer Haftunterbrechung ist für sich allein 
kein Grund zum Widerruf. 

3. Die mangelnde Bereitschaft des Gefangenen, an der Er­
hellung seines sozialen Umfeldes mitzuwirken, ist zwar 
im Rahmen einer Urlaubsentscheidung, nicht jedoch für 
die Frage der Eignung für Außenarbeit bedeutsam. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 2l.L. .1989 - 1 
Vollz \'ls) 3<l/89 -

Entnommen aus Zeitschrift für Strafvollzug und Straf­
fälligenhille, 38. Jahrgang, Heft 5. Seite 310, Mai 1989 

StPO § 119 Abs. 3 (Schreibmaschine in U-Haft) 

Der Besitz einer elektrischen oder elektronischen Schreib­
maschine und deren Betrieb auf der Zelle ist mit dem 
Zweck der Untersuchungshaft und der Ordnung in der Voll­
zugsanstalt grundsätzlich vereinbar. 

OL<.. Düsseldorf. Beschluß vom 9. 11.1988 - 2 \'ls 36l/88 -

Sachverhalt: 

Durch den an~efochtenen Beschl. hat te der Vorsitzende 
der StrK den Antrag des Bef. abgelehnt, ihm den Besitz 
einer elektrischen Schreibmaschine und deren Betrieb auf 
seiner Zelle zu gestatten. Die dagegen a ngebr'lchte Be­
schwerde des Angekl. hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: 

Grundlage für die rechtliche Würdigung des Antrages ist 
ausschlie ß lich § 119 Abs. 3 StPO. Dana ch dür fen einem 
Verhaft e t en nur solche Beschränkun~en auferlegt werden, 

die der Zweck der Untersuchungshaft oder die Ordnung 
der Vollzugsanstalt erfordern. - Der Vors. der StrK ha·t 
die Ahle 1nung des Antrags des Verurt. auf die von der 
Verwaltung der JVA vorgetragene Erwagung gestützt, die 
Überprüfung ei.ner elektrischen Schreibmaschine nach ver­
steckten Gegenständen sei zeitaufwendiger und schwieri­
ger als bei einer mechanischen Schreibmaschine ; den Be­
diensteten einer JVA könne dte Überpn.ifung auch bei an­
gemessener Berücksichtigung der Interessen der OS­
Gefangenen nicht zugemutet werden. - Dem kann so nicht 
beigepflichtet werden. 

Daß eine elektrische - oder eine elektronische Schreib­
maschine schwieriger auf versteckte Gegenstände hin zu 
überprüfen ist als eine mechanische, trifft nicht zu. Dies 
gilt insbes. dann, wenn die Maschine keine feste Boden­
platte hat. Eine elektronische Schreibmaschine ist nach 
dem Abheben des Gehäuses sogar noch übersichtlicher als 
eine mechanische Schreibmaschine. Die Sicherheit der 
Vollzugsanstalt gebietet es im Hinblick auf die Möglichkeit 
des Verstecks von verbotenen Gegenständen nicht, einem 
US-Gefangenen den Besitz eines solchen Geräts zu ver­
sagen. 

Aber auch aus Gründen der Ordnung der Vollzugsanstalt 
war deren Versagung hier nicht gerechtfertigt . Wenn auch 
das besondere Gewaltverhältnis. in dem sich ein OS­
Gefangener befindet, nicht mehr als allumfassendes Krite­
rium für die Gestatttmg oder Versagung von ihm ge­
wünschter Verhaltens- und Betätigungsmöglichkeiten gilt. 
so darf doch nicht aus dem Auge verloren werden. daß er 
eng mit Menschen zusammenlebt, von denen zumindest zum 
Teil Gefahren fUr die Sicherheit und Ordnun~ zu befürc h­
ten sind. Dem mUssen die Bediensteten einer ]VA durch 
geeignete Kontrollmaßnahmen entgegenzuwirken in der La­
ge sein. Angesichts dessen darf einem US-Ge fangenen nur 
der Besitz solcher Gegenstände zugestanden werden, die 
zu kontrollieren den Bediensteten einer JVA mit dem für 
sie zurnutbaren Zeitaufwand und dem bei ihnen vorauszu­
setzenden technischen Geschick möglich ist. Das ist nach 
Ansicht d es Senats bei dem Besitz einer elekt rischen oder 
elektronischen Schreibmaschine aber der Fall. Gerade 
l etztere zeichnen sich weiterhin durch Übersichtlichkeit 
des Innenraums aus. Es ist also nicht ersichtlich, daß die 
Bediensteten der JVA bei der Überprüfung einer elek­
trischen oder elektronischen Schreibmaschine Aufwand zu 
l eis t en hätten, der ihnen zur Gewährleistung der Sicher­
heit und Ordnung der Vollzugsanstalt nicht möglich sei. 

Mitgeteilt von RiOLG Wolfgang Steffen, D.lsseldorf. 

Entnommen aus Strafverteidiger , 9. Jahrgang, Heft 8, Seite 
351, Au~ust 1989 

§§ 62, 115 Abs. 5 StVollzG (Kostenanteil des Gefangenen 
bei Zahnersatz) 

1. Der zahnärztliche Heil- und Kostenplan stellt keine 
dem Anstaltsleiter zurec henbare Entscheidung über die 
Kostentragung dar. 

2. Die Festsetz ung des vom Gefangenen zu tragenden 
Kostenanteils ist eine Etme.ssensentscbeidung. Die 
Strafvollstreckungskammer kann hinsichtlic h des 
Kostenanteils des Gefangenen keine eigene .. Ermessens­
entscheidung treffen, sondern muß ihre Oberprüfung 
auf die Gesichtspunkte der Ermessensüberschreitung und 
des Ermessensfehlgebrauc hs beschränken. Lediglich hin­
sichtlich des Vorliegens der "Bedürftigkeit" hat die 
Strafvollstreckungskammer eine uneingeschränkte Nach­
prüfungsmöglichkeit. 

Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 2/..1.1989 - 1 
Vollz (\~s) 353/88 -

En tnommen aus Zeitschrift für Strdfvollzug und Straf­
fälligenhilfe, 38. Jahrgang , Heft t. . Seile 248, August 1989 
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Sicherheit und 
(Un-) Ordnung 

Str.afvollzugsgesetz 

§ 81 

Grundsatz 

( l) Das Verantwortungsbewußtsein 
des Gefangenen .für ein geor:dnetes 
Zusammenleben in der Anstalt ist zu 
wecken und zu fördern. 

(2) Die Pflichten und Beschränkungen, 
die dem Gefangenen zur Aufrecht­
erhaltung der Sicherheit und Ordnung 
der Anstalt auferlegt werden, sind so 
zu wählen, daß sie in einem ange­
messenen Verhältnis zu ihrem Zweck 
stehen und den Gefangenen nicht 
mehr und nicht länger als notwendig 
beeinträchtigen. 

ln einem Strafvollzug, der den 
Gefangenen befähigen soll, künftig in 
sozialer Verantwortung ein Leben 
ohne Straftaten zu führen (§ 2 
StVollzG) muß das Verständnis zur 
"Ordnung" seitens der Anstalt anders 
ge\v-ertet werden a1s zu Zeiten des 
Verwahrvollzugs. Zeiten, in denen es 
in der JVA Tegel noch ein Zucht­
haus gab, sind längst vorbei, und 
dieses Zucht(haus)denken sollte sich 
mittlerweile auch geändert haben. 
Dies muß in besonderem Maße für 
den "behandlungsodentierten \'lohn­
gruppenvollzug von Haus V und VI 
gültig sein (siehe (2)) . 

Leider erhält man gerade in diesen 
Bereichen den Eindruck, als seien die 

Zeiten des 2. und 3. Deutschen 
Reiches, das preußische Ordnungs­
und Obrigkeitsdenken noch immer ge­
genwärtig. Alles wird hier durch eine 
Hausordnung geregelt, die eher in 
das 19. Jahrhundert passen würde -
alles muß uniform sein. Darunter 
leiden sowohl die hier Inhaftierten 
als auch die Bediensteten. 

Uniform und Ordnung besagen hier: ln 
jeden Haftraum die gleichen Möbel, 
die darüberhinaus auch nicht an 
anderer a1s der von der Anstalts­
leitung geplanten Stelle stehen dür­
fen. So ist es im Haus VI von größ­
ter Wichtigkeit, auf welcher Seite 
des Haftraumes Bett und Schrank zu 
stehen haben. Gleichwohl wichtig ist 
es, daß keine Bilder und Poster an 
\'länden und Türen befestigt werden 
dürfen. Kah1schlag ist angesagt -
schlimmer als in Zuchthauszeiten? 
Elektrogeräte wie Kaffeemaschine 
oder Tauchsieder, die Energie sparen 
(statt der energiefressenden Boiler) 
sind nicht erlaubt. Fernsehgeräte auf 
den Hafträumen werden nur in Aus­
nahmefällen gestattet, Video- oder 
Telespiele gibt es gar nicht; gleiches 
gilt - und das zeigt am deutlichsten 
\V"ie sehr der Anstalt an der Resozia­
lisierung von Strafgefangenen ge­
legen ist - für Computer, die aus­
schließlich der Weiterbildung der 
Gefangenen dienen. 

Fernsehgeräte, die den Gefangenen in 
ihrer Freizeit zur VerfUgung stehen 
sollten, werden in Schränke einge-

ZENTRALE BERATUNGSSTELLE 
DER FREIEN STRAFFÄLLIGENHILFE BERLIN 

Wir bieten an 

Beratung für Straffällige und deren Familienangehörige. Freunde und Bekannte in 
Form von Einzel- und Gruppengesprächcn. für Personen, die 

- noch länger inhaftiert sind 

-vor der Entlassung aus der Strafhaft stehen (unser Vorschlag: melden Sie sich 
möglichst bereits 12 Monate vor der Entlassung) 

-als Regelurlauber eine Gästewohnung benötigen 

-unter Bewährung stehen 

-bereits aus der Haft entlassen sind 

-von einer Inhaftierung bedroht sind 

-ih re Geldstrafe nicht bezahlen können 

-verschuldet sind 

Gruppenangebote für Inhaftierte, speztell zur Vorbereitung der Entlassung. sozial­
therapeutische Gruppen, auch für Enllassene, sowie 1-/i/fen für 
Angehörige bitte erfragen! 

Informationsbroschüre "wohin, was tun?" anfordern! 
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schlossen und können von den Gefan­
genen erst nach 17 Uhr genutzt 
werden. Topfpflanzen (eine je Haft­
raum) dürfen nicht größer als 30 
Zentimeter werden. Stationsübergrei­
fende Kontakte der Gefangenen in 
ihrer freizeit sind nicht gestattet -
alle Türen sind hier abgeschlossen; 
Vorwand hierfür ist laut Senatsver­
waltung für Justiz "der Schutz der 
Gefangenen vor körperlichen Ausein­
andersetzungen" . (Dem Schutz der 
Gefangenen würde es dienlicher sein, 
wenn die Türen der Hafträume von 
innen zu verschließen wären. ) 

Zur sogenannten Ordnung gehörtauch, 
daß jedes Kleidungsstück der Gefan­
genen·, das in die Anstalt kommt oder 
aus der Anstalt raus soll., per Antrag 
genehmigt werden muß - und das 
dreifach. Zuerst muß die Genehmigung 
zur Einbringung vorliegen, dann zur 
Aushändigung, und dann, um es zum 
Zwecke der Reinigung aus der Anstalt 
zu geben - ein teurer und über­
flüssiger Papierkrieg. 

Erfolg dieser mit Brachialgewalt 
erzwungenen Ordnung kann man an 
dem Haus VI deutlich erkennen: Zer­
störungen. beschmierte Wände, und. 
und, und ... Statt endlich von dem 
Ordnungsdenken Abschied zu nehmen, 
den Vollzug zeitgemäß unter Beach­
tung des § 3 StVollzG zu gestalten, 
liegt den Verantwortlichen mehr an 
der Kleiderordnung der Beamten des 
allgemeinen Vollzugsdienstes ... 

Arbeiterwohlfahrt der Stadt ßerlin e. \ 

Caritasverband fur ßcrlln c V. 

Diakonisches Werk Berlin c \'. 

St111flalligen- und Be.-ahrungsbilfe c \' 

-kali-

Speechzeiten in der Beratungsstelle: 

Montag. Dienstag, Donnerstag 9-16 Uhr 
Freitag 9-12 Uhr 
und nach Vereinbarung 

Beratung bei Geldstrafen: 

Montag, Dienstag, Donnerstag 
und Freitag 9-12 Uhr 

Sprechzeiten in den Haftanstalten: 

Tegel. Plötzensee (Jugendliche und 
Frauen) nach Vereinbarung über Vor­
melder, Briefe oder telefonisch bzw. 
über ihren Gruppenleiter 

Bundesallee 42 ( U-Bahn Berliner Straße) 
1000 Berlin 31 
Telefon 86 05 41 



Buch 
Scherz Verlag 
Stievestra ße 9 
8000 München 19 

Fred Alan Wolf 

Körper, Geist WJd neue Physik 

Ich denke, also bin ich. Aber wanun 
bin ich? Eine Frage, mit der sich der: 
Mensch allgemein recht wenig ausein­
andersetzt. Wer aber dennoch mehr 
über: sich und seinc:n Körper erfahren 
möchte. kommt an diesem Buch nicht 
vorbei. 

Der amerikanische Physiker Fred Alan 
Wolf betrachtet hier Körper und 
Geist mit den Augen der klassischen 
Physik und der Quantenphysik. Was 
hat die Physik mit unserem Körper zu 
tun? Ohne sie würde er nicht funk­
tionieren. Und mit Hilfe der Quanten­
physLI< ist es erst möglich, den Zu­
sammenhang von Körper und Geist zu 
begreüen. 

Dieses Buch ist eine fantastische 
Reise in den menschlichen Körper. 
l\'olf vollbringt damit dank seiner 
plastischen und genauen Sprache das 
Kunststück, auch den physikalischen 
und medizinischen Laien zu begei­
stern. Was er an lnfonnationen ver­
mittelt, lehrt uns wieder über etwas 
zu staunen, was ttir viele eigentlich 
zu selbstverständlich ist : das wun­
dervolle Funktionieren unseres Kör­
pers - und daraus resultierend viel-
leicht einen bewußteren Umgang 
damit. -rdh-

Reiner Padligur Vedag 
Moltkestraße 10 
5800 Hagen 

Schulte- Altedorneburg/Stäwen 

..• und noch lllE'hr Kontrolle? 

Strafhaft und Behandlung in Wohn­
gruppen 

~1i.t diesem Buch werden zum ersten 
Male seit lokrafttreten des Strafvoll­
zugsgesetzes im ] ahre 1977 Erfah­
rungen und Er-kenntnisse über be­
handlungsorientierte Wohngruppen im 
Regelvollzug vorgelegt. Nach zehn­
jähriger Praxis wird diese neue Voll­
zugsfonn einer kritischen Zwischen­
bilanz unterzogen. 

Es geht um Wohngruppen in der JVA 
Schwerte, die in den Jahren 77n9 
eingerichtet wurden. Das hat inso­
fern Modellchar:akter, als in der JVA 

Schwerte ungewöhnlich günstige Aus­
gangsbedingungen dafUr vorlagen. 

Die Herausgeber sind ein Praktiker 
und ein Theoretiker des \Vohngrup­
penvollzuges. Den Erfahrungen und 
Erkenntnissen, die sie dem Leser ver­
mitteln, kommt eine große Bedeutung 
in bezug auf den Ausbau dieser Voll­
zugsform zu. Für jeden, der damit 
befaßt oder davon betroffen ist, 
sollte dieses Buch zur Pflichtlektüre 
werden. 

Wilhelm Reich 
Charakter­
analyse 
~ 

Verlag Kiepenheuer & Witsch 
Rondoder Straße 5 
5000 Köln 51 

\"ilhelm Reich 

Charakteranalyse 

-rdh-

Reichs Charakteranalyse erschien 
1933 zum ersten \tale. Die Kritik 
nannte es "das Beste und Durchdach­
teste, was über die Psychother:apie 
gesagt worden ist". Die Nazis verbo­
ten kurze Zeit später die Verbrei­
tung dieses Werkes. Erst bei Kriegs­
ende 19L5 erschien das Buch erneut 
in den USA. 

Grundeinsichten und Methoden, die 
Reich in seinem Werk publiziert, sind 
von verschiedenen Therapien aufge­
nommen worden. Der Einfluß der 
Charakter:analyse auf die Entwicklung 
der Psychotherapie ist unübersehbar. 

Für Reich ist die Charakteranalyse 
Wi.derstandsanalyse . Der Freudschen 
Deutungsanalyse setzt er seine Ver­
haltensanalyse entgegen. Den neuro-

tischen Charakter eri<ennt er als ein 
Abwehrsystem, das seinen Ursprun.'l 
schon im Kindesalter hat. Die Verhal­
tensanalyse arbeitet sich vom 
Körperausdruck bis zu den vielfälti­
gen Schichten der Verdrängung vor. 

Reich stellte auch fest, daß die 
Lösung von Muskelverkrampfungen 
Sexualenergie freisetzt. die Fehlver­
halten abbaut. Von daher entwickelte 
er das Verstundnis der vegetativen 
Strömungen, die Basis seiner spä­
teren Biopsychiatrie oder Orgonthe­
rapie wurde. Reichs Arbeiten zur 
psychoanalytischen Charakterlehre 
sind als einmalig anzusehen. Es gibt 
in der Literatur nichts Vergleich­
bares. -rdh-

Scherz Verlag 
Stievestraße 9 
8000 München 19 

Thomas Cleary 

Das Tao des I Ging 

Das 1 Ging ist das älteste Weisheits­
buch der Chinesen. Es gibt verschie­
dene Auslegungen des l Ging. Bisher 
war bei uns nur die der Konfuzianer 
bekannt. Das Buch, das auf authen­
tischen chinesischen Quellen basiert, 
ennöglicht erstmals dem westlichen 
Leser einen Einblick ·in die von 
Taoisten jahrhundertelang nur im 
geheimen weitergegebene esoterische 
Exegese des l Ging. 

Das 1 Ging basiert auf der uralten 
chinesischen Yin-Yang-Lehre. D e 
Konfuzianer sahen im 1 Ging mehr 
eine Anleitung zu ethisch-morali­
schem Verhalten, die Taoisten hin­
gegen darin einen Leitfaden zur 
inneren geistigen Entwicklung des 
einzelnen. Yin und Yang, die polaren 
Urkräfte des Universums, manifestie­
ren sich nicht nur im Makrokosmos 
von Staat, Gesellschaft und Natur, 
sondern auch im Mikrokosmos von 
Geist und Körper des Menschen. Die 
Taoisten ent\Yi.Ckelten \Vege der medi­
tativen Selbst- und Welterfahrung. 

Thomas Clearv promovierte in ost­
asiatischen Sprachen an der Havard 
Universität und lehrte im Bereich der 
asiatischen Philosophie. Mit der Über­
setzung dieses \Verkes gibt er uns 
die Möglich'keit zum Verständnis der 
Taoisten und das 1 Ging als einen 
Wegweiser zur Selbstverwirklichunl!t 
zu nutzen. -rdh-
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Don't Panik, 
Leute, 1990 
wird alles 
besser! . 
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